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ein traditionsreicher Ein-
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Kommunale Spitzenverbände zur Finanzlage:

Hilferuf an Bund
und Länder

Deutschlands Städte und Gemeinden rechnen in die-
sem Jahr mit einem Rekorddefizit von 12 Milliarden
Euro. Auch in den Jahren 2011 bis 2013 werden zwei-
stellige Milliardendefizite erwartet. Wie die Präsiden-
tin des Deutschen Städtetags Petra Roth bei der Vor-
lage der Finanzprognose in Berlin hervorhob, „wer-
den die Folgen der globalen Finanz- und Wirtschafts-
krise 2010 in den Kommunen immer stärker spür-
bar“. Ein Teil der Städte stehe vor dem Kollaps und
drohe handlungsunfähig zu werden.

„Die schon seit Jahren beste-
henden strukturellen Finanzpro-
bleme vieler Städte spitzen sich
derzeit dramatisch zu. Rekordde-
fizite in zweistelliger Milliarden-
höhe, eine explodierende Ver-
schuldung durch kurzfristige Kre-
dite, der stärkste Steuerrückgang
seit Jahrzehnten und ungebremst
steigende Sozialausgaben kenn-
zeichnen die Situation“, erklärte
Roth.

Die kurzfristigen Kassenkredi-
te der Kommunen betragen in-
zwischen 33,8 Milliarden Euro.
Sie sind damit allein in den ersten
drei Quartalen des Jahres 2009
um mehr als 4 Milliarden Euro
gestiegen. Notleidende Städte
brauchen diese Kredite regel-
mäßig, weil sie mehr Aufgaben
erfüllen müssen als die Einnah-
men hergeben.

Erhebliche Steuerverluste

Bund, Länder und Kommunen
hatten Roth zufolge 2009 erheb-
liche Steuerverluste. Den stärk-
sten Einbruch ihrer Steuerein-
nahmen - um gut 10 Prozent –
mussten die Kommunen hinneh-
men. Das Minus betrug 7,1 Mil-
liarden Euro. Besonders stark
stürzten dabei die Gewerbe-
steuereinnahmen ab: um 17,4
Prozent. Viele Städte erlitten dra-
matische Verluste von mehr als
40 Prozent. Die Sozialausgaben
der Kommunen stiegen 2009
erstmals auf rund 40 Milliarden
Euro - beinahe doppelt so viel
wie kurz nach der Wiederverei-
nigung. 2010 wird ein weiterer
Anstieg um fast 2 Milliarden Eu-
ro erwartet. Hier benötigten die
Städte besondere Entlastung.

Wenn der Bundestagsbeschluss
zur Bundesbeteiligung nicht kor-
rigiert werde, drohe 2010 ein An-
stieg der bundesweiten kommu-
nalen Belastung mit Unterkunfts-
kosten auf 11 Milliarden Euro -
das wäre seit der Einführung von

Hartz IV ein Zuwachs um 27 Pro-
zent, so die Präsidentin. Der Aus-
gabenanstieg bei den Unter-
kunftskosten im Jahr 2010 werde
voraussichtlich - auch durch die
steigende Arbeitslosigkeit be-
dingt - rund 1 Milliarde Euro be-
tragen. Er würde dann sogar al-
lein den Kommunen aufgebürdet,
ohne dass der Bund Mehrkosten
zu tragen hat.

Belastungsgrenze erreicht

Mit Blick auf die nach der
Steuerschätzung im Mai geplante
Entscheidung der Bundesregie-
rung über weitere Steuersenkun-
gen meinte die Präsidentin, die
Städte könnten weitere Minder-
einnahmen nicht verkraften. Der
Städtetag lehne Steuersenkungen
nicht generell ab, doch sei die
Belastungsgrenze der städtischen

(Fortsetzung auf Seite 4)

Podium bei der Sitzung des KPV-Landesvorstandes in München
(v. l.): Georg Huber, Georg Schmid, Stefan Rößle, Dr. Bernhard
Schwab. Foto: DK

KPV-Landesvorstand und Hauptausschuss:

Dialog mit
Georg Schmid

Einen weiterhin regelmäßigen Dialog hat der CSU-
Fraktionsvorsitzende Georg Schmid den CSU-Kom-
munalpolitikern angeboten. Bei der jüngsten Sitzung
des KPV-Landesvorstandes und Hauptausschusses in
München erklärte er, sich insbesondere dem Thema
Bürokratieabbau widmen zu wollen, wobei dies eine
längerfristige Aufgabe für die Gesamtpartei auf allen
Ebenen darstelle.

Zunächst aber ließ KPV-Lan-
desvorsitzender Landrat Stefan
Rößle das vergangene Jahr kurz
Revue passieren. Insgesamt sei
2009 ein erfolgreiches Jahr für
die KPV gewesen - man habe
„gute, informative Sitzungen“
durchgeführt. Als Signal des
Aufbruchs wertete Rössle die
Klausurtagung der CSU-Land-
tagsfraktion in Wildbad Kreuth.

Dass sich die CSU als starker
Partner der Kommunen versteht,
darauf habe Parteivorsitzender
Horst Seehofer in der jüngsten
CSU-Vorstandssitzung hinge-
wiesen, fuhr Rößle fort. Seehofer
habe angeboten, auch mit den
kommunalen Spitzenverbänden
im Gespräch zu bleiben und ins-
besondere über die langfristige
Sicherung der Kommunalfinan-
zen zu beraten. Darüber hinaus
sei es Seehofer nach eigenem
Bekunden ein Anliegen, mit der
KPV und den Spitzenverbänden
über soziale Standards zu disku-
tieren sowie einen offenen, inten-
siven Dialog über eine Verwal-
tungsvereinfachung, speziell die
Entschlackung von Landes- und
Regionalplanung, zu führen.
Deutlich sei zudem zum Aus-
druck gekommen, dass die CSU
die Partei der Steuersenkung
bleiben will, „aber mit Maß und
Ziel und mit entsprechender Ab-
stimmung mit der KPV“.

Zukunftskonzepte

Die CSU, so der Landesvorsit-
zende, wolle sich erneuern. Zu
diesem Zweck habe die Partei in
Wildbad Kreuth Zukunftskonzep-
te erörtert und verschiedene Pro-

zesse gestartet. Dazu zähle
zunächst das Projekt 2020 der
CSU-Landtagsfraktion. Hier soll
sichergestellt werden, dass Bay-
ern seinen Wettbewerbsvorsprung
bundes- wie europaweit auch in
Zukunft erhalten und weiter aus-
bauen kann. Schwerpunkte des
Programms sind der Ausbau von
Ganztagsschulen, der Ausbau der
Hochschulen, Investitionen in
Forschung, die Cluster-Offensive,
Investitionen in den Klimaschutz
sowie die Förderung des ländli-
chen Raums und der Infrastruktur.

Parteireform

Das neue Regierungskonzept
FBI mit den Schwerpunktthemen
Familie, Bildung und Innovation
sei ebenso in den Neuerungspro-

zess eingebettet wie eine Parteire-
form, die sich u. a. mit Fragen der
Attraktivität, dem Aufstellungs-
Procedere von Kandidaten und
den Beteiligungsmöglichkei-
ten der Mitglieder befassen wird.

Mitmachpartei

Wie Rößle zudem berichtete,
sei die bisherige CSU-Grundsatz-
kommission in die sog. Zukunfts-
kommission unter der Leitung
des Europaabgeordneten Manfred
Weber überführt worden. Laut
Landrat Rößle, der als Stellvertre-
ter die kommunale Ebene vertritt,
soll diese frischen Wind in die
Partei bringen und sie für die
Wahlen in drei Jahren fit machen.
Weber will in die Kommission
wesentlich mehr Kommunalpoli-
tiker und erstmals auch einfache
Mitglieder von der CSU-Basis

berufen.Außerdem soll die Kom-
mission deutlich jünger werden
als bisher. Die CSU will einerseits
konservative Partei bleiben, ande-
rerseits das Gespräch mit Grup-
pen und Organisationen suchen,
die nicht zum konservativen
Spektrum zählen. Parteichef See-
hofer hat die Devise ausgegeben,
die CSU in die modernste Partei
Deutschlands und Mitmachpartei
zu verwandeln.

Stopp bei Förderzusagen

Was die GVFG-Förderungen
anbelangt, so wies der KPV-Vor-
sitzende darauf hin, dass momen-
tan von den Bezirksregierungen
keine weiteren Förderzusagen ge-
macht werden. Die GVFG-Zu-
schüsse in Höhe 130 Millionen
Euro blieben erhalten, jedoch sei

(Fortsetzung auf Seite 4)

Integration im Dialog:

Impulse und Ausblicke
Tagung des Bayerischen Sozialministeriums
und der Hanns-Seidel-Stiftung in München

Die 2005 in Kooperation mit dem Bayerischen Sozialministeri-
um gestartete Kampagne „Integration im Dialog“ fand ihre
Fortsetzung bei einer Fachtagung in den Räumen der Hanns-
Seidel-Stiftung in München. Die Veranstaltung diente der Be-
standsaufnahme und Vernetzung der vielen Maßnahmen und
Projekte, die sich seitdem auf unterschiedlichen Ebenen der Ge-
sellschaft entwickeln konnten. Neben der Vorstellung besonders
erfolgreicher Projekte der vergangenen fünf Jahre wurden Im-
pulse und Ausblicke für künftige Vorhaben vermittelt.

Bayerns Sozialministerin Chris-
tine Haderthauer wies eingangs
darauf hin, dass es sich bei Inte-
gration immer um Beziehungsar-
beit, vergleichbar einer Partner-
schaft oder Ehe handle. In einem
Überblick über die Entwicklung
der Migration seit den frühen
50er Jahren betonte sie die
Wandlung entscheidender Fakto-
ren. So macht heute der Anteil
der Gastarbeiter, deren Rückkehr
ins Heimatland fest eingeplant
sei, lediglich 13 % der Menschen
mit Migrationshintergrund aus.
Vor allem für nachfolgende Ge-
nerationen sei eine Rückkehr
meist eher eine Frage des ob und
weniger des wann.

Beste Lebenschancen

Haderthauer unterstrich die
herausragende Integrationsarbeit
der Menschen in Bayern, die in-
nerhalb der Bundesrepublik die
besten Lebenschancen biete.
Trotzdem beendeten auch heute
noch 17,5 % der Kinder mit Mi-
grationshintergrund ihre schuli-

sche Laufbahn ohne einen
Hauptschulabschluss.

Sprache und Bildung

Sprache und Bildung seien
deshalb die zentralen Ansatz-
punkte zur Steigerung der Inte-
grationschancen. Hier seien in
der Vergangenheit Fehler ge-

macht worden, die auch auf zu
hohen Erwartungen an den Inte-
grationswillen mancher Men-
schen beruhten, räumte die Mi-
nisterin ein. Die sich in der Fol-
ge entwickelnde Sprachverwir-
rung der Multi-Kulti-Bewegung
habe zu einer Zementierung die-
ser Verweigerungshaltung ge-
führt. Die neue Strategie fördere
und fordere deshalb vor allem
die Sprachqualifikation von Kin-
dern und Jugendlichen mit Mi-
grationshintergrund. Haderthau-
er unterstrich, dass der Schlüssel
zu den Kindern in der Integrati-
on und Bildung der Mütter liegt.
Somit stelle insbesondere die

(Fortsetzung auf Seite 4)

Das Tagungspodium in München (v. l.): Meinrad Gackowski, Mo-
nika Weinl, Moderatorin Özlem Sarikaya und Siegfried Balleis.

ISSN 0005-7045 | www.gemeindezeitung.de
Geretsried, 11. Februar 2010 | 61. Jahrgang | Nummer 4
ISSN 0005-7045 | www.gemeindezeitung.de
Geretsried, 11. Februar 2010 | 61. Jahrgang | Nummer 4

Fotonachweis: renehering (l.), aresauburn (r.) / flickr.com



LANDES- UND BUNDESPOLITIK2 GZ11. 02. 2010

Bürgermeister Albrecht Hofmann
97520 Röthlein

am 8.3.

Bürgermeister Josef Schuh
94104 Witzmannsberg

am 19.2.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Hans Freiberger

95473 Prebitz
am 1.3.

Bürgermeister Max Schmaderer
93489 Schorndorf

am 6.3.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin Karin Bucher

93413 Cham
am 1.3.

Bürgermeister Andreas Schwarz
96129 Strullendorf

am 3.3.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Willibald Schneider
85131 Pollenfeld

am 4.3.

Bürgermeister Günther Oettinger
63920 Großheubach

am 16.2.

Bürgermeisterin Viktoria Horber
86920 Denklingen

am 23.2.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Franz Schießl

83317 Teisendorf
am 3.3.

Bürgermeister Wolfgang Gum
82229 Seefeld

am 5.3.

Bürgermeister Peter Seifert
97464 Niederwerrn

am 8.3.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Windkraft trotzt der
Wirtschaftskrise
Zweiter bayerischer Windbranchentag

am 17. März 2010 in der Stadthalle Fürth

Nach dem erfolgreichen Auftakt vor einem Jahr in Regensburg
wird der Bundesverband WindEnergie im Frühjahr 2010 seinen
Zweiten bayerischen Windbranchentag in Fürth veranstalten.
„Wir wollen deutlich machen“, so BWE-Landesvorsitzender
Günter Beermann, „dass die Windkraft als klimafreundliche En-
ergietechnologie auch im Süden Deutschlands zu einer starken
und dynamischen Wirtschaftskraft herangewachsen ist.“ Dies sei
gerade im Großraum Nürnberg mit namhaften Zulieferunterneh-
men, vielen Arbeitsplätzen und nicht zuletzt mit dem neuen
Windgetriebewerk von Bosch Rexroth besonders augenfällig.

Die Windbranche ist darüber hinaus einer jener Wirtschaftsbe-
reiche, der noch immer hohe Zuwächse verzeichnet und deshalb -
in den Worten von Bundespräsident Horst Köhler - „Hoffnung auf
eine gute Zukunft“ gibt. Um dies selbstbewusst und nachdrück-
lich nach außen zu vermitteln, lädt der BWE-Landesverband alle
bayerischen Unternehmen und Kommunen ein, sich beim Bran-
chentag zu beteiligen und zu präsentieren. „In Fürth geht es nicht
nur um den Windenergiestandort, sondern vor allem auch um den
zukünftigen Wirtschaftsstandort Bayern“, hob Beermann hervor.

Erwartet werden namhafte Vertreter aus Politik, Wirtschaft und
Wissenschaft. In drei Foren diskutieren Experten über „Potenziale
und Perspektiven der bayerischen Windbranche“, über den Stand der
Nutzung der Windkraft („Woher der Wind in Bayern weht“) sowie
die Frage, ob und wie das Bundesland Bayern die Chancen der Win-
denergie nutzt (mit Energie-Experten aus den Landtagsparteien).

Nachtragshaushalt 2010:

Mehr Ausgaben - noch
ohne neue Schulden

Bayern zeigt Stärke trotz Krise
Trotz Krisen mit sinkenden Einnahmen bis hin zu Milliardenver-
lusten bei der BayernLB setzt Bayerns Finanzminister Georg Fah-
renschon auf hohe Investitionen und Ausgabenwachstum. Unter
dem Motto „Bayern zeigt Stärke“, präsentierte er den Nachtrags-
haushalt 2010 dem Landtag in Erster Lesung. Die Stärke komme
darin zum Ausdruck, dass die Ausgaben des Freistaats im Nach-
trag um 2,1% auf 42,3 Mrd. Euro und eine Investitionsquote von
13,8% steigen; und das ohne neue Schulden, was er ausdrücklich
aber nur auf dieses Jahr beschränkte. Den Kommunen werde wie-
der eine Grundlage zu eigenem Investieren geschaffen.

Noch sei die Krise bei weitem
nicht ausgestanden und zunächst
ein kraftloser Aufschwung zu er-
warten, räumte der Finanzminis-
ter ein. Die öffentlichen Haus-
halte stünden vor extremen Her-
ausforderungen. Wenn der Etat
auf die schwarze Null aufbaue,
sei das kein Zufall, sondern Er-
gebnis bewährter bayerischer
Wirtschafts- und Finanzpolitik.
Bayern stehe im Ländervergleich
an der Spitze. Die Investitionen
erreichten dank Bundeszuschüs-
sen mit 5,87 Mrd. Euro Rekord-
höhe. Für den Haushalt 2011/12
erwartet Fahrenschon jedoch ein
strukturelles Defizit von mehre-
ren Milliarden.

Zu den Klagen und Forderun-
gen der Kommunen sagte er, kein
anderes Land habe ihnen bisher
so viele Investitionsmittel bewil-
ligt wie Bayern. Die gesunkenen
kommunalen Steuereinnahmen
würden im Nachtragsetat mit zu-
sätzlich 60 Mio. Euro für die
Verwaltungshaushalte berücksich-
tigt. Langfristig werde der Auf-
schwung zu Steuermehreinnah-
men führen. Dazu trage die Er-
höhung des allgemeinen Steuer-
verbundes auf 12% überpropor-
tional bei.

Mindereinnahmen

Für die Opposition ist das
ganze Zahlenwerk Schall und
Rauch. Es sei aufgebaut auf „tar-
nen, tricksen und täuschen“, wie
SPD-Haushaltsexperte Volkmar
Halbleib formulierte. Für die
Kommunen schätzte er 126 Mio.
Euro Mindereinnahmen bei Ein-
kommen- und Gewerbesteuer.
Zum anderen kürze Schwarz-
Gelb in Bayern den kommunalen
Finanzausgleich um 116 Mio.
Euro. Zusammen mit dem
Wachstumsbeschleunigungsge-
setz der schwarz-gelben Bundes-
regierung müssten die Kommu-
nen Mindereinnahmen bis zu ei-
ner Milliarde pro Jahr verkraften.

Für Thomas Mütze (Grüne) re-
giert im Nachtragsetat das Prin-
zip Hoffnung. Auf das Wachs-
tumsbeschleunigungsgesetz und
damit höhere Steuereinnahmen
zu setzen, sei jetzt schon zum
Scheitern verurteilt. Um das

Berliner „Wahnsinnsbeschleuni-
gungsgesetz“ zu rechtfertigen,
wären 6-7% jährliches Wirt-
schaftswachstum nötig. Das sei
Illusion. Den Kommunen wür-
den 300 Mio. Euro genommen.
Der Finanzminister lagere zu-
dem die Milliardenverluste der
BLB in einen Sonderhaushalt
um. Christine Kamm (Grüne)

vermisste eine unterschiedliche
Gewichtung zwischen struk-
turstarken und -schwachen Kom-
munen. Keine Kritik der Oppo-
sition gab es an dem im Etat vor-
gesehenen Strukturprogramm für
die von der Wirtschaftskrise be-
sonders betroffene Region Nürn-
berg/Fürth mit 115 Mio. Euro.

Guter Kompromiss

Manfred Pointner (FW) berich-
tete von großen Sorgen der Bür-
germeister und Landräte. Vieler-
orts werde man sich nur mit Ge-
bührenerhöhungen und Ein-
schränkung sozialer Leistungen
aus der Finanznot helfen können.
Pointner forderte eine Erhöhung

der Schlüsselzuweisungen und In-
vestitionspauschalen.Alle Opposi-
tionsfraktionen kündigten für die
Einzelberatungen im Haushalts-
ausschuss Änderungsanträge an.

U. a. wollen sie Millionen- bis
Milliardenbeträge dadurch frei-
machen, dass auf Projekte wie
die dritte Startbahn beim Münch-
ner Flughafen verzichtet wird.

Erika Görlitz (CSU) antwortete,
die Koalition sei ein ganz starker
Förderer der Kommunen. Der Mi-
nisterpräsident habe ein neues Ge-
spräch mit ihren Spitzenverbän-
den bereits angekündigt. Georg
Winter (CSU), der Vorsitzende
des Haushaltsausschusses, be-
kannte sich gleichfalls zum Etat-
entwurf. Er sehe die Stärkung der
kommunalen Investitionskraft vor.

Karsten Klein (FDP) betonte,
mit der CSU gemeinsam stehe
man für den partnerschaftlichen
Umgang. Im Spitzengespräch mit
dem Finanzminister sei für die
Kommunen ein sehr guter Kom-
promiss gefunden worden. Er
räumte ein, den Etat ausgeglichen
zu halten, tue teilweise weh. rm

Bayern macht beim
Datenkauf mit
FDP bleibt in der Ablehnung allein

Freistaat zahlt 15 Prozent

Staatsregierung und Landtag stehen zu Kauf undAuswertung der
aus der Schweiz kommenden Steuersünder-CD durch die Bundes-
regierung. Dringlichkeitsanträge von SPD und Grünen in diesem
Sinne wurden von der CSU nur wegen ihrer Kritik an einer perso-
nell unterbesetzten bayerischen Steuerfahndung zusammen mit
der FDPabgelehnt. Doch für sie war Hauptgrund, ein Rechtsstaat
dürfe Steuerhinterziehungen nicht mit illegalen Mitteln ahnden.

Die SPD begrüßte den Daten-
ankauf über 1.300 oder mehr
deutsche Kunden von Schweizer
Banken für 2,5 Mio. Euro. Volker
Halbleib verwies auf die von der
Bundesregierung und dem feder-
führenden Land Nordrhein-West-
falen vorgenommene rechtliche
Prüfung dieses Geschäfts mit kri-
minellem Hintergrund. Die Bür-
ger erwarteten, dass Steuerge-
rechtigkeit für alle gelte. Es müss-
ten die gleichen Grundsätze gel-
ten wie bei der Drogenbekämp-
fung. Halbleib bezog sich aber
auch auf den Text des Dringlich-
keitsantrags, wonach der Steuer-
vollzug in Bayern unzureichend
sei, weil Personal fehle.

Kein Verwertungsverbot

Die Grünen beschränkten sich
in ihrem Dringlichkeitsantrag auf
die Aufforderung, die Schweizer
Daten gemeinsam mit den ande-
ren Bundesländern und dem
Bundesfinanzministerium zu
kaufen. Thomas Mütze war
gleichfalls der Meinung, es gebe
kein Verwertungsverbot. Der
Staat kaufe sich auch anderweitig
Beweise. Das Kaufgeld könne
man als Belohnung für sachdien-
liche Hinweise beschreiben.

Alexander König (CSU) und
im weiteren Verlauf der lebhaften
Diskussion auch Justizministerin
Dr. Beate Merk und Finanzmi-
nister Georg Fahrenschon mahn-
ten, die Diskussion mit Gelassen-
heit zu führen. Bei den rechts-
staatlich-juristischen Vorbehalten
sei das überwiegende Interesse
an der Steuergerechtigkeit zu
berücksichtigen. Der Finanzmi-
nister wies die Kritik an der
bayerischen Steuerverwaltung
zurück. Sie betreibe im Gegenteil
die erfolgreichste Steuerfahn-
dung in Deutschland. Zudem

würden jetzt 500 neue Planstel-
len geschaffen. An den Kosten
des Datenkaufs wird sich Bayern
mit 15% beteiligen.

Gute Arbeit der
Steuerverwaltung

Markus Reichart (Freie Wäh-
ler) war trotz Problematik für den
Kauf. Den SPD-Antrag wertete
er als überzogen und als Zeichen
der SPD-Abneigung gegen Un-
ternehmer. Der bayerischen Steu-
erverwaltung bescheinigte er gute
Arbeit. Einzig Dr. Andreas Fi-
scher (FDP) lehnte den Daten-
kauf entschieden ab. Das sei ge-
nau so, wie wenn ein Steuerbera-
ter oder ein Rechtsanwalt seine
Mandanten wegen illegalen Ver-
haltens anzeigen würden. In ei-
nem solchen Staat wolle er nicht
leben, betonte Fischer.

Der Grünen-Antrag wurde von
beiden Koalitionsfraktionen bei
mehreren CSU-Enthaltungen ab-
gelehnt. Die SPD-Vorlage bekam
in einer von der CSU beantragten
namentlichen Abstimmung 51
Ja- gegen 95 Nein-Stimmen bei 6
Enthaltungen aus der CSU. rm

Beim Breitband
geht es voran

Zahl der Förderanträge steigt
Die Verantwortung soll bei den Gemeinden bleiben

Die Breitbandversorgung für 98% der Fläche Bayerns bis 2011
zu erreichen, wird im Landtag von den Koalitionsfraktionen auf
der Basis kommunaler Initiativen in Zusammenarbeit mit den
überregionalen Anbietern und der örtlichen Wirtschaft für er-
reichbar beurteilt. Ein Antrag der Freien Wähler, der Staatsre-
gierung eine koordinierende, lenkende und strategische Verant-
wortung zu übertragen, wurde abgelehnt.

Im federführenden Wirtschafts-
ausschuss sprachen sich der Vor-
sitzende, Wirtschaftsminister a. D.
Erwin Huber, Berichterstatter To-
bias Reiß (CSU) sowie Dr. Franz
Xaver Fischer (FDP) gegen eine
Verstaatlichung aus. Die Breit-
bandversorgung solle von Kom-
munen und Anbietern wie Tele-
kom mit staatlicher Förderung er-
folgen. Reiß berichtete, dass jetzt
rund 210 Gemeinden 14 Mio. Eu-
ro Fördergeld beantragt haben.
Weitere 100 Bescheide durch die
Regierungen seien abzusehen. Im
vergangenen Herbst, als der Land-
tag das Thema erörterte, hatten
erst etwa 100 GemeindenAnträge
von 7 Mio. Euro gestellt. Der auf
500.000 Euro erhöhte Förder-
höchstbetrag wirke sich aus. Der-
zeit stellen Bund und Land 40
Mio. Euro zur Verfügung.

Für die Freien Wähler hatte der
stellvertretende Ausschussvorsit-
zende Alexander Muthmann die
gemeinsame Planung von Kom-
munen, Anbietern und Gewerbe

als durchaus effektiv anerkannt,
gleichwohl müsse der Staat den
Gemeinden auf der Suche nach
Vertragspartnern helfen und ei-
nen Gesamtausbauplan erstellen.
Muthmann verwies auf das Bei-
spiel Oberösterreich. Dort hätten
sich auch CSU-Abgeordnete über
das Funktionieren der Breitband-
Landesaufgabe informiert und
positiv geäußert.

Daseinsvorsorge

Anette Karl und Bernhard
Roos (SPD) erachteten die Breit-
bandversorgung gleichfalls als
Aufgabe des Staates in der Da-
seinsvorsorge, um Kommunen,
Anbieter und Wirtschaft unter ei-
nen Hut zu bekommen. In der
CSU sei eine langsame Abkehr
von der Devise zu erkennen, der
Markt werde das schon regeln.
Die SPD votierte mit den Grü-
nen für den FW-Antrag, der gut
gemeint, wenn auch nicht wirk-
lich weiterführend sei rm

Rauchverbot:

Volksentscheid
am 4. Juli

Landtag berät bis April das Gesundheitsschutzgesetz
des Volksbegehrens - Fronten bleiben unverändert

Im Streit um das Rauchverbot in Gaststätten, Bierzelten und
Spielsalons wird es aller Voraussicht nach am 4. Juli zum Volks-
entscheid kommen. Das Datum wurde genannt, als der Landtag
letzte Woche das mit 13,9% der bayerischen Wähler erfolgrei-
che Volksbegehren für die radikale Lösung verfassungsgemäß in
Beratung nahm. Formell sind nach der Ersten Lesung im Ple-
num noch Ausschussberatungen und Zweite Lesung erforder-
lich; die Fronten sind jedoch unverändert: SPD und Grüne sa-
gen Ja, die FDP bleibt bei der von ihr letztes Jahr durchgesetzten
liberalen Lösung, ihr Koalitionspartner CSU und die Freien
Wähler sagen weder Ja noch Nein.

„Jetzt haben die Wähler das
Wort“, haben Ministerpräsident
Horst Seehofer und Gesundheits-
minister Markus Söder propagiert.
Zwar hätten im Volksbegehren
fast 14% das strikte Verbot unter-
schrieben, doch jetzt sollten auch
die übrigen 86% gefragt werden.
Christian Meißner (CSU) meinte
zwar, die geltende Regelung habe
sich in der Lebenswirklichkeit be-
währt, er war jedoch gegen eine
wahlkampfähnliche Kampagne
vor dem Volksentscheid.

Für die FDP focht Dr. Andreas
Fischer für die geltende Rege-
lung. Abgesehen davon, dass es
auch beim radikalen Rauchverbot
Schlupflöcher geben werde, sei
diese Lösung ein Schritt in den
Überwachungs- und Verbotsstaat.
Die frühere Gesundheitsministe-
rin Christa Stewens (CSU) sah
die Kontrollbehörden bei der
Überwachung von Festzelten „in
neue Vollzugsdefizite stolpern“.

Kathrin Sonnenholzner (SPD)
und Theresa Schopper (Grüne)
forderten Zustimmung des Land-
tags zum Volksbegehren. Damit
würde es Gesetz, und die 13 Mil-
lionen Euro für den Volksent-
scheid könnten in die Gesund-
heitspolitik gesteckt werden. Für
die Freien Wähler wollte sich
Prof. Michael Piazolo nicht fest-
legen. Er war der Ansicht, „die
alte CSU“ hätte für das geltende
Gesetz gekämpft.

Nach der Terminplanung des
Ältestenrats soll das „Gesund-
heitsschutzgesetz“ wie es offizi-
ell heißt, im Landtag Mitte April
zur abschließenden Zweiten Le-
sung kommen. Dann kann das
Innenministerium den Termin
für den Volksentscheid amtlich
festlegen. Im Gespräch war bis-
her auch noch der 27. Juni. Die
Fronten im Landtag werden sich,
wie allgemein bestätigt, nicht
mehr ändern. rm

Bayerns schönste
Dörfer gesucht

Bayerns schönste Dörfer werden wieder prämiert: Für den 24.
Landeswettbewerb „Unser Dorf hat Zukunft – unser Dorf soll
schöner werden“ können sich Gemeinden oder Gemeindeteile un-
ter 3.000 Einwohnern bis 1. Juni anmelden. Das hat Landwirt-
schaftsminister Helmut Brunner in München mitgeteilt. Der Wett-
bewerb wird in mehreren Stufen durchgeführt: Die Landkreissie-
ger werden noch in diesem Jahr ermittelt. 2011 fallen die Ent-
scheidungen in den Regierungsbezirken und 2012 auf Landese-
bene. Die bayerischen Golddörfer nehmen dann 2013 am Bun-
deswettbewerb teil. Nach den Worten des Ministers ist der Dorf-
wettbewerb, der alle drei Jahre durchgeführt wird, „die größte
Bürgerinitiative Bayerns.“ Seit 1961 haben mehr als 26.000
bayerische Dörfer an der Prämierung teilgenommen.

Der Wettbewerb bietet laut Brunner die Chance, gemeinsam die
Zukunft des ländlichen Raums zu gestalten. Der Erfolg beruhe
auf Freiwilligkeit und Eigenleistung. Nicht Konzepte oder Ver-
ordnungen stünden im Mittelpunkt, sondern bürgerschaftliches
Miteinander unter fachlicher Begleitung. Brunner: „So wird das
Bewusstsein für die Werte im eigenen Dorf geschärft und die ge-
meinschaftliche Weiterentwicklung der gewachsenen Dorf- und
Landschaftsstrukturen möglich gemacht.“ Formulare, Ausschrei-
bungsunterlagen sowie fachliche Beratung gibt es bei der örtlich
zuständigen Kreisfachberatung für Gartenkultur und Landespfle-
ge an den Landratsämtern und bei den kreisfreien Städten. Detail-
lierte Informationen zum Landeswettbewerb finden sich auch im
Internet unter www.unser-dorf-hat-zukunft.bayern.de.
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Liebe Leserinnen
und Leser,

im Frühjahr 2008 startete
im Landkreis Donau-Ries das
Projekt „Jedem Kind ein Ins-
trument“, kurz JeKi“, das mitt-
lerweile an etlichen Grund-
schulen sehr erfolgreich ein-
geführt wurde. Ins Leben ge-
rufen wurde JeKi seinerzeit
von Oberbürgermeister Armin
Neudert und mir als Landrat
in Zusammenarbeit mit dem
Vorstandsvorsitzenden der
Sparkasse Donauwörth, Di-
rektor Johann Natzer. Die In-
itiative, die unter der Schirm-
herrschaft des Bayerischen
Ministerpräsidenten Horst See-
hofer steht, wird im Geschäfts-
bereich der Sparkasse Do-
nauwörth aus den Mitteln
der Stiftung der Sparkasse Donauwörth geför-
dert. Eine weitere finanzielle Zuwendung durch

den Sparkassenverband Bayern in Verbindung
mit dem Bayerischen Musikrat ermöglichte ei-
ne eigene “JeKi”-Internetpräsenz. Diese wurde
nun offiziell vorgestellt und freigeschaltet.

Auf der neuen Internetplattform (www.jeki-
bayern.de), die vom Mertinger Internet System-
haus ProWide gestaltet wurde, erfahren die Be-
sucher alles über die Möglichkeiten und Vortei-
le von JeKi sowie über das Programm und das
Konzept. Darüber hinaus kann sich der Be-
trachter einen Überblick über die am Projekt
JeKi teilnehmenden Schulen in Bayern ver-
schaffen. Weitere Seiten beantworten vorab die
häufigsten Fragen von interessierten Eltern und

Schulen oder von Personen, die JeKi ganz ein-
fach unterstützen möchten.

Nach wie vor wichtigstes Ziel von JeKi ist es,
dass alle Grundschüler von teilnehmenden Schu-
len auch künftig Gelegenheit haben, an der ei-
genen Schule Musikinstrumente kennen und
spielen zu lernen. Betonen möchte ich aus-
drücklich, dass die Aktion vollkommen freiwil-
lig ist und dass es hierfür keine staatlichen Zu-
schüsse gibt. Entscheidend für die weitere Ver-
breitung von JeKi ist dabei nicht die Übernah-
me eines bestehenden Konzeptes, sondern viel-
mehr von der JeKi-Idee überzeugt zu sein und
in seiner Grundschule und mit Partnern vor Ort
eine eigene Initiative zu starten. Die neuge-
schaffene Internetpräsenz mit vielfältigen Infor-
mationen bietet dazu hilfreiche Unterstützung.

Die Initiative hat sich für unsere Kinder als
großer Segen erwiesen. Das Erlernen eines Ins-
trumentes fördert die intellektuelle, emotionale
und soziale Entwicklung junger Menschen in
vielfältiger Weise. Deshalb lade ich Sie herzlich
zum Mitmachen ein!

KolumneGZ Stefan Rößle

„JeKi“ jetzt auch
online präsent

Freischaltung der neuen Internet-Präsenz „JeKi“. Von links:
Jochen Schmidt (Internet Systemhaus Pro Wide), Renate Hein-
rich (Staatliches Schulamt), Sparkassendirektor Johann Natzer,
OberbürgermeisterArmin Neudert, Stadtkapellmeister Walter
Pfeifer, Landrat Stefan Rößle und Hans Mesch (stellvertreten-
des Vorstandsmitglied der Sparkasse Donauwörth).

Ihr Stefan Rößle

Werkstätten:Messe 2010 in Nürnberg:

Vielfalt, Qualität
und Design

Vom Holzspielzeug bis zur innovativen Dienstleistung: Nahezu
200 Werkstätten für behinderte Menschen aus ganz Deutsch-
land, dazu zahlreiche Dienstleister, stellen vom 11. bis 14. März
wieder ihre Produkte für Haus, Garten, Freizeit und vieles mehr
vor. Die Werkstätten:Messe in Nürnberg ist Treffpunkt und Fo-
rum für alle werkstattrelevanten Themenbereiche. Die Messe ist
unverzichtbar - als Informations-, Kommunikations- und Aus-
tauschplatz sowie als Verkaufsveranstaltung von wachsender
Bedeutung.

Vielfalt, Qualität und Design
von ganz besonderen Produkten
und Leistungen in Kombination
mit einem attraktiven Rahmen-
programm - das ist das Erfolgsre-
zept der Werkstätten:Messe. Bun-
desweit einzigartig ist ihr Fach-
vortragsprogramm. Wie nutzt
man die vielfältigen Möglichkei-
ten persönlicher Budgets? Muss
ein Integrationsprojekt ge-
meinnützig sein? Welche Anfor-
derungen stellen die Beschäftig-
ten einer Werkstatt an das
pädagogische Personal? Dies sind
nur wenige der vielen Fragen zum
Werkstattalltag, die in über 90
Fachvorträgen umfassend beant-
wortet werden. Detaillierte Infor-
mationen zu Themen wie strategi-
sche Entwicklung, Personalmana-
gement, Finanzierung und Be-
steuerung, Bildung, Persönliches
Budget, Übergänge auf den allge-
meinen Arbeitsmarkt, Marketing,
Recht und Rechtsentwicklung etc.
werden informativ und professio-
nell von Experten präsentiert.

Ein weiteres Highlight der
Messe ist der Unternehmertag
am 12. März. Die Werkstätten-
verordnung verpflichtet Werk-
stätten, nach betriebswirtschaft-
lichen Grundsätzen zu arbeiten
und wirtschaftliche Arbeitser-
gebnisse anzustreben. Das macht
Werkstätten zusätzlich zu ihrer
rehabilitativen Leistung auch zu
Unternehmen. Sie brauchen Ver-
bindungen und Partnerschaft mit
der Erwerbswirtschaft. Berüh-
rungen und Beziehungen zu Un-
ternehmen sind vielgestaltig, sie
sind gesucht und nicht immer
konfliktfrei, wie die Veranstal-
tung aufzeigen wird.

„chance:kunst“

Die immer gern besuchte sozi-
alpolitische Veranstaltung setzt
sich am 13. März mit den Vor-
schlägen der Arbeits- und Sozial-
ministerkonferenz und den Vor-
stellungen der Bundesregierung
zur Weiterentwicklung der Ein-
gliederungshilfe (Koalitionsver-
trag) vor dem Hintergrund der
VN (Vereinte Nationen)-Konven-
tion über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen ausein-
ander. Auf dem Podium werden
Teilnehmer aus Politik, Ver-

waltung und Verbänden erwartet.
„chance:bildung/chance:kunst“

lautet das Motto eines Gemein-
schaftsstandes. Aussteller präsen-
tieren mit Konzepten und Praxis-
beispielen, wie sie dem gesetzli-
chen Auftrag der beruflichen Bil-
dung und Qualifizierung der
Werkstattbeschäftigten gerecht
werden. Dabei gewinnt die
„Kunst“ als Medium der berufli-
chen Bildung zunehmend Wert-
schätzung und fördert besonders
die Persönlichkeit der „Akteure“.
Das gilt auch für Menschen mit
sehr hohem Unterstützungsbe-
darf. Tagesförderstätten und
Werkstätten stellen ihre Konzepte
zur Beruflichen Bildung für die-
sen Personenkreis dar und zeigen,
dass auch für diese Menschen
Teilhabe am Arbeitsleben mög-
lich ist.

„chance:bildung“

Schwerpunkt 2010 sind die
Anbieter der beruflichen (Aus-)
Bildung und ihre Angebote für
Werkstattbeschäftigte. Im Fokus
stehen besonders Kooperationen
von Werkstattträgern mit Inte-
grationsfachdiensten, berufli-
chen Trainingszentren oder Be-
rufsbildungswerken.

Erstmals präsentiert auf dem
Stand chance:bildung ein interdis-
ziplinäres Expertenteam der Ge-
org-Simon-Ohm-Hochschule ein
Lern-, Therapie- und Spielesy-
stem für barrierefreies Spielen oh-
ne Grenzen: genesis. Dabei han-
delt es sich um ein neues Konzept
zur integrativen Förderung von
Kindern mit körperlicher und gei-
stiger Behinderung nach dem
Motto „Fördern durch Spielen“.
genesis bietet eine Vielzahl von
individuellen Anpassungen, so
dass das System maßgeschneidert
auf die spezifischen Bedürfnisse
bzw. die der spielenden Personen
angepasst werden kann.

Der Gemeinschaftsstand „Grü-
ner Bereich“ wird auf der Werk-
stätten:Messe 2010 in Nürnberg
zum ersten Mal umgesetzt. Vor-
gestellt werden Produkte und
Dienstleistungen der auf diesem
Gebiet agierenden Werkstätten.
Das gesamte Potenzial zur Schaf-
fung von Arbeitsplätzen für be-
hinderte Menschen dieses span-

nenden Arbeitsbereiches kann
hier einer breiten Öffentlichkeit
präsentiert werden.

Exzellente Preise

Attraktives Zentrum des Mes-
sestandes wird die gemeinsame
Aktions- und Informationsfläche
sein. Hier werden im Rahmen ei-
nes Gewinnspiels täglich Pro-
dukte und Produktproben der am
Gemeinschaftsstand beteiligten
Werkstätten als Preise verlost.
Zusätzlich haben die Mitausstel-
ler die Möglichkeit, die Fläche
für publikumswirksame Aktio-
nen rund um die Produktion im
jeweiligen Grünen Bereich wie
beispielsweise Floristik oder
Korbflechten zu nutzen.

Bereits zum fünften Mal wer-
den 2010 die exzellent-Preise für
die Kategorien Produkt, Koopera-
tion und Bildung vergeben. Drei
Jurys haben bereits vor der Messe
die Bewerbungen gesichtet, aus
denen der jeweilige Gewinner er-
mittelt wird. Die Preisträger in
den Kategorien Bildung und Ko-
operation werden bei der Eröff-
nung bekannt gegeben und erhal-
ten den Preis aus der Hand der
bayerischen Staatsministerin für
Arbeit und Soziales, Christine
Haderthauer. Der Preisträger ex-
zellent:produkt wird am ersten
Messetag aus dem Kreis der No-
minierten ermittelt. Dieser Preis
wird am 13. März von der bayeri-
schen Landtagspräsidentin Barba-
ra Stamm überreicht.

Vorteile für alle

2009 überzeugten sich über
15.000 Besucher von der Lei-
stungsvielfalt der Werkstätten.

BayernLB:

Gerd Häusler neuer
Vorstandsvorsitzender

Gerd Häusler (58) wird zum 15. April 2010 den Vorstandsvor-
sitz der BayernLB übernehmen. Das hat der Verwaltungsrat der
BayernLB in seiner jüngsten Sitzung beschlossen. Als dessen
stellvertretender Vorsitzender gehört Häusler dem Verwaltungs-
rat seit 1. August 2009 an.

Georg Fahrenschon, Bayerischer Finanzminister und Vorsit-
zender des Verwaltungsrates: „Mit Gerd Häusler gewinnen wir
einen national und international sehr erfahrenen und hoch re-
spektierten Bankmanager als neuen Vorstandsvorsitzenden der
BayernLB. Er ist eine hervorragende und anerkannte Persön-
lichkeit und verfügt über drei Jahrzehnte Erfahrung im öffentli-
chen und im privaten Banksektor, die er sowohl im Inland als
auch im Ausland gesammelt hat. Mit diesen vielfältigen Erfah-
rungen und Sachkenntnissen in verschiedenen Bereichen des
Bankgeschäfts wird er der Landesbank die notwendigen strate-
gischen Impulse geben, um ihr auf dem bereits eingeschlagenen
Weg der Restrukturierung und Neuausrichtung zum Erfolg zu
verhelfen. Gerd Häusler verfügt zudem bereits durch seine Mit-
gliedschaft im Verwaltungsrat über tiefe Einblicke in die Bank
und profunde Kenntnisse über ihr Geschäft.“

Schirmherr der Werkstätten:Mes-
se 2010 ist erneut Bayerns Mini-
sterpräsident Horst Seehofer. In
seinem Grußwort heißt es u. a.:
„Hier wird in höchster Konzen-
tration deutlich, was Integration
von Menschen mit Behinderung

für unsere Gesellschaft bedeutet
und welche Vorteile sie für alle
bringt. An erster Stelle stehen
natürlich die Betroffenen selbst.
Sie finden in den Werkstätten ei-
nen äußeren Rahmen, der ihnen
eine sinnvolle Arbeit und somit

die Teilhabe am wirtschaftlichen
und gesellschaftlichen Leben er-
möglicht. In den Werkstätten er-
füllen sich die Grundsätze unse-
res Sozialstaats und unserer So-
zialen Marktwirtschaft auf eine
besonders gelungene Art.“ DK

Auswirkung des demografischen Wandels auf die Infrastruktur:

Einige Kommunen müssen sich
auf Schrumpfung einstellen

Die Bayern werden weniger, älter und bunter - diese drei Worte
umreißen die Folgen des demografischen Wandels. Die Kommu-
nen, die in Bayern je nach Region unterschiedlich getroffen wer-
den, müssen sich mit den Auswirkungen bereits jetzt befassen.

Im Ausschuss der kreisan-
gehörigen Verbandsmitglieder
und im Finanzausschuss des
Bayerischen Städtetags wiesen
Dr. Horst Körner und Bernward
Karl Junge (arf Gesellschaft für
Organisationsentwicklung) auf
Folgen für die Kommunalpolitik
hin: Die Rathäuser müssen sich
bei sinkenden Einwohnerzahlen
auf sinkende Steuereinkünfte
einstellen. Es sinken auch die pro
Kopf bemessenen staatlichen Zu-
weisungen für Investitionen.

Die demografischen Verände-
rungen schlagen auch bei den Ge-
bühren durch: Die Fixkosten für
Versorgungsnetze für Energie, für
Kanalisation, Wasser und Straßen
werden nicht billiger, wenn weni-
ger Bürger sie nutzen: Die Kosten
für den Unterhalt bleiben, aller-
dings verteilen sich die gleichen
Lasten für die Pflege der Infra-
struktur auf weniger Schultern.
Wenn sich der Altersaufbau einer
Stadt ändert, wenn die Zahl der
Kinder sinkt und der Anteil der
Senioren steigt, werden langfristig
weniger Plätze für Kinderbetreu-
ung und Schulen benötigt, aber
gleichzeitig steigt der Bedarf für
die Betreuung von Senioren.

Der demografische Wandel
wird sich je nach Region und Orts-
größe unterschiedlich auf Städte
und Gemeinden auswirken. Aller-
dings lässt sich verallgemeinernd
ein Fazit ziehen: Die Kommunen
dürfen nicht mehr nur auf Wachs-

tum bauen, sie müssen sich auf
Schrumpfung einstellen.

Ein Großteil der Kommunen
sollte nicht mehr an Ausbau oder
Neubau denken, sondern muss
sich verstärkt mit Rückbau befas-
sen: Die Bevölkerungszahl sinkt
wegen sinkender Geburtenraten.
Ambitionierte Programme zur

Steigerung der Attraktivität eines
Ortes und zu mehr Familien-
freundlichkeit werden kaum eine
Steigerung der Bevölkerungszahl
erreichen. Daher müssen sich
Kommunalpolitiker mit Fragen
von Verkleinerung und verringer-
ten Kapazitäten auseinander set-
zen. Dieser Wandel müsste sich
auch in der Fördersystematik des
Staates niederschlagen: Während
bislang vor allem Neubau geför-
dert wird, müsste künftig der

Rückbau und die Verschlankung
von Infrastruktur aufgenommen
werden.

Die Experten von arf warnten
vor Investitionen auf Pump: Die
Hoffnungen, wonach sich Inve-
stitionen später über einen Be-
völkerungszuwachs selbst finan-
zieren, seien illusorisch. Es ma-
che bei sinkenden Bevölke-
rungszahlen keinen Sinn, neue
Baugebiete auszuweisen und zu
hoffen, dass sich die Kosten über
eine Ankurbelung des Bevölke-
rungswachstums selbst tragen.
Der demografische Wandel lässt
sich nicht aufhalten. Je nach der
unterschiedlichen regionalen
Entwicklung müssen sich einzel-
ne Kommunen bereits jetzt dar-
auf einstellen, die Folgen der
Schrumpfung zu meistern.
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(Fortsetzung von Seite 1)
Haushalte an dieser Stelle durch
das Wachstumsbeschleunigungs-
gesetz bereits überschritten wor-
den: „Die Rückgänge der Gewer-
besteuer machen im übrigen deut-
lich, dass diese wichtigste städti-
sche Steuer keine weiteren Eingrif-
fe verträgt, sondern eher einer zu-
sätzlichen Stabilisierung bedarf.“

Gesamthaushalt 2009/2010

Der Deutsche Städtetag veröf-
fentlichte unter anderem folgen-
de weitere Daten und Einschät-
zungen zum kommunalen Ge-
samthaushalt in den Jahren 2009
und 2010:

Im Jahr 2009 ist der kommu-
nale Finanzierungssaldo zwi-
schen Einnahmen und Ausgaben
regelrecht abgestürzt: Er ist um
etwa 12 Milliarden Euro auf ein
Defizit von minus 4,5 Milliarden
Euro gefallen.

Bei den kommunalen Steuer-
einnahmen ist auch für das Jahr
2010 keine Besserung in Sicht,
die Steuereinnahmen sinken
nochmals um 5 Prozent bzw. wei-
tere 3,2 Milliarden Euro. Nach
dem dramatischen Rückgang der
Gewerbesteuereinnahmen (netto)
der Kommunen in den Flächen-
ländern um 5,4 Milliarden Euro
in 2009 wird für 2010 ein weite-
res Minus von 1,1 Milliarden Eu-
ro bzw. 4,4 Prozent erwartet.

Die kommunalen Einnahmen
sind im Jahr 2009 insgesamt um
etwa 3,6 Milliarden Euro auf
171,3 Milliarden Euro zurückge-
gangen. Höher ausgefallen wäre
das Minus ohne den Sondereffekt
einer Einnahme von 1 Milliarde
Euro in Süddeutschland. Gleich-
zeitig sind die Ausgaben um ca.
8,5 Milliarden Euro auf 175,75
Milliarden Euro angewachsen.

Die kommunalen Investitio-
nen stiegen im Jahr 2009 um 1,7
Prozent. 2010 wird durch das
Konjunkturpaket ein deutliches
Plus von 14,2 Prozent erwartet.
Der größte Teil der Mittel aus
dem Konjunkturpaket wird vor-
aussichtlich in diesem Jahr aus-
gegeben, da die Gelder – wie bei
privaten Bauvorhaben auch – erst
dann fließen, wenn die Projekte
abgeschlossen sind. Allerdings
gilt auch: Ohne die durch das
Zukunftsinvestitionsgesetz an-
gestoßenen zusätzlichen Investi-
tionen wären Rückgänge bei den
Investitionen unvermeidbar ge-
wesen. Die hohen Rückgänge
der Steuereinnahmen hinterlas-
sen ihre Spuren beim Investiti-
onsverhalten. Die regulären Inve-
stitionen außerhalb des Konjunk-
turpakets nehmen sowohl im
Jahr 2009 wie auch im Jahr 2010
als Folge der kritischen Finanzla-
ge deutlich ab.

Für das Jahr 2009 wird bundes-
weit mit konstanten Gebührenein-
nahmen in den Kommunalhaus-
halten gerechnet. 2010 erhöhen
sich die Einnahmen der Kommu-
nen aus Gebühren voraussichtlich
um 200 Millionen Euro bzw. 1,1
Prozent auf 15,9 Milliarden Euro.
In der Gesamtheit der ostdeut-
schen Kommunen ist dabei ein
leichter Rückgang zu verzeichnen.
2010 gibt es in einem Teil der
Städte durch die Finanzkrise be-
dingte Gebührenerhöhungen, ein
flächendeckender starker Ge-
bührenanstieg in den Kommunen
ist durch die vorliegenden Umfra-
gedaten aber nicht belegbar.

„Aufgrund der weltweiten
Wirtschaftskrise sowie vieler
durch Bundes- und Landesgesetze
festgelegter Leistungen bleibt den
Städten immer weniger Geld,
über das sie selbst entscheiden
können. Der Preis ist für viele
Städte hoch: Sie drohen sich ka-
putt zu sparen“, machte Dr. Step-
hanArticus, Hauptgeschäftsführer
des Deutschen Städtetages, deut-
lich. Die Städte erarbeiteten Spar-
programme und stellten dafür alle
Bereiche auf den Prüfstand.

Vor allem reduzierten die
Städte ihr Personal und besetzen

(Fortsetzung von Seite 1)
noch nicht klar, ob das 2013 aus-
laufende Programm auch fortge-
führt wird. Insofern könnten Pro-
jekte für die Folgejahre noch
nicht zugesichert werden.

In Zukunft „gerne in unregel-
mäßigen Abständen zur KPV
kommen“ möchte der neue CSU-
Landesgeschäftsführer Dr. Bern-
hard Schwab, früher Pressespre-
cher der CSU-Landesleitung und
zuletzt Leiter der Bayerischen
Vertretung in Berlin. Schwab, der
sein neues Betätigungsfeld als
Serviceeinrichtung für 160.000
CSU-Mitglieder betrachtet, bat
die KPV-Mitglieder um gute Zu-
sammenarbeit und verwies dar-
auf, dass das Thema neuer KPV-
Landesgeschäftführer ganz oben
auf der Tagesordnung steht. Es
stehe zu erwarten, dass dem-
nächst ein Nachfolger für Florian
Hahn präsentiert werden kann.

„Die CSU muss als Einheit ge-
sehen werden“, erklärte der Vor-
sitzende der CSU-Landtagsfrak-
tion, Georg Schmid, MdL. Kon-
kret bedeute dies: „Wo immer in-
nerhalb der CSU gehandelt wird,
werden die Maßnahmen automa-
tisch stets der Gesamtpartei zuge-
rechnet.“ Die Koalition mit der
FDP erschwere die Arbeit im
Bayerischen Landtag sehr, da der
praktische Ablauf sich wesent-
lich komplizierter als in früheren
Zeiten gestalte.

Schwerpunktsetzung

In der wahlfreien Zeit gelte es
nun, sich Gedanken darüber zu
machen, welche Schwerpunkte in
den nächsten zehn Jahren gesetzt
werden sollen. Schmid: „Ich er-
warte von einer Volkspartei, die
wie die CSU über ein starkes Po-
tenzial verfügt, sich zu überlegen,
wo das Land hinsteuern soll.“ Ge-
rade in der Krise hätten die Men-
schen das Bedürfnis nach Orien-
tierung, so der Faktionsvorsitzen-
de. Schwerpunkte in den näch-
sten Jahren will er in den Berei-
chen Umwelt, Bildung, Familie,
Wirtschaft und Kommunen set-
zen. Die Partei müss wieder auf
die Beine gestellt werden.

Fakt sei, dass es keinen Bereich
gibt, „wo politische Entscheidun-
gen so schnell und hautnah wir-
ken wie auf kommunaler Ebene“,
fuhr Schmid fort. Deshalb müsse
man darauf achten, dass die Kom-

(Fortsetzung von Seite 1)
Überwindung überkommener

Rollenbilder eine notwendige
Voraussetzung für gelungene In-
tegration dar.

Dialogförderung

Mit Bezug auf ein aktuelles Er-
eignis eröffnete Martin Neumey-
er, Integrationsbeauftragter der
Bayerischen Staatsregierung, sei-
nen Beitrag. Die Schweizer Ab-
stimmung über das Minarettver-
bot und deren emotionaleAufnah-
me überall in Europa bezeichnete
Neumeyer als „gesellschaftlichen
Paukenschlag“, auch wenn ihn
persönlich das Ergebnis nicht son-
derlich überrascht habe. Eine
nichtrepräsentative Untersuchung
habe gezeigt, dass auch in Bayern
ein ähnliches Meinungsbild
durchaus wahrscheinlich ist. Neu-
meyer selbst sprach sich zwar ve-
hement gegen derartige Verbote
aus, wies aber gleichzeitig darauf
hin, dass nicht die Konfrontation
der Meinungen wichtig ist, son-
dern die Förderung des Dialogs.
Je früher dieser Dialog einsetze,
umso leichter seien die Ängste
und Befürchtungen der Menschen
auf beiden Seiten auszuräumen
und ein konstruktives Miteinander
möglich.

Bereicherung

Dr. Siegfried Balleis, Oberbür-
germeister der Stadt Erlangen, po-
stulierte das Potential der Men-
schen mit Migrationshintergrund
als Bereicherung einer Gemein-
schaft und mahnte zur Geduld ge-
genüber diesen Bürgern. Mit
Blick auf die Vergangenheit seiner
Stadt und Verweis auf die Huge-
notten gab der Rathauschef zu be-
denken, dass Internationalität und
Interkulturalität immense Poten-
tiale zur Bereicherung einer jeden
demokratischen Zivilgesellschaft
böten. 19 % der deutschen Ge-
samtbevölkerung wiesen heute ei-
nen Migrationshintergrund auf.
Von ihnen hätten zehn Prozent in-

munen „einigermaßen finanziell
ausgestattet sind, ihnen noch
Spielraum zum Investieren
bleibt und sie ihre Infrastruktur
auf Vordermann bringen können.“

Der kommunale Finanzaus-
gleich sei unter den gegebenen
Bedingungen in Ordnung, kon-
statierte Schmid. Im Gegensatz
zur FDP vertrat er die Ansicht,
dass es zur Gewerbesteuer „kei-
ne Alternative“ gibt. Trotz per-
manenten Wechsels und Abhän-
gigkeit von der wirtschaftlichen
Gesamtlage sei sie eine stabile
Steuer.

Fokus auf
Investitionen

Auf lange Sicht werde eine fi-
nanzielle Begleitung für die Er-
neuerung der Straßen-Infrastruk-
tur benötigt, fuhr Schmid fort. Im
Nachtragshaushalt werde es vier
finanziell stark ausgestattete
Blöcke geben: Den Staatsstraßen-
bau, die Dorferneuerung, die
Städtebauförderung und die Re-
gionalförderung. DasAugenmerk
werde darauf gerichtet, „Geld
nicht so sehr in den Konsum zu
geben, sondern in diese Investi-
tionen hinein“.

Als bislang „ungeklärte The-
men“ bezeichnete Schmid die
Breitbandförderung, die Pflege
und die Bildung. Dass mit Geld
allein Probleme nicht gelöst wer-
den können, sei daran zu ersehen,
dass trotz eines „stabilen Ausga-
benbrockens“ von 15,7 Mrd. Eu-
ro nur für die Bildung (der Ge-
samthaushalt umfasst 42 Mrd.
Euro) „viele Dinge in diesem Be-
reich noch immer in der Debatte
sind“. In diesem Zusammenhang
plädierte der Fraktionsvorsitzen-
de dafür, „nicht ständig weitere
Experimente mit immer hoch-
pädagogisch begründeten Verän-
derungen zu machen“. Er gab die
Parole aus, um der Stabilität wil-
len Ruhe einkehren zu lassen.

In einer sich anschließenden re-
gen Diskussion plädierte Nürn-
bergs Bürgermeister Klemens Gs-
ell für die Losung „Qualität vor
Geschwindigkeit“. Zudem wurde
über die Wahrnehmung der KPV,
Fragen der Bildung, Verlängerung
der Fristen - Konjunkturpaket II,
Bürokratieabbau in Genehmi-
gungsbehörden, Breitbandan-
schluss, Art. 15 FAG und Innere
Sicherheit diskutiert. DK

Dialog mit...

frei werdende Stellen nicht mehr
oder nur verzögert. Sie seien ge-
zwungen, wichtige Investitionen
in die städtische Infrastruktur
oder IT-Projekte zu stoppen oder
zeitlich zu strecken. Wenn mög-
lich, müssten auch städtische Be-
teiligungsgesellschaften Konso-
lidierungsbeiträge leisten. In vie-
len Städten würden Haushaltssi-
cherungskonzepte neu aufge-
stellt oder ausgeweitet, die sich
die Städte von den Kommunal-
aufsichtsbehörden genehmigen
lassen müssen. Außerdem steige
in vielen Haushalten der Druck,
neue Schulden aufzunehmen.

„Mit relativ hohem Aufwand
sparen die Städte inzwischen
selbst ‚kleine Beträge’ ein, die für
die Bürgerinnen und Bürger je-
doch meist schmerzliche Ein-
schnitte bei der Infrastruktur und
den städtischen Angeboten mit
sich bringen: Geschlossene Bäder
und geringere städtische Zuschüs-
se für Vereine sind unter anderem
die Folge“, stellteArticus fest.

Folgende Beispiele aus Mit-
gliedsstädten des Deutschen Städ-
tetages stünden exemplarisch für
die Versuche aller Städte, der de-
solaten Finanzsituation zu begeg-
nen. So werde in Erlangen über-
legt, die Bäder an die Stadtwerke
zu überführen und dadurch jähr-
lich 1,2 Millionen Euro einzuspa-
ren sowie Zuschüsse an Tochter-
unternehmen, wie die Wohnungs-
baugesellschaft, und an Vereine

Hilferuf an... zu verringern. Um die Einnahmen
zu steigern, soll der Hebesatz bei
der Gewerbesteuer auf 425 Punk-
te und bei der Grundsteuer auf
480 Punkte angehoben werden,
ebenso stehen höhere Grabge-
bühren und Parkgebühren zur
Diskussion. Eine Zweitwohnsteu-
er könnte eingeführt werden.

Frühere Mahnung

Die Stadt Nürnberg wiederum
hat Einsparungen in Höhe von
knapp 11 Millionen Euro im Jahr,
die ab 2013 voll wirksam werden,
durch vielfältige Einzelmaßnah-
men beschlossen. Zum Beispiel
wird die Begleichung offener
Rechnungen eher angemahnt. Das
von den Dienststellen bewirtschaf-
tete Budget wurde pauschal um
sieben Prozent gekürzt. Die opti-
mierte Vermittlung von Pflegekin-
dern soll den städtischen Haushalt
ebenfalls langfristig entlasten.Ver-
eine erhalten geringere Zuschüsse.

In Regensburg schließlich ver-
zögert man die Wiederbesetzung
freiwerdender Stellen um ein hal-
bes Jahr. Eine Haushaltssperre in
Höhe von 10 Prozent für die Berei-
cheVerwaltungs- und Betriebsauf-
wand war erforderlich. Die Um-
stellung von Kameralistik auf
doppische Haushaltsführung wur-
de verschoben, da die Kosten dafür
etwa 3,1 Millionen Euro betragen
würden. Investitionen, vor allem in
die Verkehrsinfrastruktur, werden
gekürzt. Investitionen in den Aus-
bau der Kinderbetreuung müssen
dagegen gesteigert werden. DK

zwischen die deutsche Staatsbür-
gerschaft angenommen. In Erlan-
gen machten Menschen mit Mi-
grationshintergrund ca. ein Viertel
der Gesamtbevölkerung aus.

Unterem anderem deshalb hat
Balleis sich vehement dafür ein-
gesetzt, dass Integration auf dem
bayerischen Städtetag 2009 zur
Chefsache erhoben wurde. Da Er-
langen auf eine lange Zuwande-
rungsgeschichte zurückblickt, ist
bereits 1974 ein Ausländerbeirat
gegründet worden, der einen sei-
ner Schwerpunkte seit jeher auf
die Sprachförderung legt.

Gesamtstädtisches Leitbild

Die Entwicklung eines gesamt-
städtischen Leitbilds auf Basis des
strategischen Management Mo-
dells der Kommunalen Gemein-
schaftsstelle für Verwaltungsma-
nagement (KGSt) konnte mit des-
sen einstimmiger Verabschiedung
im Stadtrat im Juli 2009 erfolg-
reich abgeschlossen werden. Das
Leitbild verwirklicht eine Integra-
tion aus der Basis über die Stadt-
spitze bis in die Verwaltungsorga-
ne. Dies gelingt vor allem über die
intensive Einbindung von Verei-
nen und Organisationen in den
Prozess.

Das Konzept des Diversity Ma-
nagement stellt Balleis zufolge in
Erlangen zudem eine konsequen-
te Erweiterung der Gleichstel-
lungspolitik dar und bietet ein zu-
sätzliches Modell zur Integration
von Menschen mit Migrationshin-
tergrund, gerade auch im Verwal-
tungsapparat.

Einen Einblick in die Integrati-
onsförderung einer Bezirksregie-
rung bot Monika Weinl, Vizeprä-
sidentin der Regierung von Nie-
derbayern. Integration versteht sie
als gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe, die vor Ort im täglichen Le-
ben stattfindet und dort entspre-
chend gefördert werden muss.
Deshalb werden auf Ebene der
Bezirksregierungen keine eigenen
Integrationsprojekte gepflegt.
Vielmehr versteht man sich hier in

Impulse und Ausblicke...
einer Bündelungs- und Koordina-
tionsfunktion. Unter dem Leitmo-
tiv „Es kommt auf das Können an,
die Herkunft ist egal“, stehen ne-
ben der Förderung von Integrati-
onsangeboten auch zur Integrati-
on motivierende Projekte im Fo-
kus der Regierung.

Lokale Einzelprojekte

Grundsätzlich bestehen die
Aufgaben der Regierung Nieder-
bayerns bezüglich der Integration
vor allem in der Vernetzung, der
Vermittlung öffentlicherAnerken-
nung und gelegentlich auch in der
finanziellen Unterstützung von
Projekten.

Seinen Vortrag über dieAnsätze
und Möglichkeiten der Integration
im ländlichen Raum eröffnete der
Integrationsbeauftragte des Land-
kreises Günzburg, Meinrad
Gackowski mit einem Überblick
über die statistischen Fakten.
Demnach weisen knapp 20 % der
Einwohner des Landkreises
Günzburg einen Migrationshinter-
grund auf. Auch hier stützt sich
dieArbeit auf den GenderAnsatz,
der die geschlechterspezifische
Integration in den Mittelpunkt
rückt. Das Vorgehen ist dabei
primär durch die Arbeit in lokal
begrenzten Einzelprojekten ge-
prägt.

Brückenschlag der Kulturen

Integration berge gerade im
ländlichen Raum jedoch eine dop-
pelte Herausforderung, so Gacko-
wski. Zum einen fielen Migran-
tenfamilien dort wesentlich stär-
ker auf, als es in den anonymeren
Großstädten der Fall sei. SeineAr-
beit konzentriere sich deshalb auf
die Teilhabe und Teilnahme der
Migrantenfamilien als Brücken-
schlag zu den Menschen und Kul-
turen. Darüber hinaus stellt aber
auch die Mitnahme der deutschen
Bevölkerung eine essentielle Her-
ausforderung dar, gerade auf-
grund verstärkter Ressentiments
im ländlichen Raum. DK

Untersuchungsausschuss HGAA:

Im Dickicht
des Fragenkatalogs

270 Einzelfragen müssen abgestimmt werden
CSU prüft Rechtsgrundlage

Nach dem von SPD, Grünen
und Freien Wählern vorgelegten
Katalog mit 188 Fragen, wie
2007 der Kauf der Kärntner
Bank Hypo Group Alpe Adria
(HGAA) durch die BayernLB
(BLB) zustande kam, haben nun
auch CSU und Koalitionspartner
FDP im Landtag ihre eigenen
Fragenkataloge vorgelegt. Der
designierte Ausschussvorsitzen-
de Thomas Kreuzer (CSU) und
Karsten Klein als einziges FDP-
Mitglied des neunköpfigen Un-
tersuchungsausschusses wollen
das Fragerecht nur ergänzen und
gegebenenfalls in den Rahmen
des parlamentarischen Untersu-
chungsrechts stellen. Es geht
jetzt um rund 270 Fragen aller
fünf Fraktionen.

Änderungsbedarf

Zwischen CSU und FDP gab

es zwar Abstimmungsgespräche,
wie bei Vorstellung der Zusatz-
fragen vor der Landtagspresse
betont, doch formulierten beide
Fraktionen ihre ergänzenden
oder korrigierenden Fragen, wel-
che Umstände zu dem Kauf ge-
führt haben und welche Perso-
nen involviert waren. Kreuzer
sieht noch erheblichen Prüfungs-
und Änderungsbedarf im Oppo-
sitionskatalog. Fragen würden
überschneidend oder doppelt
gestellt, rechtlich an der Grenze
des Landtagsauftrags und mit
Wertungen. Sie seien Aufgabe
des Ausschusses im Abschlus-
sbericht - dessen Zeitpunkt offen
bleibt. Zusätzlich habe die CSU
nur 20 Fragen, in denen es um
die größeren Zusammenhänge
des HGAA-Kaufs gehe. So wol-
le man ergründen, wann der
kürzlich wegen der Bankaffäre
zurückgetretene Sparkassenprä-
sident Siegfried Naser als Mit-
glied des HGAA-Aufsichtsrates
zeitlich die gleichen Informatio-
nen gehabt habe. Das Verhalten
nach dem Landesbankgesetz
jedoch könne der Untersu-
chungsausschuss nicht würdi-
gen.

Zuversicht auf
eine Einigung

Klein versicherte, die FDP
wolle sich keinem ehrlich ge-
meinten Aufklärungsversuch

entgegenstellen. Keine Qpposi-
tionsfrage werde abgelehnt. Auf
die Frage, ob er möglicherweise
auch eine Konfrontation mit dem
Koalitionspartner CSU in Kauf
nehmen würde, antwortete er,
„ausgeschlossen ist das nicht“.
Klein unterstrich, dass die FDP
erst 2008 in den Landtag zurück-
gekehrt sei, also „mit den Haupt-
entscheidungen“ des HGAA-
Kaufs keine Verantwortung tra-
ge. Der FDP gehe es um Auf-
klärung ohne Ansehen der Per-
son. Klein war zuversichtlich, zu
einer Einigung über den Fragen-
katalog zu kommen.

Einsetzung Ende Februar

Einig sind sich alle Fraktio-
nen, dass die Einsetzung des Un-
tersuchungsausschuss mit sei-
nem Fragenkatalog erst Ende Fe-
bruar möglich sein werde. Kreu-
zer rechnet damit, dass die CSU
im Landtagsplenum die Mehr-
heit haben werde, die ihr im
Kreis der neun Ausschussmit-
glieder fehlt. Das gelte auch für
den Schlussbericht. Es sei nicht
vorstellbar, dass es am Ende zu
diesem von ihm als Ausschuss-
vorsitzenden zu formulierenden
Bericht mehrere Minderheitsvo-
ten geben werde. In den 74
Untersuchungsausschüssen des
Landtags seit 1947 gab es nie
mehr als einen Mehrheits- und
Minderheitenbericht.

Rasche Prüfung

Die Opposition hat eine rasche
Prüfung der Ergänzungsfragen
beider Koalitionsfraktionen zu-
gesichert. Wesentliches sei aber
nicht hinzugekommen, stellten
Harald Güller (SPD) und Sepp
Dürr (Grüne) als kommende Un-
tersuchungsausschussmitglieder
fest. rm

Meldung zum
Redaktionsschluss:

Die Unions-Ministerpräsi-
denten, die zuständigeArbeits-
ministerin von der Leyen und
die CDU/CSU-Bundestags-
fraktion haben einen Kom-
promiss zur Neuorganisation
von Hartz IV erzielt. Details
und Reaktionen zu diesem
Thema in der kommenden Ge-
meindezeitung.
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Es gibt einen
sicheren Weg bei der

Umstellung auf die DOPPIK führen Sie am besten mit DATEV ein. Schließlich
sind wir nicht nur führend beim Rechnungswe-
sen, sondern auch der Spezialist für ein zukunfts-
weisendes kommunales Finanzmanagement.
Wir begleiten Sie in allen Phasen der Umstellung auf die doppelte Buchführung:
Mit leistungsstarker Software, einem umfassenden Projektmanagement und in-
dividuellen Serviceangeboten. Und auch anschließend im laufenden Betrieb ste-
hen wir Ihnen beratend zur Seite. Informieren Sie sich unter der Telefonnummer
0800 0114348.
www.datev.de/kommunal

Auf der CeBIT, 02.–06.03.2010
Halle 2, Stand A40

CeBIT 2010 in Hannover:

Der moderne Bürger
im Public Sector Parc

So neu war die CeBIT noch nie. Wenn die weltweit bedeutendste
Messe für die digitale Industrie am 2. März 2010 in Hannover
startet, präsentiert sie sich mit zahlreichen neuen Sonderschau-
en und Inhalten. Im Fokus von Ausstellung und Kongress stehen
Lösungen der Informations- und Kommunikationswirtschaft
für alle Bereiche des Arbeitens und Lebens.

Schnelle Internetzugänge sind
eines der Top-Themen der Ce-
BIT 2010. Der deutsche High-
tech-Verband BITKOM veran-
staltet in Kooperation mit dem
Bundeswirtschaftsministerium
und der CeBIT dazu die „Broad-
band World“. Auf 2.000 Qua-
dratmetern präsentieren Unter-
nehmen ihre Lösungen rund um
das Thema Breitband. Der Aus-
stellungsbereich wird ergänzt
durch ein großes Forum mit
zahlreichen Veranstaltungen,

Vorträgen und Best-Practice-
Präsentationen. Die „Broadband
World“ wird zur zentralen An-
laufstelle für Hersteller, Netzbe-
treiber, Kommunen, Planer, An-
wender und die Politik.

Breites Themenfeld

Im Public Sector Parc dreht
sich alles um den modernen Bür-
ger. Nicht nur die Kommunika-
tion zwischen Bürgern und Ver-
waltungen profitiert zunehmend

von innovativen IT-Lösungen,
sondern durchweg alle Lebens-
bereiche der Gesellschaft. Der
Public Sector Parc bildet hierzu
ein breites Themenfeld in Hal-
le 9 ab, stellt Fragen, zeigt Lö-
sungen auf und fügt sich mit sei-
nem Angebot optimal in das
Motto „Connected Worlds“ der
diesjährigen CeBIT ein. Bürger,
Verwaltungsangestellte und Ent-
scheider der Wirtschaft erfahren
hier neben vielen weiteren Neu-
heiten, welche Vorteile die Ein-
führung des neuen Personalaus-
weises bietet oder wie die Um-
setzung der EU-Dienstleistungs-
richtlinie die Kommunikation
mit Verwaltungen grundlegend
verbessert.

BITKOM-Studie

Laut einer aktuellen BIT-
KOM-Studie gehen rund 26 Mil-
lionen Bundesbürger im Alter
von über 14 Jahren - dies sind 52
Prozent der Internetnutzer - onli-
ne ins Amt. „Behörden, die in-
teraktive Online-Dienste anbie-
ten, erhalten gute Noten“, betont
BITKOM-Präsident Dr. August-
Wilhelm Scheer. Mit Hilfe der
interaktiven Online-Dienste ent-
fallen Gänge zum Amt sowie
lange Wartezeiten, da Bürger un-
abhängig von Öffnungszeiten
umfangreiche Serviceleistungen
in Anspruch nehmen können. Zu
den Highlights des Ausstellungs-
geschehens im Public Sector
Parc der CeBIT 2010 gehören
Präsentationen des Bundesmi-
nisteriums des Innern und der
Bundesdruckerei sowie das res-
sortübergreifende IT-Investi-
tionsprogramm.

,,Bürger trifft Behörde”

Während der Veranstaltung
„Bürger trifft Behörde“ werden
die Zuschauer erleben, wie ein-
fach, schnell und effizient die
Kommunikation mit dem Staat
sein kann. Die Sonderschau
spricht gezielt Bürger, Firmen
und Beamte an, um sie umfas-
send über die aktuellen Entwick-

lungen im öffentlichen Sektor zu
informieren. Themengeführte
Rundgänge bringen Besucher
zur Zukunft der modernen Ver-
waltung. Neben Services für
Menschen und Unternehmen
werden Themen rund ums Ler-
nen und Lehren offeriert. Eine
Jobbörse für interessierte Ein-
steiger lädt zu gezieltem Netz-
werken ein. Zudem bietet der
Public Sector Parc umfangreiche
Informationen zum Datenschutz
und zur Datensicherheit an.

Geoinformation

Rasches Wachstum und sich
schnell entwickelnde Technolo-
gien prägen die Geoinformation,
die als Querschnitttechnologie
zumeist zur Optimierung von
Geschäfts- und Verwaltungspro-
zessen eingesetzt wird. Neben
Aktivitäten zum Aufbau loka-
ler, nationaler und internatio-
naler Netzwerke der Geoda-
teninfrastruktur haben Kom-
munen, Bundesländer und
der Bund selbst Geoinformatio-
nen als bedeutendes Wirtschafts-
gut erkannt. Die Besucher des
Public Sector Parcs können sich
über Sinn und Zweck von Geo-
daten informieren und deren
vielfältige Einsatzzwecke ent-
decken - wie bei der Erschlie-
ßung von Baugebieten oder im
Katastrophenschutz. Das „Speed
Dating GeoBusiness“ rundet mit
Forumsprogramm, Networking
und geführten Touren das Aus-
stellungsgeschehen ab.

Optimierte Kommunikation

Bei der Optimierung der
Kommunikation zwischen Bür-
ger und Behörde stehen weitere
Themen im Vordergrund: der
Abbau bürokratischer Hürden
durch die EU-Dienstleistungs-
richtlinie (EU-DLR) und die ein-
heitliche Behördenrufnummer
D115, die in allen Fällen weiter-
helfen soll - ob es nun um Termi-
ne beim Standesamt oder Fragen
zum Elterngeld geht.

Berufseinsteiger und Umstei-
ger sollten die Chance nutzen,
sich im Public Sector Parc über
öffentliche Verwaltungen, Unter-
nehmen und Institutionen als at-
traktive Arbeitgeber zu informie-
ren. Nicht zuletzt wegen des Ein-
satzes modernster ITK-Technik
werden sie hier spannende Tätig-
keitsfelder finden. DK

EWO-Portal im Landkreis
Coburg erfolgreich

Die kreisangehörigen Verwaltungen des geografisch im Mittel-
punkt Deutschlands und Europas gelegenen Landkreises Coburg
setzen ein Zeichen für einen modernen und bürgerfreundlichen
Landkreis: In einer Sitzung der Arbeitsgemeinschaft der Ge-
schäftsleiter haben sich die Verantwortlichen von den Vorzügen
des EWO-Portals der AKDB überzeugt. Dieses ermöglicht den
Bürgern Anträge, wie z.B. die Ausstellung der Lohnsteuerkarte,
Meldebestätigung, Aufenthaltsbescheinigung und vieles mehr,
über das Internet zu stellen. Die Anträge werden dann ohne Me-
dienbruch imAKDB-Fachverfahren OK.EWO weiter verarbeitet.

Geschäftsleiter Ulrich Wolf
von der Großen Kreisstadt Neu-
stadt bei Coburg zeigte sich
vom Funktionsumfang und den
Vorteilen für die Sachbearbeiter
im Bürgeramt begeistert. Er
warb unter seinen Geschäftslei-
terkollegen für eine gemeinsa-
me Einführung des EWO-Por-
tals im Landkreis, zumal die
Verwaltungen der Region Co-
burg aktuell einen gemeinsa-
men Internetauftritt gestalten.
Neun der 13 EWO-Kunden der

AKDB entschieden sich für das
EWO-Portal. Somit werden
künftig rund 50.000 Einwohner
die Funktionen des EWO-Por-
tals nutzen können.

Die LivingData GmbH, Toch-
terunternehmen der AKDB,
kümmert sich derzeit um die
Umsetzung der einzelnen EWO-
Portale. Der Produktivbetrieb
startet in Kürze, sobald die
neuen Webauftritte offiziell
der Öffentlichkeit vorgestellt
werden.

Bayerische Behördenski-Meisterschaft:

AKDB Teilnehmer
in Nesselwang

Der Markt Nesselwang richtet im Wechsel mit Bad Hin-
delang, Ruhpolding und Schliersee die Bayerischen
Behörden-Skimeisterschaften aus. Am letzten Januarwo-
chenende trafen sich in Nesselwang knapp 400 Bedienste-
te der Städte, Gemeinden, Landratsämter, Regierungen
und Ministerien aus ganz Bayern, um sich im Riesentor-
lauf und Langlauf zu messen. Die AKDB nimmt bereits
seit Jahren an dieser Veranstaltung teil.

Am zweiten Tag der Wettbewerbe herrschte fast durchge-
hend starker Schneefall. Die Neuschneemengen in den Stau-
lagen des Allgäus waren enorm. Einen knappen halben Meter
Neuschnee gab es bereits in der Nacht von Freitag auf Sams-
tag. Bei eingeschränkten Sichtverhältnissen konnte man die
imposante Bergkulisse an diesem Vormittag nur erahnen. Die
Nesselwanger Organisatoren stellten dennoch eine bestens or-
ganisierte Veranstaltung auf die Beine, zahlreiche ehrenamtli-
che Helfer präparierten die Pisten und entfernten den
Neuschnee. Optimale Wintersportbedingungen herrschten
dann zumindest nach Ende des Rennens, als sich kurz die Son-
ne zeigte.

Auch die AKDB war wieder mit einem engagierten Renn-
team vor Ort. Die Mitarbeiter hatten sich privat auf dieses Wo-
chenende vorbereitet. Dabei standen Spaß, gute Laune und
heiles Herunterkommen im Vordergrund. Und einige AKDB-
Mitarbeiter erreichten angesichts der starken Konkurrenz
durchaus respektable Ergebnisse. Das Fazit beider Renntage
war äußerst positiv. Alle Beteiligten waren einhellig der Mei-
nung: Die Behördenski-Meisterschaft 2011 in Ruhpolding
wird ein Pflichttermin im nächsten Jahr!

BOS-Digitalfunk in Bayern:

Netzaufbau schreitet zügig voran
Innenstaatssekretär Gerhard Eck hat dem Ministerrat über den
aktuellen Stand des Aufbaus eines Digitalfunknetzes in Bayern be-
richtet. Der Freistaat Bayern wendet für den Netzaufbau, die Ein-
führung, die Erstausstattung der staatlichen Behörden und Orga-
nisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS) mit Endgeräten und den
Betrieb bis zum Jahr 2021 über 772 Millionen Euro auf. Für das
Jahr2010 sind in Bayern insgesamt Investitionskosten von über159
Millionen Euro eingeplant, für 2011 knapp 127 Millionen Euro.

Die Kostenbeteiligung der
Kommunen und Rettungsdien-
ste setzt im Jahr 2013, spätes-
tens aber mit vollständiger bay-
ernweiter Bereitstellung des Di-
gitalfunknetzes ein. Im Freistaat
Bayern liegen insgesamt sechs
Netzabschnitte, die sich in nach
derzeitiger Planung 928 Basis-
standorte aufteilen. Nach den
derzeitigen Planungen, so Staats-
sekretär Eck, wird es in Ober-
bayern rund 225 Standorte geben,
in Niederbayern und Schwaben
etwa 233 Standorte, in der
Oberpfalz und Oberfranken et-
wa 208 Standorte, in Mittelfran-
ken 91 Standorte und in Unter-
franken 110 Standorte. Von den
37 in München geplanten Stan-
dorten sind 36 bereits fertig ge-
stellt, berichtete der Staatsse-
kretär. ,,Mit diesen insgesamt
928 Standorten in sechs Netzab-
schnitten umfasst der Freistaat
Bayern mehr als ein Fünftel des
bundesweiten Gesamtnetzes.”

Netzgröße und Topographie

Bayern habe dabei besondere
Herausforderungen zu bewälti-
gen. Neben der Netzgröße seien
das die topographischen Gege-
benheiten wie etwa die Alpenre-
gionen. Eck betonte, dass die
Standortauswahl für die Basis-
stationen unter aktiver Einbin-
dung der örtlichen Verantwortli-

chen von Feuerwehr, Rettungs-
dienst, Katastrophenschutz und
Polizei erfolgen. Im Bereich des
baulich weitgehend fertig ge-
stellten Netzabschnitts Mün-
chen ist der BOS-Digitalfunk

abschnitt München ist Ende
2010 beabsichtigt. Danach soll
das Digitalfunknetz in der Lan-
deshauptstadt in den realen Be-
trieb gehen. Der Netzaufbau in
ganz Bayern ist nach dem bun-
desweiten Master-Roll-Out-Plan
bis Ende 2012 geplant. Bereits
ab dem Jahr 2011 sollen dabei
nach dem Münchner Netzab-
schnitt weitere Teilabschnitte
Schritt für Schritt in den Probe-
betrieb genommen werden.“

Eck wies darauf hin, dass es
ganz wesentlich sei, im Prozess
der Standortplanung die Bevöl-
kerung hinter dem Vorhaben zu
wissen.”

Es sei deshalb stets geplant,
möglichst viele bestehende Stand-
orte zu verwenden. Ein abhörsi-
cheres und stabiles Digitalfunk-
netz für alle Behörden und Or-
ganisationen mit Sicherheitsauf-
gaben ist im Interesse der Be-
völkerung.”

Gerhard Eck.

mehrfach unter Realitätsbedin-
gungen getestet worden. Insbe-
sondere der Testbetrieb beim
Oktoberfest 2009 lief sehr erfolg-
reich.

Eck: ,,Während der gesamten
Dauer der Wies‘n wurden bis zu
600 Hand- und Fahrzeugdigital-
funkgeräte parallel und zeit-
gleich eingesetzt. Dieser Test
beim Oktoberfest war einer der
bisher größten Digitalfunktest-
betriebe in Deutschland. Eine
letzte Belastungsprobe im Netz-

OK.EWO jetzt auch in Traunstein
Die oberbayerische Stadt Traunstein ist seit Januar neuer

OK.EWO-Anwender. Nach einer kurzen Einführungsphase
startete der Produktionsbetrieb das Verfahren planmäßig.
OK.EWO unterstützt nun auch die Traunsteiner Verwaltung,
alle Melderechtsvorgänge noch schneller und effizienter durch-
zuführen. Das ganzheitliche Konzept vereinfacht die Arbeits-
abläufe im Meldeamt entscheidend. Das führt zu einer erhebli-
chen Ersparnis von Wegen und Wartezeiten für die Bürger.
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Verwaltung von PCs und anderen IT-Ressourcen

Mehr Überblick durch eine systematische Verwaltung von
Hardware, Software, Anwendern, Räumen, Lieferanten, Ver-
trägen und Problemfällen.

Informationen zu Hardware-Eigenschaften und auf den PCs
installierten Softwarelizenzen werden automatisch ermittelt.

User HelpDesk zur Verwaltung von Störfällen, optional unter
Nutzung des hauseigenen Intranet

Diagramme zur Veranschaulichung von Daten aus Listen und
Statistiken

Übersichtliche und umfassende Verwaltung von Garantielauf-
zeiten und Wartungsverträgen

Auch einsetzbar als Inventarverwaltung für Büromöbel, Ein-
richtungsgegenstände und sonstige Ressourcen

Die Option Quadriga-Mobile macht den Pocket PC zum mo-
bilen Informationssystem für IT-Ressourcen. Verbunden mit
einem handlichen Barcode-Scanner dient er auch als Hilfs-
mittel für Bestandskontrollen, Wareneingänge und Umstel-
lungen.
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IT-Ressourcenverwaltung:

Quadriga bietet
Softwarelösung

Kommunalen EDV-Abteilungen bietet die von der Firma
Quadriga Informatik entwickelte Softwarelösung Quadriga-IT
einen umfassenden Überblick über die eingesetzten Hard- und
Softwarekomponenten, die zugehörigen Anwender, Lieferan-
ten, Verträge, Räume und die aufgetretenen Problemfälle. Dar-
über hinaus kann Quadriga-IT auch als allgemeine Inventar-
verwaltung für Einrichtungsgegenstände und technisches
Gerät dienen.

Auf der CeBIT stellt Quadriga Informatik in Halle 3 an
Stand E02 eine neue Version der Software vor. Interessenten
können sich bei einer persönlichen Präsentation einen Ein-
druck davon verschaffen, wie einfach es mit Quadriga-IT ist,
den Umzug eines PC-Arbeitsplatzes abzubilden, via Intranet
Problemfälle an den HelpDesk zu übermitteln oder mit Pocket
PC und Barcode-Scanner eine Bestandskontrolle durchzu-
führen.
Quadriga Informatik GmbH auf der CeBIT in Halle 3,
Stand E02, www.quadriga.de

Picture GmbH auf der CeBIT 2010:

Prozessorientierte
Verwaltungslösung

Erste Einblicke in EAP-
Auskunftssystem des Landes Sachsen

Das von der Picture GmbH für das Land Sachsen entwickelte
Prozessregister zur Erfassung aller EU-DLR-relevanten Pro-
zesse wird derzeit zum zentralen Auskunftssystem für den Ein-
heitlichen Ansprechpartner (EAP) ausgebaut. Die Picture
GmbH ist auf prozessorientierte Verwaltungsmodernisierung
spezialisiert.

Auf der CeBIT 2010, die vom
2. bis 6. März 2010 in Hannover
stattfindet, gibt das Münsteraner
Beratungs- und Softwareunter-
nehmen interessierten Besu-
chern in Halle 9 / Stand D06 ei-
nen Einblick in den aktuellen
Entwicklungsstand.

Erfolgreich im Einsatz

Nachdem das von der Picture
GmbH entwickelte Prozessregi-
ster im Land Sachsen im ver-
gangenen Jahr fristgerecht er-
stellt und mit Prozessen befüllt
worden war, ist das System seit
Ende Dezember beim Einheitli-
chen Ansprechpartner (EAP) in
Sachsen erfolgreich im Einsatz
und bildet dort die Wissens-
grundlage bei Kundenanfragen.

In weiteren Stufen wird das
Prozessregister Sachsen nun un-
ter Mitarbeit der Picture GmbH
zu einem vollständigen Aus-
kunftssystem für den EAP er-
weitert. Bereits zum jetzigen
Zeitpunkt zeichnet sich ab, dass
auch zukünftige Themen wie
die Realisierung des Behörden-
rufs D115, die Einführung von
Qualitäts- und Wissensmanage-
ment, sowie die Identifikation
von organisatorischen und tech-
nischen Modernisierungspoten-
zialen durch das Prozessregister
unterstützt werden können.

Ausbau der Kundensicht

Als ein zentraler Aspekt der
nächsten Ausbaustufe ist die
Einführung und der Ausbau ei-
ner Kundensicht auf die erfas-
sten Prozesse hervorzuheben:
In dieser neuen Ansicht kön-
nen schnell und übersichtlich
alle für den Kunden der Ver-
waltungsdienstleistung rele-
vanten Aspekte betrachtet und
analysiert werden. Der EAP
kann somit Anfragen von Bür-
gern und Unternehmen schnell
und kompetent beantworten.
Zu den dargestellten Informa-
tionen zählen insbesondere die
im Prozess benötigten Doku-
mente, die beteiligten Behör-
den sowie gegebenenfalls ent-
stehende Kosten.

Erste Einblicke

Auf der diesjährigen CeBIT
werden Dr. Lars Algermissen
und Dr. Thorsten Falk, Geschäfts-
führer der Picture GmbH, erste
Einblicke in den Ausbau des
Prozessregisters zu einem voll-
wertigen EAP-Auskunftssy-
stem geben. Interessierte Besu-
cher können den Kontakt über
den Stand der Universität Mün-
ster/ERCIS, Halle 9, Stand D06,
herstellen.
Info: www.picture-gmbh.de

Vereinter Kampf gegen die
„Cyberkriminellen“

Regensburg/Passau (obx) – Das Internet ist ein gefährliches Pfla-
ster geworden: Seit Jahren steigt die Zahl der Cyberkriminellen
sprunghaft an. Von Februar bis Juni 2009 hat sich die Zahl der ma-
nipulierten Webseiten mehr als verdoppelt, mit denen Kriminelle
versuchen, an Passwörter und persönliche Daten argloser Nutzer
zu kommen. Rund 20 Millionen Computerviren und Trojaner sind
derzeit bekannt. Tagtäglich kommen einige hundert hinzu.

Internetexperten gehen davon
aus, dass weltweit mehr als 100
Millionen Rechner „verseucht“
sind und dort bereits die feindli-
chen Angreifer das gesamte Sy-
stem im Griff haben. Die Uni-
versität von Maryland hat er-
rechnet, dass es im Internet alle
39 Sekunden einen Hacker-An-
griff gibt, bei dem in den mei-
sten Fällen hochbrisante Daten
gestohlen werden. Düstere Per-
spektiven für die Internetsicher-
heit der Zukunft? In Ostbayern
hat es sich ein bundesweit ein-

cherheit, einem Zusammen-
schluss von mehr als 40 ost-
bayerischen Unternehmen und
drei Hochschulen. Das Ziel der
bundesweit einmaligen Initiati-
ve: neue Ansätze zu entwickeln,
um die Sicherheit sowohl der
Privathaushalte als auch der
Unternehmen zu erhöhen.

Kompetenznetzwerk

Bereits heute wird nirgends in
Deutschland mehr an der Zu-
kunft der Daten- und Internetsi-

tropole entwickelt das Unter-
nehmen Conceptnet eine Lö-
sung für den sicheren elektro-
nischen Austausch sensibler
Daten. „Unser Produkt hat das
Potenzial, zukünftig zum Stan-
dard zu werden“, sagt Concept-
net-Geschäftsführer Christian
Meier.

Das vom Bayerischen Wirt-
schaftsministerium geförderte
Projekt könnte die Datenüber-
tragung revolutionieren – ob
beim Austausch von Kontoda-
ten beim Home-Banking, sen-
siblen Patienteninformationen
oder die Weiterleitung von Ver-
kaufsdaten bei Scannerkassen.

Überprüfung auf
Schwachstellen

Die Regensburger IT-Firma
Art of Defence hat eine Soft-
ware entwickelt, die den Quell-
text von Internet-Anwendungen
in Sekundenschnelle sicher und
zuverlässig prüft – und den An-
wender sofort warnt, wenn Ge-
fahr für den eigenen Rechner,
Online-Shopsysteme oder Kun-
denportale drohen. „Damit be-
kommen IT-Sicherheitsbeauf-
tragte erstmals ein Instrument in
die Hand, dass die automatisier-
te Überprüfung auf sicherheits-

kritische Schwachstellen mög-
lich macht.“

Langfristig will Ostbayern der
Motor sein, wenn es darum geht,
die Welt des Internets sicherer zu
machen. „Wir wollen national
und international eine führende
Rolle im Bereich der IT-Sicher-
heit spielen“, sagt Professor Dr.
Günther Pernul, Lehrstuhlin-
haber an der Hochschule Re-
gensburg und Mitglied im Beirat
der Strategischen Partnerschaft.
„Diese Kompetenzpartnerschaft
bringt uns einen nicht hoch ge-
nug einzuschätzenden Mehrge-
winn“, sagt der Wissenschaftler.
Mit dem einmaligen Themen-
schwerpunkt könnten die techni-
schen, wirtschaftlichen und
rechtlichen Aspekte der IT-Si-
cherheit beleuchtet werden. „Da-
mit erhält die Vision, sich sogar
weltweit eine führende Position
in diesem Bereich zu schaffen,
eine reelle Basis“, erklärt Profes-
sor Pernul.

Bündelung der Kräfte

Die Kooperationen der seit
vier Jahren bestehenden IT-
Partnerschaft sollen deshalb
nochmals weiter vertieft wer-
den. Vier Foren sollen die Kräf-
te aus Wissenschaft und Wirt-
schaft bündeln: Sicherheitstech-
nik, den Datenschutz im Unter-
nehmen, die Netzwerksicher-
heit und die Entwicklung von
sicherer Software. Dazu soll
auch der Kreis der beteiligten
Unternehmen weiter wachsen –
auch über Ostbayern hinaus.

Ostbayern auf dem Weg zu einer der weltweit führenden Re-
gionen für die IT-Sicherheit: Ein bundesweit einmaliges For-
schungs-Expertennetzwerk in Ostbayern will den Internetkri-
minellen das Handwerk legen. Foto: obx-news

zigartiges Forschungs- und Ex-
pertennetzwerk zur Aufgabe ge-
macht, den Internetkriminellen ihr
Handwerk deutlich schwieriger
zu machen. Erste Erfolge gibt es
bereits. Zahlreiche Zukunfts-
projekte sind in den Schubla-
den der Wissenschaftler.

Es vergeht kaum ein Tag, an
dem Internetbetrüger keine
großen Schlagzeilen machen:
professionell organisierter Han-
del mit vertraulichen Kunden-
daten, Millionenschaden durch
gehackte Internetseiten, geplün-
derte Konten durch ausgespähte
Bankdaten.

Die Nutzer stehen den virtuel-
len Angriffen oft machtlos ge-
genüber. „Cyberkriminalität brei-
tet sich immer weiter aus, da der
Austausch von Geld und Daten
im Internet ein verlockendes Ziel
für Übeltäter darstellt“, sagt Dr.
Herbert Vogler, der Geschäfts-
führer der IT Inkubator Ostbay-
ern GmbH. Diese koordiniert
die Aktivitäten der Strategi-
schen Partnerschaft für IT-Si-

cherheit geforscht als in der Regi-
on zwischen Regensburg und Pas-
sau. Das Passauer Universitätsin-
stitut für IT-Sicherheit und Sicher-
heitsrecht, die Regensburger Pro-
fessuren für Informationssysteme
und Management der Informati-
onssicherheit sowie das Labor für
störungsfreie und sichere Systeme
(Laboratory for Save and Secure
Systems) an der Hochschule Re-
gensburg gehören zu Deutsch-
lands führenden Wissenschafts-
zentren auf dem Gebiet. In dem
Kompetenznetzwerk für IT-Si-
cherheit bündeln sie ihreAktivitä-
ten - mit Rückenwind von der Eu-
ropäischen Union. Bis 2014 wer-
den rund 2,3 Millionen Euro an
Fördergeldern für die Initiative
fließen.

Meilensteine

Erste Meilensteine auf dem
Weg, Sicherheitslücken im In-
ternet zu schließen, gibt es be-
reits: Gemeinsam mit der Uni-
versität in der Ostbayern-Me-

„Bayern-Map plus“ für Freising:

Detailgenaue
Informationen

Die Freisinger Stadtverwaltung nutzt seit geraumer Zeit ein
sog. GIS und die Daten des Staatlichen Vermessungsamts als
Planungsinstrument. Ende 2009 erhielt Freising nunmehr als
erste Stadt in Bayern die brandneue digitale Karte „Bayern-
Map plus“ der Bayerischen Vermessungsverwaltung.

Die neue digitale „Bayern-
Map plus“ verbindet mit ver-
schiedenen Zoom-Stufen die
Vorzüge einer Übersichtskarte
mit den Vorteilen einer De-
tailansicht und löst den bisheri-
gen, maßstabsgebundenen Stadt-
plan im Geoinformationssys-
tem ab.

Einfache Beantwortung

Jeder Benutzer kann mit ei-
nem Mausklick herausfinden,
wo beispielsweise Grundstücks-
grenzen verlaufen, Parkplätze in
der Innenstadt vorhanden sind,
Überschwemmungsgebiete lie-
gen oder einfach eine bestimm-
te Hausnummer zu finden ist.
Mit den im System hinterlegten
Informationen können indivi-
duelle Anfragen einfach und

schnell bei höchster Effizienz
beantwortet werden. Zeitrau-
bendes manuelles Nachschla-
gen in großen Kartenwerken ist
so nicht mehr nötig. Im Gegen-
satz zu bekannteren Plattformen
im Internet arbeitet die neue
„Bayern-Map plus“ nicht kom-
merziell; damit bietet sie für je-
de Suchanfrage detailgenaue In-
formationen unabhängig vom
betroffenen Standort.

Das Freisinger GIS versorgt
bereits 50 Mitarbeiter mit geo-
grafischen Daten, vor allem Tief-
bauamt, Stadtwerke, Ordnungs-
amt und Liegenschaftsamt arbei-
ten mit den aufbereiteten Da-
tensätzen, ergänzend zu digitali-
sierter Flurkarte, automatisier-
tem Liegenschaftsbuch und
Luftbildern des Vermessungs-
amts. Besonders die Planungssi-
cherheit durch die zentimeterge-
naue Einmessung der Grund-
stücksgrenzen erleichtert die Ar-
beit der Stadtverwaltung.

Katasterneuvermessungen

Ein eindrucksvolles Beispiel
für die enge Zusammenarbeit
von Stadt und Vermessungsamt
Freising sind die großflächigen
Katasterneuvermessungen im
Stadtgebiet, die seit 1998 durch
das Landesamt für Vermessung
und Geoinformation und das
Vermessungsamt bearbeitet
werden.

Da die Stadt Freising sehr
früh die richtungweisende Ent-
scheidung getroffen hat, syste-
matische Katasterneuvermes-
sungen beim Vermessungsamt
zu beauftragen, werden in den
nächsten Jahren alle Grenzen
im Freisinger Stadtgebiet auf ei-
nen zeitgemäßen, hochgenau-
en Stand gebracht. Zahlreiche
Grenzen im Gemeindegebiet
Freising basierten bislang noch
auf historischen und entspre-
chend ungenauen Daten. DK

Neuer KommunalBIT
in Fürth

Die mittelfränkischen Städte Erlangen, Fürth und Schwabach
haben ihre Ämter für Informationstechnik zusammengelegt.
Der dabei zum 1. Januar 2010 entstandene Kommunale Be-
trieb für Informationstechnik (KommunalBIT) hat seinen Sitz
in Fürth.

Insgesamt 60 Mitarbeiter be-
treuen rund 3.000 PC-Arbeits-
plätze in der Verwaltung und
zusätzlich die IT-Ausstattung
der Schulen (circa 2.500 PC-
Plätze) in Erlangen. Auch nach
dem Aufbau des zentralen Re-
chenzentrums und des städte-
übergreifenden Netzwerks wer-
den immer Kräfte für den Vor-
Ort-Support in den Städten ver-
bleiben, damit eine schnelle
Unterstützung der Anwende-
rinnen und Anwender gewähr-
leistet ist.

Erklärtes Ziel ist es, Synergie-
potentiale und Skaleneffekte al-

ler Art zu nutzen und damit für
die kommunalen Auftraggeber
Freiräume zu schaffen, die es
ihnen erlauben, ihre Verwal-
tungsprozesse mit Hilfe mo-
dernster Informationstechnik
auszubauen und zu optimieren.
Jahrzehntelange Erfahrung im
kommunalen Umfeld ist Kom-
munalBIT zufolge nur ein Bau-
stein für die erfolgreiche Zu-
sammenarbeit.

Walter Brosig, bisheriger Lei-
ter des Amtes für Informations-
technik der Stadt Erlangen,
wurde zum Vorstand bestellt.
Info: www.kommunalbit.de DK
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Software, die dem Menschen dient!

Innovativ. Kraftvoll. Partnerschaftlich.
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Outsourcing

Konzentration auf das Wesentliche
Die gezielte Ausgliederung von IT-Dienstleistungen hat für Sie viele Vorteile:
Durch IT-Outsourcing erhalten Sie eine Hochverfügbarkeit ihrer IT-Systeme, Sie
erhalten ein Höchstmaß an Datenschutz und Datensicherheit, Ihre IT-Kosten
werden transparenter und planbarer und Sie können sich auf ihr Kerngeschäft
konzentrieren. Vertrauen Sie unserem leistungsstarken Dialog-Rechenzentrum.
Über Outsourcing haben Sie Zugriff auf alle wichtigen AKDB-Verfahren wie z.B.
OK.EWO, OK.FIS, OK.PWS oder TERAwin.

Wenn Sie mehr über die Vorteile und Chancen von Outsourcing mit der AKDB
erfahren wollen, sprechen Sie mit uns: Telefon +49 89·5903-0.

Dirk Schulz
Leiter des Geschäftsfelds
Outsourcing der AKDB
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IT-Sicherheit im kommunalen Umfeld:

Punktsieg für Firewall
OctoGate®

IT-Sicherheit geht alle an - ob Unternehmen, öffentliche Ein-
richtungen oder Kommunen. Denn selbst wenn nur geringe
Datenmengen über das Netz fließen oder wenig im Internet ge-
surft wird - die Folgen von Computerschädlingen und Viren
oder Hacker-Angriffen sind oftmals gravierend, in der Regel
sogar existenzbedrohend - sei es durch die Neukonfiguration
der EDV-Anlage und einem damit verbundenen Arbeitszeit-
ausfall, eine zeitaufwändige Wiederherstellung der Daten auf
dem Unternehmensserver oder gar in schlimmeren Fällen
durch Verlust von Buchhaltungsdatensätzen oder ein Ausspio-
nieren der vertraulichen Daten bzw. Kundendaten.

Mit der intelligenten Fir-
ewall-Lösung OctoGate ist je-
der Nutzer auf der sicheren Sei-
te. Komplett in Deutschland
entwickelt, produziert und be-
treut, ist OctoGate die ideale
Security-Lösung, um konse-
quenten und leistungsstarken
Schutz zu gewährleisten. Egal,
ob Viren, SPAM, Dialer, Pop-
Ups oder unerwünschte Inter-
net-Inhalte - mit OctoGate ist
man gegen alle Arten der Com-
puterverunreinigung gefeit. Und
das unabhängig davon, ob E-
Mails verschickt oder empfan-
gen, Seiten im Internet aufgeru-
fen oder Daten aus dem Web
heruntergeladen werden.

Vielfältiges Angebot

Doch OctoGate bietet noch
mehr: Im Unterschied zu vielen
anderen Lösungen wartet die
Firewall-Lösung im gleichen
System auch noch mit aktivem
Schutz vor Hackerangriffen,

Denial of Service-Attacken
(Massenmails, die ein System
lahm legen) und der Möglich-
keit, bestimmte Internet-Seiten
für den Zugriff zu sperren, auf.

Individuelle Konzeption

Was zudem für OctoGate
spricht, ist die individuelle Kon-
zeption auf unterschiedliche
Unternehmensgrößen und An-
forderungen sowie die sehr fle-
xibel einsetzbare Hardware. Für
Nutzerzahlen von bis zu zehn
Personen ist OctoGate als
Tischvariante erhältlich, ab
zehn Personen als Rackvariante
- inklusive einer sehr einfachen
und benutzerfreundlichen In-
stallationsroutine, deutschen Be-
nutzerhandbüchern und einer
kostenfreien Support-Hotline.

Mit einer OctoGate im Haus
wird der IT-Sicherheitsbeauf-
tragte entlastet, und es ist kein
Know-how erforderlich, um die
Sicherheit des eigenen Netzes zu

gewährleisten. Alle sicherheits-
relevanten Updates führt die Oc-
toGate vollautomatisch durch -
und das mehrmals täglich.

OctoGate mini

Jüngstes Mitglied der OctoGa-
te Familie ist die OctoGate mini.
Sie basiert auf einemAsus™ Wi-
reless Router, der mit einem mo-
difizierten OctoGate-Betriebssy-
stem ausgestattet wird. Die Octo-
Gate mini bietet eine professio-
nelle Sicherheitslösung zu einem
kleinen Preis, ist sie doch als Er-
weiterung der OctoGate Securi-
ty-Lösung einsetzbar.

Kennzeichen

Über einen VPN (Virtual Pri-
vate Network)-Tunnel mit einer
zentralen OctoGate verbunden,
stellt sie die ganze Bandbreite
an Sicherheitsapplikationen der
„großen“ OctoGate zur Verfü-
gung, die den über die OctoGate
mini gerouteten Datenverkehr
an zentraler Stelle transparent
auf Spam und Viren filtert.
Auch ein individueller Content-
filter steht im Verbund mit einer
zentralen OctoGate zur Verfü-
gung. Die Anzahl von Benut-
zern ist frei wählbar und wird
nur durch die Leitungsbandbrei-
te zwischen OctoGate mini und
zentraler OctoGate beschränkt.

Geringe Pauschale

Für einen gewünschten Ein-
satz der OctoGate mini ohne ei-
ne bereits vorhandene zentrale
OctoGate stellt die HSM IT-Ser-
vices GmbH eine kostenpflichti-
ge Anbindung an eine „große“
OctoGate über den Hosting Pro-
vider zur Verfügung. Die monat-
liche Pauschale beträgt hierbei
neben dem Anschaffungspreis
für die Hardware lediglich 3,50
Euro je Arbeitsplatz. Neben dem
Einsatz als Security-Lösung ist
die mini auch als VPN-Gateway
mit einer im Unternehmen be-
reits vorhandenen OctoGate ein-
setzbar, um eine komfortable
Anbindung einer Außenstelle
oder eines HomeOffice zu reali-
sieren.

Referenzen

Die OctoGate findet in vielen
Unternehmen und Betrieben ih-
ren Einsatz. Aber auch öffentli-
che Einrichtungen und Kommu-
nen wie die Städte Burgwedel in
Niedersachsen, Paderborn in
Nordrhein-Westfalen oder San-
dersdorf-Brehna in Sachsen-
Anhalt sowie der Landkreis
Fulda setzen im Bereich der IT-
Sicherheit und dem Kinder- und
Jugendschutz im Internet zu-
nehmend auf die Firewall mit
ihren klaren Pluspunkten.

Als Erfolgsgeschichte schlecht-
hin hat sich die Kooperation zwi-
schen OctoGate und der 21.000
Einwohner zählenden Stadt Burg-
wedel entpuppt.Als für die Stadt-
verwaltung die Entscheidung an-
stand, wie der Datenverkehr und
die Datenbestände der öffentli-
chen Verwaltung am effektivsten
gesichert und am flexibelsten or-
ganisiert werden könnten, fiel die
Wahl auf die OctoGate 250R, ei-
ne Hochsicherheits-Firewall für
bis zu 250 Benutzer, ausgestattet
mit Intel™ XEON Prozessoren
und redundanten Festplatten.

Sicherheit und Flexibilität

Neben dem Schutz der Daten-
netze stand die Frage im Vorder-
grund, wie man der Flut an
Spam-Mails Herr werden und die
sichere Kommunikation mit den
Behörden, öffentlichen Feuer-
wehren, Schulen und Kindergär-
ten am kostengünstigsten reali-
siert werden könnte. Letztlich ga-
ben die entscheidenden Merkma-
le der OctoGate - bestmögliche
Sicherheit in Verbindung mit
höchster Flexibilität bei niedrigen
Kosten - den Ausschlag.

Im Einsatz für Burgwedel

Seit die OctoGate für die
Stadt Burgwedel im Einsatz ist,
filtert und testet sie nun Tag für
Tag mehr als 2600 Mails, rei-
nigt den Mailverkehr von uner-
wünschten Nachrichten und
sorgt so für mehr Effizienz und
weniger Produktivitätsverluste
bei der Datenverarbeitung. Die
Behörden, Feuerwehren, Schu-
len und Kindergärten kommuni-
zieren über gesicherte VPN-
Leitungen mit der OctoGate
250R, wodurch ein sicherer Da-
tenaustausch innerhalb der
Stadtverwaltung gewährleistet
ist. Geplant ist außerdem die

HSM IT-Services GmbH:

Zahlen und Fakten
Die HSM IT-Services GmbH mit Sitz in Paderborn ent-

wickelte sich seit den 1990er Jahren zu einem anerkannten
Softwaredienstleister, der sich mit der Beratung, Entwicklung
bis hin zur Implementierung kundenspezifischer Lösungen ei-
nen Namen gemacht hat. Insbesondere auf dem schnell wach-
senden Markt der IT-Sicherheit schuf sich das Unternehmen
mit der von ihm entwickelten Hochsicherheitsfirewall Octo-
Gate ein wichtiges Standbein.

Basierend auf acht Jahren Entwicklungsarbeit im Bereich
Firewalltechnologie befindet sich die OctoGate nun in der drit-
ten Generation - ein hochinnovatives Produkt, dem bereits ei-
ne Vielzahl an mittelständischen Unternehmen, Steuer- und
Rechtsanwaltskanzleien sowie Kommunen und soziale Ein-
richtungen vertrauen und das sich leicht auf individuelle An-
forderungen zuschneiden lässt.

Derzeit beschäftigt die HSM IT-Services GmbH an ihrem
Stammsitz in Paderborn 25 Mitarbeiter und schützt aktuell ca.
35.000 Anwender bundesweit mit OctoGate-Installationen.
Der Ausbau der Marktpräsenz ist im vollen Gange, so dass
weiterhin ein schnelles Wachstum zu erwarten ist.

Die HSM IT-Services GmbH ist Mitglied im Databund e.V.,
einer Interessengemeinschaft kommunaler IT-Anbieter. Der
Verein setzt sich für fairen Wettbewerb im Markt kommunaler
IT ein. DK

Ausstattung von Schulen und
Kindergärten mit eigenen klei-
neren Versionen der OctoGate
Firewall, um auch dort den Zu-
griff auf das Internet so sicher
wie möglich zu gestalten.

Verlässlicher Partner

Der Grund für die erfolgrei-
che Zusammenarbeit zwischen
der Stadt Burgwedel und der
HSM IT-Services GmbH ist
aber nicht nur in deren maßge-
schneiderten Produkten zu su-
chen. Der Kommune war es
außerdem wichtig, einen verläss-
lichen und flexiblen Partner an
der Seite zu haben, der in der
Lage ist, jederzeit zügig auf
Wünsche und Probleme zu rea-
gieren.

Unkomplizierte Lösung

So konnte die HSM beispiels-
weise Verbindungsprobleme der
Stadtverwaltung zu bestimmten
Websites dadurch beheben, dass
der Zugriff auf diese Seiten über
ihre eigenen Server erfolgt. Da
die Ursache ein Fehler im Rou-
ting des Internetproviders der
Stadt Burgwedel war, war mit
dieser Lösung eine unkompli-
zierte Lösung geschaffen, die
zügiges Weiterarbeiten ermög-
lichte.

Flexibilität in Verbindung mit
ausgereifter Sicherheitstechnik
sind für die niedersächsische
Kommune Grund genug, auch
weiterhin auf eine erfolgreiche
Zusammenarbeit mit der HSM IT-
Services GmbH zu setzen. DK

Personalwirtschaft:

Betriebswirtschaftlich
gut versorgt

Stadtwerke Hürth berechnen Gehälter ihrer
Mitarbeiter mit DATEV

Für über 54.000 Menschen liefern die Stadtwerke Hürth AöR
Trinkwasser und Fernwärme, entsorgen Abwasser und Abfall
und kümmern sich um Straßen und Grünanlagen sowie den
Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV). Rund 280 Mitar-
beiter sorgen dafür, dass diese Dienstleistungen reibungslos er-
bracht werden. Denselben Anspruch hat das kommunale Un-
ternehmen auch an seine internen Abläufe. Die Stadtwerke set-
zen dafür vom Finanzmanagement bis hin zur Lohn- und Ge-
haltsabrechnung auf Software der Nürnberger DATEV eG.

Nicht nur im Hinblick auf ihr
Dienstleistungsangebot, son-
dern auch personell sind die
Stadtwerke Hürth in den ver-
gangenen Jahren stetig gewach-
sen. Neun verschiedene Ein-
richtungen betreibt das kommu-
nale Unternehmen inzwischen.
Mit dem Anstieg der Personal-
zahl wuchsen auch die Anforde-
rungen an die Software für die
Lohn- und Gehaltsabrechnung.
Die zuvor genutzte Lösung über
ein kommunales Rechenzen-
trum wurde dadurch teuer und
scheiterte zudem an limitierten
Kapazitäten.

„Unsere alten Systeme für die
Personalabrechnung und die Fi-
nanzbuchführung sind irgend-
wann einfach an ihre Grenzen ge-
stoßen“, berichtet Barbara Seibert,
kaufmännische Leiterin und stell-
vertretender Vorstand der Stadt-
werke HürthAöR. Beispielsweise
konnten nur bis zur Mitte des Mo-
nats Buchungen vorgenommen
werden. „Danach waren ständig
manuelle Nachberechnungen nö-
tig - ein Mehraufwand, der uns
unnötig Arbeit und Zeit kostete“,
ergänzt die Finanzexpertin.

Flexibilität und
Kostentransparenz

Heute nutzen die Stadtwerke
das Entgeltabrechnungssystem
LODAS der DATEV. Damit ist
es problemlos möglich, Perso-
nalkosten auf verschiedene Ko-
stenstellen zu verteilen und die-
se in die Finanzbuchführung zu

übernehmen – eine Funktion,
die die vorherige Lösung nicht
bieten konnte. Wenn Bewe-
gungsdaten erfasst werden, las-
sen sich diese automatisch auf
die verschiedenen Kostenstellen
verteilen – weitere Eingaben
sind nicht mehr notwendig.

Controllingzwecke

Kostenstellen für das kommu-
nale Unternehmen aufzuteilen, ist
den Stadtwerken unter anderem
für Controllingzwecke wichtig.
Sie verstehen sich als ein bürger-
nahes und wettbewerbsfähiges
Wirtschaftsunternehmen mit Zu-
kunftsperspektive und als sol-
ches benötigen sie aussagekräftige
Controlling-Auswertungen. Diese
lassen sich aus den DATEV-Lö-
sungen für das Rechnungswesen
und die Personalabrechnung kom-
fortabel generieren.

Zentrale Pflege der Verträge

Daneben ist es für die Lohn-
sachbearbeiter eine erhebliche
Arbeitserleichterung, dass die
unterschiedlichen Tarifverträge
bereits im Programm hinterlegt
sind und zentral von DATEV
gepflegt werden. Für die mei-
sten Angestellten der Stadtwer-
ke Hürth gilt zwar der Tarifver-
trag TV-V, daneben müssen aber
auch gewerbliche Mitarbeiter
und Beamte abgerechnet wer-
den.

Die Wahl der Hürther fiel in
erster Linie auf Grund der

Funktionsvielfalt des Systems
in Verbindung mit einem guten
Preis-Leistungs-Verhältnis auf
LODAS. Dass Barbara Seibert
das Programm bereits kannte,
hat die Entscheidung beschleu-
nigt. „Ich wusste, dass es für un-
sere Anforderungen genau das
Richtige ist“, sagt die kaufmän-
nische Leiterin. Drei Jahre zu-
vor hatten die Stadtwerke be-
reits ihr Finanzwesen auf DA-
TEV umgestellt.

„Mit unseren betriebswirt-
schaftlichen Systemen sind wir
heute gut aufgestellt, um die
Herausforderungen der Zukunft
zu bewältigen“, ist sich Barbara
Seibert sicher. So gewappnet
will das kommunale Unterneh-
men auch künftig die positive
Entwicklung der vergangenen
Jahre weiter fortsetzen.
Info: www.datev.de
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Windkraft trotzt
der Wirtschaftskrise

Zweiter bayerischer Windbranchentag
Forum, Fachtagung und Ausstellung
am Mittwoch, 17. März 2010, in der Stadthalle Fürth

Mit Dr. Markus Söder, Bayerischer Umweltminister,
und Hermann Albers, Präsident des Bundesverbands WindEnergie L ANDESVERBAND BAYERN

Mit freundlicher Unterstützung von

Der neue Personalausweis:

Technische Systeme zur
Nutzung und Sicherheit

Für den neuen, digital lesbaren Personalausweis entwickeln und
unterstützen Fraunhofer-Forscher technische Systeme zur Nut-
zung und Sicherheit. Auf der CeBIT in Halle 9, Stand B36 zeigen
die Experten, wie man sich in Zukunft auch im Online-Shop oder
am Telefon elektronisch und sicher ausweist.

Am 1. November 2010 ist es
soweit: Dann wird der neue Per-
sonalausweis mit elektronischer
Identitäts- und Signaturfunktion
in Deutschland den bisherigen
Ausweis ablösen. Auf den ersten
Blick unterscheidet sich der neue
Ausweis erstmal nur durch sein
Format – er wird das Format ei-
ner Scheckkarte haben. In seinem
Inneren befindet sich ein RFID-
Chip, der alle Daten speichert, die
heute nur optisch vom Dokument
ablesbar sind. Man kann sie dann
per Funk auslesen. Damit nur Be-
rechtigte auf die Daten zugreifen
können, sind diese auf der Karte
verschlüsselt, und auch die Über-
tragung findet über kryptogra-
phisch abgesicherte Protokolle
statt. So soll der Zugriff für Unbe-
fugte verhindert werden.

Jede Menge Vorteile

Der Ausweisinhaber kann mit-
tels einer sechsstelligen PIN je-
weils individuell bestimmen, für
wen er die Daten freischalten
möchte. Gleichzeitig regelt der
Gesetzgeber, wer eine Zugriffsbe-
rechtigung erhält: Dazu muss je-
der Diensteanbieter ein Zertifikat
bei einer behördlichen Vergabe-
stelle beantragen und nachwei-
sen, dass er die Daten zur Ab-
wicklung des Geschäfts benötigt.

Für den Bürger bringt die Inno-
vation eine ganze Reihe von Vor-
teilen, denn mit dem neuen Perso-
nalausweis wird es beispielsweise
möglich, sich im Internet mit sei-
ner e-Identität (eID) auszuweisen.
,,Um das Vertrauen in Geschäfts-
und Verwaltungsprozessen in der
virtuellen Welt zu stärken, ist eine
sichere Identifizierung des Bür-
gers notwendig”, betont Jens
Fromm vom Fraunhofer-Institut
für Offene Kommunikationssy-
steme FOKUS in Berlin. ,,Der
Umgang und die Verwaltung von
Identitäten muss so einfach wie
möglich gestaltet werden. Der
neue Personalausweis kann hier-
zu einen Beitrag leisten”, ergänzt
seine Kollegin Petra Hoepner.

Mit der elektronischen Aus-
weisfunktion kann man von sei-
nem Computer aus mit Behörden
oder Dienstleistern Kontakt auf-
nehmen und elektronische Dien-
ste nutzen, etwa online einkaufen,
ein Konto eröffnen, in einem Ho-
tel einchecken oder Lotto spielen.
Dazu braucht man dann nicht
mehr wie heute eine elektroni-
sche Signatur oder andere auf-

wändige Prozeduren wie das Po-
stident-Verfahren. Die eID-Funk-
tion kann jeder Bürger beim Er-
halt seines neuen Ausweises
freischalten lassen und dann mit
seiner dazugehörigen PIN nutzen.

Damit all dies technisch ein-
wandfrei funktioniert, sind nicht
nur die neuen Ausweise nötig,
sondern auch eine Infrastruktur,
die gleichzeitig die Datensicher-
heit garantiert. Um sie aufzubauen
und zu testen, hat sich das Bundes-
ministerium des Innern, das für die
Einführung des neuen Personal-
ausweises verantwortlich ist, vier
starke Partner gesucht. Zwei da-
von sind Institute der Fraunhofer-
Gesellschaft: das Fraunhofer FO-
KUS und das Fraunhofer-Institut
für Sichere Informationstechnolo-
gie SIT in Darmstadt.

Anlaufpunkt

Die beiden Fraunhofer-Institu-
te bilden zusammen das ,,Test-
und Demonstrationszentrum neu-
er Personalausweis”, das als An-
lauf- und Informationspunkt für
den Anwendungstest dient. Das
Schaufenster für Anwendungen
befindet sich im FOKUS in Ber-
lin. Es fördert die gezielte Betreu-

ung und Begleitung der Ein-
führungsphase des Personalaus-
weises. Interessierte Besucher aus
der öffentlichen Verwaltung, aus
Wirtschaft und Medien können
dort Szenarien und Anwendun-
gen kennen lernen. Zum einen
werden im Demonstrationszen-
trum technische und organisato-
rische Informationen über den
neuen Personalausweis, eGover-
nment und eBusiness präsentiert.
Zum anderen auch technische
Komponenten wie Bürgerclient
und eID-Server, sowie ausge-
wählte Pilotprojekte von Dien-
steanbietern. ,,Seit dem 1. Januar
2010 können an denAnwendungs-
tests interessierte Institutionen
und Firmen teilnehmen”, sagt
Jens Fromm, Leiter des Fraunho-
fer FOKUS Secure eIdentity-La-
bors, ,,so haben sie die Möglich-
keit, bereits vor der Einführung
die Funktionalitäten des neuen
Personalausweises zu testen.”

Testdienst für Unternehmen

Das Labor für die Sicherheits-
tests hat seinen Standort in Darm-
stadt, wo Fraunhofer-Mitarbei-
ter die Unternehmen mit techni-
schem Know-how bei der Inte-
gration bestehender und Entwick-
lung neuer Dienste unterstützen.
,,Wir stellen den Unternehmen ei-
nen Testdienst zur Verfügung und
führen Fehleranalysen durch”,

sagt Ulrich Waldmann, zuständi-
ger Projektleiter am SIT.

Auf der CeBIT stellt das SIT
Anwendungen vor, die zeigen, wie
man den neuen Personalausweis
zurAuthentifizierung beimTelefo-
nieren über eineVoIP-Verbindung,
also beimTelefonieren übers Inter-
net, nutzen kann. Das Konzept er-
laubt eine beidseitige Authentisie-
rung von Gesprächspartnern in
VoIP-Telefonaten und den vertrau-
lichen Austausch von Informatio-
nen per Telefon. ,,Bisher gab es
zwar schon Methoden, um die
Identität des Telefonpartners fest-
stellen zu können”, erklärt Mitar-
beiter Ronald Marx, ,,etwa das Er-
kennen der Stimme, die Verwen-
dung der übertragenen Telefon-
nummer oder anderer Merkmale
aus einer Datenbank. Diese Ver-
fahren waren aber häufig unzuver-
lässig oder nicht universell einsetz-
bar.” In Zukunft ließe sich hierfür
die Online-Authentifizierungs-
funktion des neuen Personalaus-
weises nutzen.

Verfahren in drei Schritten

Der Ausweisinhaber möchte
beispielsweise den Telefon-
banking-Service seiner Bank über
das Call-Center zur Aufstockung
seines Aktiendepots nutzen.
Aufgrund der geforderten vertrau-
lichen Behandlung des Gesprächs-
inhalts ist eine beidseitige Authen-
tifikation und Verschlüsselung er-
forderlich. Die Bank bietet die Nut-
zung der eID-Funktion an, da sie
selbst an einer zuverlässigen Iden-
tifikation ihrer Kunden oder Ge-
schäftspartner interessiert sind.
Gleichzeitig möchte sie selbst ihre
Identität zuverlässig nachweisen.
Das Verfahren besteht nun aus drei
Schritten: Der Herstellung einer
verschlüsselten Direktleitung zwi-
schen Kunde und Bank, dem
Übermitteln der jeweiligen Identi-
fikationsdaten und schließlich der
Zuordnung der beiden Leitungen.
Der Kunde hat einerseits die Ge-
wissheit, dass es sich bei seinem
Gesprächspartner um einen Mitar-
beiter der Bank handelt. Und der
Call-Center-Agent wiederum weiß
mit Sicherheit, dass es sich tatsäch-
lich um den Kunden handelt.

In Zukunft soll es sogar mög-
lich sein, sich über das Handy
auszuweisen. ,,Dazu muss man
mit dem Handy den RFID-Chip
des Ausweises lesen können”,
sagt Ronald Marx, der am SIT
das Projekt betreut. ,,Wenn der
Ausweis erst einmal eingeführt
ist, werden diese Funktion künf-
tig immer mehr Mobiltelefone
unterstützen.”

Die Bibliothek in der
Jackentasche

Nutzung der Virtuellen Stadtbücherei Würzburg
nun auch mit E-Book-Readern möglich

Elektronische Bücher (E-Books) nur am Computer-Bildschirm
lesen? Das geht nun auch anders, wie die Stadtbücherei Würz-
burg zeigt: Ab sofort sind viele E-Books der Virtuellen Stadt-
bücherei, des digitalen Ausleihangebots der Bibliothek, auch
mit speziellen E-Book-Readern nutzbar. Unter der Adresse
www.virtuelle-stadtbuecherei-wuerzburg.de lässt sich seit
kurzem gezielt nach Sachtiteln und Romanen suchen, die sich
für die Ausleihe auf E-Book-Readern eignen.

Die Titel können dann über
das Internet heruntergeladen
und mitsamt Leihfrist auf das
Lesegerät übertragen werden,
was eine komfortable Nutzung
des digitalen Textes auch ohne
Computer erlaubt. Nach dem
Ablauf der von der Bibliothek
festgelegten Leihfrist von einer
Woche erlischt die Lizenz, und
der jeweilige Titel kann nicht
mehr geöffnet werden - „zurück-
gegeben“ werden muss er vom
Nutzer nicht, weshalb auch kein
Überziehen mitsamt der ent-
sprechenden Gebühr droht.

Stadtbücherei vorne dabei

Mit dem Angebot für Büche-
reikunden, E-Books für E-Book-
Reader digital ausleihen zu kön-
nen, ist die Stadtbücherei Würz-
burg bei der digitalen Medienre-
volution erneut ganz vorne da-
bei: Denn erst seit diesem Jahr
gibt es überhaupt ein populäres
Angebot für E-Book-Reader auf
dem deutschsprachigen Markt.
Auf der Frankfurter Buchmesse
waren digitale Lesegeräte eines
der Hauptthemen, und die Zahl
der verfügbaren Geräte ist gera-
de jetzt zu Weihnachten noch
einmal deutlich gewachsen.

Beitrag zur digitalen
Medienkompetenz

„Wir glauben, dass in Zukunft
mehr und mehr digitale Lese-
geräte genutzt werden“, so Vol-
ker König, verantwortlich für
das virtuelle Angebot der
Stadtbücherei Würzburg. „Mit
unserem Service wollen wir
nicht nur deren Nutzer anspre-
chen, sondern auch einen Bei-
trag zur digitalen Medienkom-
petenz leisten.“

Damit digitale Texte auf ei-
nem E-Book-Reader gut lesbar
sind, kommt ein neues Format
zum Einsatz, das so genannte

EPUB-Format. Dieses ermög-
licht, im Unterschied zum bis-
herigen PDF-Format, die fle-
xible Anpassung eines Textes an
die jeweilige Bildschirmgröße
und an die individuellen Vorlie-
ben des Lesers - so lassen sich
beispielsweise alle Texte auch
in großer Schrift auf dem jewei-
ligen Lesegerät anzeigen.

Rascher Ausbau

Die Zahl der E-Book-Titel,
die im EPUB-Format zur Aus-
leihe zur Verfügung stehen, ist
zwar derzeit nur eine Teilmenge
des Bestands: Aber immerhin
stehen bereits über hundert
Sachbuch-Titel und Romane
von insgesamt knapp 5.000 E-
Books der Bibliothek in der le-
segerätfreundlichen Form bereit
- schon heute sind z. B. der Ro-
man „Atemschaukel“ der No-
belpreisträgerin Herta Müller
oder ein Standardwerk für erfol-
greiches Verhandeln vom Autor
des „Harvard-Konzepts“ ver-
fügbar. In den nächsten Mona-
ten soll die Zahl der entspre-
chenden Titel jedoch rasch aus-
gebaut werden.

Laufend neue Geräte

Wer noch kein mobiles Lese-
gerät hat, profitiert davon übri-
gens trotzdem: Alle Titel kön-
nen jeweils auch als PDF zur
Nutzung am Bildschirm oder
zum Teil auch zum Ausdrucken
genutzt werden. Bis jetzt wer-
den bereits sieben verschiede-
ne E-Book-Reader von unter-
schiedlichen Geräteherstellern
unterstützt (die günstigsten sind
bereits für unter 200 Euro er-
hältlich), und laufend kommen
neue Geräte hinzu - eine Liste
mit kompatiblen Geräten findet
man ebenfalls auf der Webseite
der Virtuellen Stadtbücherei
Würzburg.

Lawinen-Suchgerät ortet
Handys Verschütteter

Fraunhofer entwickelt Rettungsnavigator auf Galileo-Basis

Forscher des Fraunhofer IML und des Navigationsspezialisten
proTime arbeiten an einem Rettungsnavigator, der Lawinenopfer
über deren Handys unter dem Schnee orten kann. Damit will man
dem Problem entgegentreten, dass die meisten Verschütteten kei-
nen Lawinenpiepser mit sich führen, meist aber ein Handy bei
sich tragen. Das geplante System wird auf die Daten des europäi-
schen Satellitennavigationssystems Galileo zurückgreifen und zu-
sätzlich von ortsabhängigen Messungen gespeist werden.

Bei der innovativen Lösung
handelt es sich um eine Weiterent-
wicklung im Rahmen des Projekts
SAR Lawine Navigator, das vor
zwei Jahren gestartet wurde. ,,Ver-
schüttete haben meist nur dann ei-
ne gute Überlebenschance, wenn
ihre genaue Position unter den
Schneemassen schnell bestimmt
werden kann”, erklärt Wolfgang
Inninger vom Fraunhofer-Institut
für Materialfluss und Logistik
IML im Gespräch mit pressetext.
,,Werden sie nicht in der ersten
halben Stunde nach dem Unfall
geborgen, nehmen die Überle-
benschancen rapide ab.”

Im Zusammenspiel mit Lawi-
nenpiepsern verspricht der ent-
wickelte Rettungsnavigator, Ver-
schüttete bis auf wenige Zentime-
ter genau zu orten. ,,Die Erfah-
rungen von Bergwacht, Flugret-
tung und Polizei zeigen jedoch,

dass Lawinenpiepser oft nicht
mitgeführt werden. Ein Handy
hat hingegen fast jeder mit da-
bei”, erklärt Inninger. Neben der
Anpassung der Empfangsantenne
am Rettungsnavigator müssen die
Forscher allerdings einen geeig-
neten Weg finden, um Handys bis
auf wenige Zentimeter genau or-
ten zu können.

Punktgenaue Handyortung
noch Zukunftsmusik

,,Die sonst übliche Handyor-
tung über Funkzellen ist zu unge-
nau und funktioniert gerade in
den Bergen nicht wirklich. Die
noch zu lösende Herausforderung
besteht folglich darin, das Handy
des Verschütteten zum Aussen-
den eines elektronischen Feldsig-
nals zu animieren, was vom Na-
vigator empfangen werden kann”,

sagt Inninger im pressetext-Ge-
spräch. Um die Suchstelle genau
einzuschränken, können die La-
winenretter an drei bis fünf Refe-
renzpunkten die Feldstärke des
Signals messen. Ein von den For-
schern entwickelter Algorithmus
berechnet schließlich den Aus-
gangspunkt des Signals und so-
mit die wahrscheinliche Position
des Verschütteten.

Galileo-Testumgebung
GATE

Zur Entwicklung des Systems
nutzen die Forscher derzeit noch
die Galileo-Testumgebung GA-
TE in Berchtesgaden, wo Sende-
antennen auf sechs Berggipfeln
die Galileo-Signale simulieren.
In weiterer Folge will man neben
den echten Galileo-Signalen
auch bestehende Systeme wie
GPS und das russische Glonass
kombinieren, um eine noch ge-
nauere Zielgenauigkeit zu errei-
chen. Am Donnerstag wurde das
Projekt mit dem Regionalpreis
Bayern der European Satellite
Navigation Competition 2009
ausgezeichnet.

„ALKIS-Einführung von
der Praxis für die Praxis“

ALKIS (Amtliches Liegenschafts-Kataster-Informationssy-
stem), der von der Arbeitsgemeinschaft der Vermessungsverwal-
tungen der Länder (AdV) neu entwickelte Standard zur Zusam-
menführung von Kataster- und Eigentümerinformationen, geht in
die Umsetzungsphase. In Bayern soll ALKIS noch 2010 an den
Start gehen. Damit gewinnt ALKIS zunehmend an Bedeutung.
Der Bedarf an Informationen wird weiter steigen, dennALKIS ist
keine Option auf freiwilliger Basis. Alle bisherigen Nutzer von
DFK und ALB müssen zukünftig auf ALKIS umsteigen.

Um frühzeitig zu informieren, Lösungen für einen geordneten
Umstieg aufzuzeigen und nicht zuletzt die Mehrwerte und Chan-
cen zu vermitteln, die ALKIS bietet, findet am 9. März der
Workshop „ALKIS-Einführung von der Praxis für die Praxis“ im
Rahmen des 15. Münchner Fortbildungsseminars Geoinformati-
onssysteme an der Technischen Universität München statt. Dort
kommen Referenten aus den Kommunen, Systemanbieter und die
Bayerische Vermessungsverwaltung zu Wort. Sie vermitteln Ba-
siswissen, entwerfen Szenarien für einen geordneten Umstieg,
zeigen die Chancen der neuen Nutzungsmöglichkeiten auf, be-
richten über den aktuellen Stand der ALKIS Einführung und von
den Erfahrungen der Kommunen aus benachbarten Bundeslän-
dern, die den Umstieg bereits vollzogen haben.

Der Workshop richtet sich an alle Nutzer von DFK und ALB,
insbesondere an Verantwortliche für Geoinformationssysteme
und Geobasisdaten aus der öffentlichen Verwaltung sowie an Ver-
treter von Stadtwerken und der Energieversorger-Branche.
Nähere Info: www.rundertischgis.de/Fortbildungsseminar
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So besonders wie du. Mein BASE.

Neuerscheinung im C.H.Beck Verlag:

Bayerisches
Kommunalrecht

Alles Wissenswertes im Bereich des Kommunalrechts, insbe-
sondere die Gemeindeordnung, die Verwaltungsgemein-
schaftsordnung und die Querverbindungen in das allgemeine
Verfahrensrecht sowie Verwaltungsprozessrecht, werden ein-
prägsam strukturiert und in kurzer Form vermittelt.

Zahlreiche Änderungen der Bayerischen Gemeindeordnung seit
dem Erscheinen der 2. Auflage haben eine Überarbeitung des
Werkes notwendig gemacht. Hier sind insbesondere das Gesetz
zur Änderung des Kommunalrechts, das zahlreiche Änderungen
im Bereich des Gemeindewirtschaftsrechts brachte sowie das Ge-
setz zur Änderung des kommunalen Haushaltsrechts zu nennen.

Als Ergänzung zur Vorauflage werden an vielen Stellen komplexe
Sachverhalte anhand von Graphiken und Schaubildern dargestellt.

Dr. Gernot Lissak ist Lehrbeauftragter an der Universität Re-
gensburg. Das Werk wendet sich an Studenten, Referendare, Ab-
solventen der Beamtenfachhochschulen, Kommunalbeamte und
Kommunalpolitiker.

Dr. Gernot Lissack, Bayerisches Kommunalrecht, Verlag
C.H.Beck, 3. Auflage, 2009, XVI, 262 Seiten, kartoniert 26,00,
ISBN 978-3-406-59347-5

Neuerscheinung im R. v. Decker Verlag:

Haushaltsgrundsätze für
Bund, Länder und Gemeinden
Handbuch zum Management der öffentlichen Finanzen

Mit dem Inkrafttreten des „Haushaltsgrundsätzemodernisie-
rungsgesetzes“ am 1. Januar 2010 ändert sich das Haushalts-
recht für Bund, Länder und Gemeinden grundlegend: Nun-
mehr dürfen neben den Kommunen auch der Bund und die
Länder ihre Haushalte anstatt nach dem traditionellen kame-
ralistischen System mit Hilfe der doppelten Buchführung
(Doppik) planen, ausführen und abrechnen.

Die Haushaltsbeauftragten verfügen nunmehr über notwendige
Instrumente, um den Ressourcenverbrauch und die Verschuldung
der öffentlichen Haushalte für ihre Entscheidungen transparent zu
machen.

Die Neuauflage bietet eine topaktuelle systematische Gesamt-
darstellung des öffentlichen Haushaltsrechts in drei Teilen und 20
Kapiteln:

Grundlagen für das Management öffentlicher Finanzen,
Haushaltsgrundsätze und - Schwerpunkte des Haushaltsmana-

gements.
Auch komplexe Zusammenhänge wie Finanzausgleiche, Fi-

nanzbeziehungen zur EU, mehrjährige Finanzplanung, Rech-
nungswesensysteme Kameralistik und Doppik, Aufstellung und
Ausführung des Haushaltsplans, Buchführung und Rechnungsle-
gung, Sondervermögen, öffentlich-private Partnerschaften usw.
werden verständlich erläutert.

Eine große Hilfe sind die zahlreichen weiterführenden Hinwei-
se, vor allem das Online-Literaturverzeichnis und wichtige Inter-
net-Links vor jedem Kapitel, die den gezielten Zugriff auf aktuel-
le finanzpolitische Fakten und weiterführende Informationen er-
möglichen.

Robert F. Heller, Haushaltsgrundsätze für Bund, Länder und
Gemeinden, Handbuch zum Management der öffentlichen Fi-
nanzen, R. v. Decker Verlag, 2., völlig neu bearbeitete Auflage
2010. 500 Seiten, 44,95 , ISBN 978-3-7685-0575-8

Kinderkrippe im Wohngebiet
Als in einem Bebauungsplan für ein Grundstück in einem reinen
Wohngebiet eine Nutzung durch eine Krippe für Kleinkinder bis
zu drei Jahren vorgesehen wurde, waren die Nachbarn nicht
einverstanden. Sie meinten, die unterschiedlichen privaten und
öffentlichen Belange wären nicht gerecht gegeneinander abge-
wogen. Sie machten insbesondere geltend, es wäre mit einer für
sie unzumutbaren Verkehrsbelastung durch die An- und Ab-
fahrten der Eltern oder anderer Personen und auch der Mitar-
beiter der Kinderkrippe zu rechnen. Dafür wäre die Straße
außerdem zu eng. Demgegenüber wies die Gemeinde darauf hin,
es sollten versenkbare Poller in den Straßenkörper eingebaut
werden, die eine Verkehrsregulierung zur Folge haben würden.

Mit diesem Sachverhalt hat sich
das Oberverwaltungsgericht Saar-
land im Urteil vom 11.9.2008 – 2
C 186/08 – befasst. Danach war
von der Planungsfreiheit der Ge-
meinde auszugehen, die aller-
dings nicht unbegrenzt ist. Dies
war von der Gemeinde beachtet
worden. Die getroffene Regelung
stand nicht außer Verhältnis zu
den schutzwürdigen Belangen der
Nachbarn. Die Regelung war eine
nicht mehr zu vertretende Kon-
fliktlösung, so dass die Planungs-
freiheit der Gemeinde nicht über-
schritten worden war.

Keine prognostische
Begutachtung notwendig

Die Nachbarn machten aber
auch noch weiter geltend, es
würde zu Ruhestörungen durch
die Kinder kommen. Nach der
Auffassung des Gerichts war
keine prognostische immissions-

schutzrechtliche Begutachtung
notwendig gewesen. Im Rahmen
der auch insoweit anzustellenden
Zumutbarkeitsbetrachtung war
über die Anforderungen tech-
nisch-umweltrechtlicher Vorga-
ben hinaus dem Gesichtspunkt
der Sozialadäquanz Rechnung
zu tragen. Unter den Begriff der
sozialen Adäquanz werden Ver-
haltensweisen oder Zustände be-
schrieben, die sich im Rahmen
des menschlichen Zusammenle-
bens möglicherweise für den
einzelnen nachteilig auswirken,
jedoch von der Bevölkerung ins-
gesamt akzeptiert werden, weil
sie sich an den Grenzen des sozi-
al Üblichen und Tolerierbaren
halten. Ohnehin ist im nachfol-
genden Baugenehmigungsver-
fahren das Gebot der Rücksicht-
nahme wesentlich, ohne dass es
dabei auf eine besondere Befind-
lichkeit der Nachbarn ankommt.
Es darf auch nicht außer acht ge-

lassen werden, dass der Gesetz-
geber Kindern ein wohnnahes
Spielen ermöglichen wollte.

Kein Erfolg für
Klage der Nachbarn

Keinen Erfolg hatten die Nach-
barn auch mit dem Hinweis, dass
das für die Kinderkrippe vorge-
sehene Grundstück bisher für die
Nachbarn nicht nachteilig be-
nutzt worden wäre. Ein An-
spruch, von jeglicher Verände-
rung einer vorhandenen städte-
baulichen Nutzungssituation im

Umfeld des eigenen Anwesens
verschont zu bleiben, besteht
nicht. Überhaupt war die Nut-
zungskapazität des Nachbarhau-
ses auf maximal zehn Kinder be-
schränkt, bei denen es sich um
solche im Vorkindergartenalter
zwischen acht Wochen und drei
Jahren handelte. Der Aufenthalt
und auch ein gemeinsames Spie-
len im Freien verbunden mit der
dadurch eröffneten Möglichkeit
der Einübung von Sozialverhal-
ten in der Gemeinschaft ist für
die altersgemäße Entwicklung
auch von Kleinkindern in jedem
Falle wünschenswert, wenn nicht
sogar zwingend erforderlich.

So hatten die Nachbarn mit ih-
rer Klage keinen Erfolg Dr. O.

Die Gemeinde im
Privatrechtsverkehr

Die Gemeinde nimmt auch am Privatrechtsverkehr teil, z. B.
dann, wenn sie Räume oder ein Grundstück vermietet bzw. ver-
pachtet. Will die Gemeinde dieses Verhältnis beenden, muss sie
eine Kündigung vornehmen. Nach dem Urteil des Oberlandes-
gerichts Brandenburg vom 22.7.2009 – 3 U 122/08 – ist eine
Kündigungserklärung eine unmittelbar rechtsgestaltende Wil-
lensäußerung. Dafür ist der Bürgermeister zuständig.

Etwas anderes kann nach der
Gemeindeordnung für Erklärun-
gen in Frage kommen, durch
welche die Gemeinde verpflich-
tet werden soll. Als Verpflich-
tungsgeschäft in diesem Sinne
gelten rechtsgeschäftliche Er-
klärungen, die unmittelbar auf
eine Verpflichtung der Gemein-
de abzielen, so dass diese keine
bloße Nebenfolge der Wil-
lensäußerung ist; Erklärungen,
die zwar die Gemeinde wirt-
schaftlich belasten, aber keine
neue Verpflichtung zur Folge ha-
ben, wie beispielsweise Verfü-
gungsgeschäfte oder Abnah-
meerklärungen, werden davon
nicht erfasst.

Auch bei der Kündigung von
Miet- oder Pachtverträgen, die
rechtswirksam geschlossen wur-
den, geht es lediglich um die Ab-
wicklung von schon bestehen-
den vertraglichen Beziehungen;

die Grundlage für in diesem Zu-
sammenhang resultierende An-
sprüche ist schon zuvor gelegt
worden und wird nicht etwa
durch die Kündigungserklärung
geschaffen.

Wirksame Kündigung

In dem konkreten Fall ging es
darum, ob die Gemeinde die
Herausgabe der Räume verlan-
gen konnte, was zur Vorausset-
zung hatte, dass die Gemeinde
das Mietverhältnis wirksam
gekündigt hatte. Dafür war eine
entsprechende Erklärung des
Bürgermeisters erforderlich, der
dafür zuständig war. Der Mieter
konnte dem Herausgabeverlan-
gen der Gemeinde nicht mit Er-
folg entgegenhalten, es würde
überhaupt keine wirksame Kün-
digung des Mietverhältnisses
vorliegen. Dr. O.

Umfassendes Fragerecht
eines Ratsmitgliedes

Wenn ein Ratsmitglied vom Bürgermeister bestimmte Fragen
beantwortet bekommen will, taucht die Frage auf, wieweit der
Auskunftsanspruch des Ratsmitgliedes geht. Dafür ist von der
jeweiligen Gemeindeordnung auszugehen. Sie sehen allgemein
vor, dass jeder Gemeinderat an den Bürgermeister Anfragen
über einzelne Angelegenheiten der Gemeinde und ihrer Verwal-
tung richten kann, soweit es nicht um Angelegenheiten geht, die
der Geheimhaltung unterliegen.

Das Auskunftsrecht des Ge-
meinderats zum Zwecke der Un-
terrichtung ist Ausfluss der Mit-
gliedschaft im Kommunalparla-
ment, dem vor allem die Aufga-
be zukommt, an der Gesetzge-
bung mitzuwirken und die Kon-
trolle über die Exekutive auszuü-
ben. Dafür sind die Mitglieder
des Gemeinderats auf Informa-
tionen aus dem Bereich der Ver-
waltung angewiesen.

Kontrollbefugnis

Eine weitere Kompetenz des
Gemeinderates ist seine Kontroll-
befugnis, d. h. er hat die Aus-
führung seiner Beschlüsse zu
überwachen und die Gemeinde-
verwaltung zu kontrollieren. Dies
gilt auch für Personalangelegen-
heiten, soweit die Zuständigkeit
nicht dem Bürgermeister übertra-
gen worden ist oder diese zur lau-
fenden Verwaltung gehören.

Nach dem Beschluss des Ober-
verwaltungsgerichts Magdeburg
vom 31.7.2009 – 4 O 127/09 – ist
das Auskunftsrecht eines Rats-
mitglieds umfassend dahinge-
hend zu verstehen, dass es für alle
Angelegenheiten der Gemeinde
besteht, soweit der Bürgermeister
im Rahmen seiner Zuständigkeit
als Leiter der Gemeindeverwal-
tung oder, soweit die Gemeinde
selbst betroffen ist, als deren ge-
setzlicher Vertreter nach außen
Kenntnis von der Angelegenheit
erlangt hat oder erlangen kann.

Funktion des Fragerechts ist es,
Auskunft über Fakten zu gewin-
nen, damit die Mitgliedschaft im
Gemeinderat und in den Aus-
schüssen effektiv wahrgenom-
men werden kann. Deshalb muss
der Auskunftsanspruch nicht ein-
gehend begründet werden. Nur
muss sich erkennen lassen, dass
dieAnfrage nicht ins Blaue hinein
gestellt wird. Dr. O.

Stadtwerke beanspruchten Zahlung
für Wasser und Entwässerung

Es ist allgemein üblich geworden, dass die Stadtwerke nicht nur
die Zahlung des Entgelts für das gelieferte Frischwasser fordern,
sondern auch die Entwässerungsgebühren, was nicht unproble-
matisch ist, wie sich aus dem Urteil des Verwaltungsgerichtsho-
fes Baden-Württemberg vom 15.10.2009 – 2 S 1457/09 – ergibt.

Werden beide Ansprüche durch
ein Schreiben geltend gemacht,
handelt es sich für die Entwässe-
rungskosten nicht um einen Ver-
waltungsakt, der erforderlich wä-
re, weil es dabei um einen Ge-
bührenanspruch der Gemeinde
geht. Dass es sich teilweise um ei-
nen Verwaltungsakt handelt, wird
erst deutlich, wenn die Bezeich-

nung Bescheid oder Verfügung
verwendet wird sowie eine
Rechtsmittelbelehrung vorgenom-
men wird. Sonst handelt es sich
nur um ein tatsächliches Verwal-
tungshandeln in Form eines
schlichten Rechnungsschreibens.
Unerheblich ist demgegenüber,
dass erklärt wird, die Berechnung
der Entwässerungsgebühren wür-

de imAuftrage und im Namen der
Gemeinde vorgenommen werden.

Kein Verwaltungsakt

Auch kommt es nicht darauf
an, dass die Stadtwerke den
Grundstückseigentümer als Ver-
tragspartner des Wasserversor-

gungsvertrags und daneben auch
als Gebührenschuldner für die öf-
fentlich-rechtlichen Entwässe-
rungsgebühren bezeichnen. Hin-
sichtlich der Entwässerungsge-
bühren hat ein so unklares Schrei-
ben der Stadtwerke keine Wir-
kung; dabei handelt es sich nicht
um einen Verwaltungsakt. Dr. O.
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Dialogforum in Bonn:

Biologische Vielfalt in Kommunen
Städte und Gemeinden engagieren sich für die Biodiversität

Kommunales Bündnis wird angestrebt

Der Einsatz für die biologische Vielfalt ist für Städte und Gemein-
den ein wichtigesAnliegen. Das wurde auf dem Dialogforum „Bio-
logische Vielfalt in Kommunen“ deutlich, zu dem das Bundesamt
für Naturschutz (BfN) und die Deutsche Umwelthilfe (DUH) nach
Bonn eingeladen hatten. Rund 50 Vertreterinnen und Vertreter von
mehr als 30 Kommunen sowie der Deutsche Städtetag und der
Deutsche Städte- und Gemeindebund erarbeiteten gemeinsam den
Vorschlag für eine entsprechende Deklaration. Diese soll in den fol-
genden Wochen den Kommunalparlamenten zur Unterzeichnung
vorgelegt werden. Mit der Unterzeichnung wollen die teilnehmen-
den Städte und Gemeinden ihren Willen bekunden, sich weiter für
die Biodiversität in den Kommunen zu engagieren.

„Den Kommunen kommt für
den Erhalt der biologischen Viel-
falt eine Schlüsselrolle zu. Denn
gerade Siedlungsräume zeichnen
sich durch eine beachtliche Viel-
falt an Arten und Lebensräumen
aus. Vor allem aber ist die kom-
munale Ebene diejenige Politike-
bene, die den Bürgern am näch-
sten ist. In den Städten und Ge-
meinden werden wesentliche
konkrete Handlungsentscheidun-
gen getroffen. Sie haben zudem
die unmittelbare Möglichkeit, das
öffentliche Bewusstsein zur Be-
deutung der biologischen Vielfalt
zu stärken“, erklärte Professor
Beate Jessel, Präsidentin des BfN
während des Dialogforums.

Erfreuliches Signal

Das BfN und die DUH be-
grüßen daher ausdrücklich die
Überlegungen der Kommunen,
sich zu einem „Bündnis für bio-
logische Vielfalt“ zusammenzu-
schließen. Dies sei ein erfreuli-
ches Signal. BfN und DUH seien
gerne bereit, weitere Aktivitäten

im Rahmen ihrer Möglichkeiten
zu unterstützen und zu begleiten,
sagte die BfN-Präsidentin.

Bonner Erklärung

Ziel des Dialogforums „Biolo-
gische Vielfalt in Kommunen“
war es, die Vertreter der Kommu-
nen mit der Nationalen Strategie
der Bundesregierung zur biologi-
schen Vielfalt bekanntzumachen.
Dabei wurden ihre Inhalte und
die Bedeutung für die kommuna-
le Ebene aufgezeigt. Außerdem
stand die Frage im Mittelpunkt,
welchen Beitrag die Städte und
Gemeinden zur Umsetzung der
Strategie leisten können, wie die
biologische Vielfalt verstärkten
Niederschlag im kommunalen
Handeln finden kann und wie die
Kommunen in Ihrem Engage-
ment und bei Ihren Aktivitäten
unterstützt werden können. Im
Ergebnis des Dialogforums wur-
de gemeinsam die Bonner Er-
klärung „Biologische Vielfalt in
Kommunen“ erarbeitet, welche
konkrete Handlungsansätze für

Kommunen beinhaltet und nun
von den anwesenden Vertreterin-
nen und Vertretern in die Kom-
munalparlamente getragen wer-
den soll. In der Deklaration spre-
chen sich die Kommunen u. a.
dafür aus, die Anforderungen zur
Erhaltung der biologischen Viel-
falt bewusst in die Entscheidun-
gen auf kommunaler Ebene ein-
zubeziehen. „Viele Städte und
Gemeinden in Deutschland lei-
sten bereits heute sehr viel für den
Erhalt der biologischen Vielfalt.
Mit der Deklaration wird deutlich
gemacht, dass die Kommunen

sich den Herausforderungen stel-
len, sie benötigen ihrerseits aber
auch die Unterstützung von Bund
und Ländern“, so Axel Welge
vom Deutschen Städtetag.

Kommunen nicht
im Stich lassen

„Wenn Kommunen sich vor
Ort gezielt für die Erhaltung der
biologischen Vielfalt engagie-
ren und wirksame Maßnahmen
umsetzen sollen, dürfen die
Kommunen nicht allein gelas-
sen werden“, betonte in diesem
Zusammenhang Robert Spreter,
Leiter Kommunaler Umwelt-
schutz bei der DUH. „Allein ein
Appell an die Verantwortung
der Städte und Gemeinden wür-
de wohl ungehört verpuffen.“

Um das Engagement und die
Netzwerkarbeit der Städte und
Gemeinden im Bereich biologi-

CIPRA-Jahresfachtagung:

Wachstum auf Teufel
komm’ raus?

Neue Ideen für eine ökologische und
nachhaltige Entwicklung im Alpenraum

Die vermeintliche Logik des Wachstums stößt zunehmend an
Grenzen. Die Klimaproblematik ist hierfür ein prominentes Bei-
spiel. Die Dringlichkeit für neues Denken und Handeln wird durch
die gegenwärtige Wirtschaftskrise noch erhöht. Auf der Jahres-
fachtagung der Internationalen Alpenschutzkommission CIPRA
in Gamprin/Liechtenstein wurden die Grenzen des Wachstums
erörtert. Zudem bot die Veranstaltung einen denkbar guten Nähr-
boden für neue Ideen und Lebensqualität imAlpenraum.

Zum Auftakt der internationa-
len Tagung sprach der umstrit-
tene Globalisierungsgestalter
Franz Josef Radermacher vom
Club Of Rome über sein Kon-
zept für eine Welt mit Zukunft.
Der Friedensforscher und Hi-
storiker Daniele Ganser stellte
in seinem Vortrag den globalen
Kampf ums Erdöl in Zusam-
menhang mit der Versorgungs-
sicherheit dar und zeigte auf,
welche Bedeutung dies für den
Alpenraum haben wird. Außer-
dem wurde die Mobilität und
Raumentwicklung im Alpen-
raum ebenso unter die Lupe ge-
nommen wie der sogenannte
Peak-Tourismus, der zu erwar-
tende Einbruch der Tourismus-
branche in den Alpen. Eine Prä-
sentation der zentralen Erkennt-
nisse in Thesenform rundete die
Jahrestagung ab.

Gegen Wachstumszwang

„Um dem Wachstumszwang
zu entkommen, braucht es neue
Ideen für Zufriedenheit, Aus-
kommen und Lebensqualität.
Dies gilt auch für die Alpen“,
heißt es zunächst in dem Forde-
rungskatalog. Zweifellos hätten
Orte und Regionen in den Alpen
vom herkömmlichen Wachstum
profitiert. Außer Zweifel stehe
aber auch, dass allzu oft die un-
mittelbaren wirtschaftlichen Er-
träge einer Wachstumsstrategie
überschätzt und die Kosten
(zum Beispiel für die Infrastruk-
turen) systematisch unterschätzt
würden. Diese aber fielen im
Alpenraum besonders ins Ge-
wicht.

Sensible Ökosysteme

Auch hätten die wirtschaftli-
chen Ungleichgewichte im Al-
penraum während der zurück-
liegenden Wachstumsphase zu-
genommen. Darüber hinaus
würden die Alpen als sensible
Ökosysteme vom ökologischen
Wandel besonders tangiert - mit
schwerwiegenden Folgen für
ihre Wirtschaft und ihr gesell-
schaftliches und kulturelles Le-
ben. Kleine Korrekturen und Mo-
difikationen am bisherigenWachs-
tumsmodell genügten nicht. Es
gehe um tief greifende Umorien-
tierungen; eine kontrollierte
Rücknahme des Wachstums in
den westlichen Industrielän-

dern sei dabei unabdingbar.
Konkret wird zunächst eine

grundsätzliche Neuorientierung
der Wirtschaftspolitik ins Auge
gefasst, „wobei ökologische
Steuerreformen und eine neue
Klimapolitik zentrale Elemente
darstellen“. Auch sollte eine
neue Wirtschafts- und Regio-
nalpolitik der EU und der Al-
penstaaten die Förderung der
regionalen Wirtschaftskreisläu-
fe und nichtmonetären Wirt-
schaftsformen ins Zentrum stel-
len. Ferner seien im Rahmen
der alpinen Raumordnungspoli-
tik für schrumpfende Regionen
positiv besetzte Visionen zu
entwickeln, die Wohlfahrt und
Glück statt Wachstum ins Zen-
trum stellen. Der Abbau von
Überkapazitäten und der Rück-
bau von Infrastrukturen dürften
kein Tabu mehr sein.

Schutzgebiete aufbauen

Obwohl Natur und Land-
schaft die knappste Ressource
und das wichtigste Kapital der
Alpenregionen darstellten, „wer-
den sie mit der Nutzung durch
Tourismus, Verkehr, Siedlun-
gen, Landwirtschaft und Indu-
strie immer mehr in Mitleiden-
schaft gezogen“, so die Kritik.
Die Alpenstaaten und Gebiets-
körperschaften seien gefordert,
den Natur- und Landschafts-
schutz deutlich zu stärken. Dar-
auf aufbauend und unter Einbe-
zug der Bevölkerung müssten
großflächige Schutzgebiete auf-
gebaut, gepflegt und miteinan-
der vernetzt werden.

Strenge Standards

Trotz der erneuerbaren Ener-
gie Wasserkraft und großen Po-
tenzialen bei den neuen erneu-
erbaren Energien Holz, Sonne,
Wind und Geothermie fußten
Wirtschaft und Gesellschaft in
den Alpen weiterhin auf dem
wachsenden Verbrauch von fos-
silen Brennstoffen. Die Neuori-
entierung in der Energiepolitik
habe jedoch anzusetzen bei der
Energieeffizienz (z. B. systema-
tische Durchsetzung des Passiv-
haus-Standards für Neubau-
ten und bei Renovationen) und
bei der Förderung erneuerbarer
Energien. Die Forderung: Die
Neuorientierung der Energiepo-
litik in der EU und in den Al-

Bioabfall-Verwertung
optimieren

Neue Studie berechnet Ökoeffizienz diverser Verfahren

,Bioabfall ist ein wertvoller Rohstoff. Dies ist das Ergebnis ei-
ner neuen Studie zur ökoeffizienten Verwertung von Bioabfäl-
len, die auf einer Fachtagung in Augsburg vorgestellt wurde.

Vor 120 Teilnehmern aus
Kommunen und Entsorgungs-
unternehmen unterstrich Albert
Göttle, Präsident des Bayeri-
schen Landesamtes für Umwelt
(LfU), besonders die Optimie-
rungspotenziale bei der Bioab-
fall-Behandlung: ,,Gerade bei
der Vergärung gibt es viel zu be-
achten. Wir setzen uns daher
weiter für eine umweltfreundli-
che Technik und gekonnte Pro-
zessführung ein.”

An erster Stelle stehen dabei für
den LfU-Präsidenten die Ab-
deckung der Gärrestlager und die
Abwärmenutzung, die besonders
viel für Klimaschutz und Energie-
effizienz bringen. Auch die Ein-
hausung von Kompostmieten
könne die Umwelt entlasten.

Solide Grundlage für
eine gute Entscheidung

,,Welches Verfahren die Ent-
scheidungsträger in den Kommu-
nen wählen, hängt stark von den
Bedingungen vor Ort ab”, ergänz-
te Wolfgang Rommel, Geschäfts-
führer des bifa Umweltinstituts:
,,Unsere Studie zeigt die Einfluss-
faktoren. Sie schätzt auch die Ko-
sten ab und bietet damit eine soli-
de Grundlage für eine gute Ent-
scheidung.” Denn laut denAbfall-
Experten bringen alle untersuch-
ten Verfahren Umweltvorteile,
aber kein Verfahren schneidet
immer am besten ab.

DetaillierteAnalyse

Die neue Studie nimmt Um-
weltwirkungen und Kosten der
Kompostierung von Bioabfall, der
Vergärung zu Biogas und der Mit-
verbrennung mit dem Hausmüll
detailliert unter die Lupe. Eine
spezielleAnalyse zeigt zudem den

Einfluss verschiedener Verfah-
rensvarianten. Göttle: ,,In dieser
Bearbeitungstiefe ist die Bioab-
fall-Behandlung bislang noch
nicht untersucht worden.” Fach-
leute des bifa Umweltinstitutes
hatten gemeinsam mit LfU-Ex-
perten und Spezialisten aus an-
deren Fachbehörden und Ver-
bänden die Ökoeffizienz-Be-
rechnung für Verfahren der Bio-
abfall-Verwertung entscheidend
vorangetrieben: Nicht nur Treib-
hauseffekt, Versauerung, Nähr-
stoffanreicherung, Ozonbildung,
Humantoxizität und Ökotoxi-
zität wurden in der Berechnung
der Ökoeffizienz ,,auf den Punkt
gebracht”.

Neue Wege der Methodik

Darüber hinaus wurde - erstma-
lig in dieser Studie - auch die
Rückführung von organischer
Substanz und Phosphat berück-
sichtigt. Rommel meint: ,,Auch
methodisch haben wir in dieser
Studie neue Wege beschritten und
den üblichen Betrachtungsrahmen
für Ökobilanzen wesentlich er-
weitert.” Die Rückführung von
organischer Substanz dient der
Humusreproduktion und ist eine
wichtige Maßnahme zur Erhal-
tung der Bodenfruchtbarkeit.
Phosphat ist ein wichtiger Pflan-
zennährstoff, wobei die Reichwei-
te der Vorkommen unter Fachleu-
ten umstritten ist.
DetaillierteAusführungen und Er-
gebnisse finden Sie im bifa-Text
Nr. 47 mit dem Titel ,,Ökoeffizi-
ente Verwertung von Bioabfällen
und Grüngut in Bayern”, der am
bifa Umweltinstitut zum Preis von
15 Euro + MwSt. erworben wer-
den kann.
Weitere Informationen unter
http://www.bifa.de.

sche Vielfalt zu verstetigen, wur-
de auf dem Dialogforum zudem
die Gründung eines „Bündnisses
der Kommunen“ für die biologi-
sche Vielfalt angeregt. Das
Bündnis soll mit zahlreichen
konkreten Vorteilen für die
Kommunen verbunden sein. Da-
zu gehörten unter anderem der
bundesweite Erfahrungsaus-
tausch, die Verbreitung guter
Beispiele und nicht zuletzt die
Möglichkeit, gemeinsam größe-
re Unterstützungsleistungen bei
Maßnahmen zum Erhalt der bio-
logischen Vielfalt zu akquirieren.

Erwartungen

„Der Zusammenschluss in ei-
nem Bündnis bietet den Kommu-
nen viele Möglichkeiten, ihre
Bemühungen um den Schutz der
biologischen Vielfalt weiter zu
verstärken. Die Kommunen er-
warten aber die Bereitstellung fi-
nanzieller Fördermittel für den Er-
halt der biologischen Vielfalt, bei-
spielsweise in Form eines Bio-
diversitätsfonds“, hob Ute Kreien-
meier vom Deutschen Städte und
Gemeindebund hervor.

Vielfältige
Aufgabenbereiche berührt

Deutlich wurde auf dem Dia-
logforum „Biologische Vielfalt
in Kommunen“, dass mit dem
Schutz und der nachhaltigen Nut-

zung der biologischen Vielfalt
auf kommunaler Ebene vielfälti-
ge Aufgabenbereiche berührt
sind, die neben der Gestaltung
und Pflege von Grün- und Frei-
flächen etwa auch Belange des
Gewässerschutzes, der Förde-
rung umweltverträglicher Land-
nutzungsformen sowie erzielba-
re Synergien zwischen dem Na-
turschutz und einer Abminde-
rung der Folgen des Klimawan-
dels betreffen. Nicht zuletzt kann
der Einsatz für den Erhalt der
biologischen Vielfalt auch aktiv
für das Tourismus- und Stadt-
marketing und damit für eine po-
sitive Imagegestaltung einge-
setzt werden.

Gemeinsames Vorgehen
erforderlich

Die Teilnehmer des Dialogfo-
rums waren sich einig, dass der
Erhalt der biologischen Vielfalt
für die Lebensqualität in den
Kommunen von großer Bedeu-
tung ist und ein gemeinsames
Vorgehen der Kommunen in
Deutschland erfordert. Sie be-
grüßten die Initiative des Bundes-
amtes für Naturschutz, die Städte
und Gemeinden aktiv in den Um-
setzungsprozess der Nationalen
Strategie zur biologischen Vielfalt
einzubinden. Alle interessierten
Kommunen sind herzlich einge-
laden, sich diesem Prozess anzu-
schließen!

penländern hat „unter weitest-
gehender Wahrung der sensi-
blen Landschaften und Ökosy-
steme der Alpen“ zu geschehen.
Neu- und Umbauten müssten
strengsten Standards genügen.
Atomkraftwerke seien keine
Zukunftsoption.

Verkehrspolitik

Was die Verkehrspolitik anbe-
langt, so werden die EU und die
Alpenstaaten aufgefordert, dem
öffentlichen Verkehr Priorität
einzuräumen. Der Transitver-
kehr sei weitgehend über die
Schiene abzuwickeln. Der Frei-
zeit- und Tourismusverkehr
müsse auf Bahn und Bus verla-
gert werden. Wo diese weiterhin
notwendig seien, sollten Autos
mit alternativen Antriebs- und
Leitsystemen verkehren.

Umorientierung vonnöten

Der weiterhin wachstumsori-
entierte Alpentourismus basiert
nach Ansicht der Tagungsteil-
nehmer auf einer nicht nachhal-
tigen Nutzung der Ressourcen.
Im Zentrum stünden der moto-
risierte Individualverkehr, die
Energieverschwendung beim Be-
trieb von Ferienwohnungen und
Hotels sowie der oftmals wenig
sensible Umgang mit der Land-
schaft. In den meisten Fällen
gehe Quantität weiterhin vor
Qualität. Die Umorientierung
hin zu einer Nachhaltigkeit, die
nicht bloß eine Marketingetiket-
te darstellt, sei heute die vor-
dringlichste Aufgabe dieser größ-

ten Branche vieler Alpenregio-
nen. Unerlässlich seien hierbei
Anreize seitens der Energie-,
Verkehrs- und Raumordnungs-
politik, der Politik der regiona-
len Kreisläufe und des Land-
schaftsschutzes. Konkret heißt
es: „Die EU und die Alpenstaa-
ten sind aufgefordert, Nachhal-
tigkeitskriterien in die touristi-
schen Förderpolitiken zu inte-
grieren und mit ökologischen
Lenkungsabgaben die umwelt-,
natur- und landschaftsverträgli-
chen touristischen Formen kon-
sequent zu begünstigen.“

,,Instrument mit Zähnen”

Um die Entwicklung in den Al-
pen nachhaltig zu fördern, haben
die Alpenländer und die EU vor
knapp 20 Jahren die Alpenkon-
vention ins Leben gerufen. „Bis
heute konnte damit aber nicht ver-
hindert werden, dass die Zer-
störung der Naturressourcen in
denAlpen weiterhin zunimmt“, so
der Tenor. Der künftige Beitrag
der Alpen zu einer „Global Go-
vernance“ liege bei den Alpen-
staaten und bei der EU.

Sie hätten es in der Hand,
„aus dem Papiertiger Alpenkon-
vention ein Instrument mit Zäh-
nen zu machen“. Die EU und
die Alpenstaaten werden des-
halb aufgefordert, „die Alpen-
konvention endlich als ein
Werkzeug für die ökologische
und nachhaltige Entwicklung
im Alpenraum ernst zunehmen
und dazu griffige Aktionspläne
auszuarbeiten und umzuset-
zen“. DK

MdEP Markus Ferber:

Gegen Einführung einer EU-Müllagentur
Brüssel (pm). Anlässlich des geplanten Aufbaus einer EU-
Müllagentur, die von der Europäischen Kommission am
Montag in einer Studie vorgeschlagen wurde, äußerte sich
der Vorsitzende der CSU-Gruppe im Europäischen Parla-
ment, Markus Ferber, sehr kritisch: „Es wird ständig über
Bürokratieabbau diskutiert, doch bei solchen Vorschlägen
wird einem neuen Bürokratiemonster nur neuer Nährbo-
den gegeben.“

Vor dem Hintergrund der geplanten Müllagentur betonte
Ferber, dass die EU mehr und mehr einer „Agenturitis“ zum
Oper falle. „Den Mitgliedstaaten sollte gemäß dem Subsida-
ritätsprinzip mehr Freiheit bei nationalen Entscheidungen ge-
geben werden. Mit solchen Plänen baut die Europäische Kom-
mission nur noch weitere bürokratische Apparate auf, die
wichtige Entscheidungen unnötig verlangsamen und dem
Steuerzahler sehr viel Geld kosten.“

Nach Angaben der Kommission würde die EU-Müllagentur
jährlich ca. 16 Millionen Euro kosten. Der Umweltkommissar
Stavros Dimas erklärte gestern, dass im Verlauf dieses Jahres
über die Entstehung der Müllagentur auf europäischer Ebene
diskutiert werden solle.
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Münchner Umweltbericht:

„Raum für Zukunft“
Kommunen müssen starkes Signal für den Klimaschutz setzen

Klimaschutz ist vor allem eine Sache der Städte, weil sie
„Hauptakteure und Hauptbetroffene“ zugleich sind. Die Kom-
munen sind daher aufgefordert, alles in ihrer Macht Stehende zu
unternehmen, um den Klimawandel und die beobachtbaren Fol-
gen zu begrenzen. Dazu gehört die Sicherstellung der Trinkwas-
serversorgung durch den ökologischen Umbau der städtischen
Wälder genauso wie die Vorbereitung des Münchner Kanalnet-
zes auf die zukünftig zu erwartenden Starkregenfälle oder ein
nachhaltiges Abfallwirtschaftskonzept. Dies geht aus dem neuen
Umweltbericht des Münchner Kommunalreferates hervor.

Das Kommunalreferat ist das
erste Referat der Landeshaupt-
stadt München, das seit dem Jahr
2002 ein Umweltcontrolling auf-
gebaut hat und dem Stadtrat für
seine Bereiche darlegt, was es
zur Erreichung der städtischen
Nachhaltigkeitsziele unternimmt.
Nach dem Motto „Vorgaben sind
gut, aber Controlling ist besser“
werden seit sieben Jahren Pro-
jekte anhand von vier Aktions-

feldern im Klimaschutz (CO2-
Vermeidung, CO2-Prognose,
CO2-Bindung, ökologisch be-
wirtschaftete Flächen und Wis-
senstransfer) untersucht und ver-
öffentlicht.

CO2-Vermeidung

Insgesamt vermeidet das Kom-
munalreferat 260.000 Tonnen
CO2 pro Jahr. Wie das geschieht,

wird in dem rund 48 Seiten star-
ken Umweltbericht anhand von
zahlreichen Projekten und Maß-
nahmen vorgestellt. In der Publi-
kation enthalten ist auch eine Zu-
sammenstellung aller vier Akti-
onsfelder, die anhand von Zeit-
reihen verdeutlichen, wo die Be-
reiche des Kommunalreferats
gerade stehen.

1,8 Millionen Tonnen
in sieben Jahren

Laut Bericht wurden in den
vergangenen sieben Jahren rund
1,8 Millionen Tonnen CO2
im Rahmen der Tätigkeiten
des Kommunalreferats vermie-
den. Den größten Anteil daran
haben der AWM Abfallwirt-
schaftsbetrieb München (80 Pro-
zent) und die städtische Forstver-
waltung. Der nicht weiter ver-
wertbare Abfall wird verbrannt
und zur Erzeugung von Strom
und Fernwärme genutzt, Holz
dient als Energieträger oder er-
setzt andere Baustoffe, die sonst
aufwändig produziert werden
müssten. Weitere Beispiele sind
der Bau von Fotovoltaikanlagen,
der Betrieb von Biogasanlagen,
die Nutzung von Biomasse zu
Heizzwecken, der Einsatz von
Pflanzenöl als Kraftstoff und die
energetische Sanierung von Alt-
bauten.

Wälder sind Speicher für das
Treibhausgas Kohlendioxid. Die
städtischen Wälder binden rund
3,4 Millionen Tonnen CO2. Wei-
tere positive Effekte, die sich aus
dem Umbau der Waldflächen in
gesunde Mischwaldbestände er-
geben, sind schwer zu quantifi-
zieren und wurden in der Hand-
reichung nicht berücksichtigt.
Eine Steigerung dieser Mengen
wäre durch die Aufforstung wei-
terer Flächen zu erreichen, stellt
das Kommunalreferat fest.

Stadtgüter München

Einen weiteren Beitrag zur
CO2-Bindung liefern die Stadt-
güter München mit der ökologi-
schen Bewirtschaftung von Gü-
tern. Die zentrale Rolle bei der
Klimawirkung des ökologischen
Landbaues spielt der Humusge-
halt der Böden und damit das
Potenzial Kohlendioxid in Form
von Kohlenstoff zu speichern
(Sequestrierung). Abhängig vom
Standort und Bewirtschaftungs-
management kann von einer
Steigerung der Kohlenstoffge-
halte im Boden von bis zu 0,1
Prozent ausgegangen werden.
Auf dieser Grundlage ergibt sich
durch die Umstellung konven-
tioneller Bewirtschaftung auf
ökologischen Landbau, konser-
vativ geschätzt, in einem Zeit-

raum von bis zu 20 Jahren eine
zusätzliche CO2-Bindung von
ein bis zwei Tonnen CO2 je
Hektar und Jahr.

Rund 6.300 Hektar umfassen
die nachhaltig bewirtschafteten
Flächen im Einflussbereich des
Kommunalreferats. 5.000 Hek-
tar davon sind Wald, der sich im
Eigentum der Stadt selbst, der
Heiliggeistspital-Stiftung und
der Stadtwerke München GmbH
befindet. Die Waldflächen wer-
den von der städtischen Forst-
verwaltung betreut. Seit Oktober
2001 ist der Wald der Landes-
hauptstadt München mit dem
Naturland-Zertifikat FSC (Forest
Stewardship Council) ausge-
zeichnet. Damit räumt die Stadt
als zweitgrößter kommunaler
Waldbesitzer in Bayern dem
Prinzip der Nachhaltigkeit einen
besonderen Stellenwert ein.

Kulturlandschaft gestalten

Wie in dem Bericht deutlich
wird, beschränken sich die Stadt-
güter München längst nicht mehr
auf die reine Urproduktion, son-
dern erfüllen vielfältigeAufgaben
in der Gesellschaft. Sie erhalten
und gestalten die Kulturlandschaft
als Naherholungsraum für die
Menschen und schaffen Biotope
als Lebensraum für Tiere und
Pflanzen. Durch extensive und so-
weit möglich ökologische Land-
wirtschaft werden die Lebens-
grundlagen Boden, Luft und Was-
ser geschont.

Seit 1989 wurden sechs der elf
Betriebe mit einer Gesamtfläche
von 800 Hektar umgestellt und
nach den Regeln des ökologi-
schen Landbaus bewirtschaftet.
Dabei darf jedoch nicht überse-
hen werden, dass beim Erwerb
der landwirtschaftlichen Flä-
chen immer der kommunalpoli-
tische Zweck (Grundstücksvor-
ratsflächen) imVordergrund stand.
Insgesamt wurden in den ver-
gangenen 20 Jahren rund 500
Hektar Fläche für kommunale
Aufgaben abgegeben.

Forschungsprojekt

Die Stadtgüter München betei-
ligen sich an einem dreijährigen
Forschungsprojekt zu Klimawir-
kungen und zur Nachhaltigkeit
von Landbausystemen. Dabei
werden je 40 ökologisch und kon-
ventionell wirtschaftende Praxis-
betriebe bezüglich der Treibhaus-
gasemissionen kritisch beurteilt.
Ziel des Projekts ist eine gesamt-
betriebliche Bewertung unter
Berücksichtigung der Böden (Hu-
musgehalt und Kohlenstoffbin-
dung), der Tierhaltung und der
Düngung. Durch eine enge Zu-
sammenarbeit von Praxis, Bera-
tung und Wissenschaft sollen be-
sonders klimafreundliche Bewirt-
schaftungssysteme entwickelt
werden.

Von den Betrieben des Kom-
munalreferats bieten die Forst-
verwaltung, die Stadtgüter Mün-
chen und der Abfallwirtschafts-

Ging mit gutem Beispiel voran: Bürgermeister Siegele mit dem
Elektroauto der Gemeinde Mäder.

Internationale Veranstaltung in Mäder/Österreich:

,,Gemeinden
machen Klima”
Gegenmaßnahmen auf dem Prüfstand

Welche Bedeutung hat eine nachhaltige Auseinandersetzung
mit dem Klimawandel in den Alpen? Und wie kann diese si-
chergestellt werden? Bei der viersprachigen Tagung ,,Gemein-
den machen Klima” des Gemeindenetzwerks ,,Allianz in den
Alpen” und der Internationalen Alpenschutzkommission CI-
PRA im österreichischen Mäder wurden Gegen- und Vermin-
derungsmaßnahmen auf den Prüfstand gestellt.

Die Gletscher schmelzen nie-
der, die Meere steigen an, die
Bäche und Flüsse treten über
die Ufer, die Stürme wirbeln
immer heftiger. Kaum jemand
leugnet heute den Klimawandel
und die meisten kennen die
Szenarien. Welche Auswirkun-
gen und Nebenwirkungen ha-
ben jedoch die ergriffenen Kli-
mamaßnahmen? Das globale
Problem verlangt nach lokalem
Verantwortungsbewusstsein
und Handeln – auch und gerade
in den Alpen.

„Die Erfolge, die das Land
Vorarlberg gemeinsam mit Ge-
meinden, Naturschutzorganisa-
tionen, Land- und Forstwirt-
schaft sowie mit dem Tourismus
in den letzten Jahren erzielt hat,
müssen auch weiterhin ausge-
baut werden“, fasste der Vorarl-
berger Landesrat Erich Schwärz-
ler ein regionales Ziel der inter-
nationalen Veranstaltung zu-
sammen. Die Alpen sind einer-
seits Mitverursacher der Klima-
problematik und andererseits
besonders stark betroffen vom
Klimawandel. „Wir müssen heu-
te gegen den Klimawandel han-
deln, um die Alpen auch in Zu-
kunft als Lebensraum zu erhal-
ten“, betonte Bürgermeister Rai-
ner Siegele, Vorsitzender ,,Alli-
anz in den Alpen”.

An der viersprachigen Ta-
gung wurden der Stand der For-
schung und mögliche Hand-
lungsfelder von Expertinnen
und Experten vorgestellt. Im
Zentrum standen nachhaltige
Beispiele von konkreten Klima-
schutzmaßnahmen in Gemein-

den des gesamten Alpenbogens.
„Alpenschutz ist sowohl auf der
oberen Regierungsebene wie
auch auf der Gemeindeebene
von enormer Bedeutung – da-
von ist die CIPRA International
überzeugt“, so Serena Rauzi,
Projektmitarbeiterin cc.alps, CI-
PRA International. So berichte-
ten Referenten aus Pedavena/
Italien, La Terrasse/Frankreich,
Ljubljana/Slowenien, Lindau/
Deutschland und Werfenweng/
Österreich von ihren Erfahrun-
gen mit erneuerbaren Energien,
Passivhäusern, sanfter Mobi-
lität, Naturschutz und Umwelt-
bildung und lieferten Gedan-
kenanstöße zu den Themenbe-
reichen.

Drei Exkursionen am Nach-
mittag des zweiten Veranstal-
tungstages boten den Teilneh-
mern die Möglichkeit, gute Bei-
spiele aus der Region selber zu
erkunden. Die nachhaltige Mus-
tergemeinde Mäder, die Käse-
Straße und der Werkraum im
Bregenzerwald sowie das regio-
nale Mobilitätskonzept plan-b
am Beispiel der Gemeinde Wol-
furt standen zur Auswahl.

Partner der Veranstaltung wa-
ren das Klimabündnis Vorarlberg,
die Rheintalische Grenzgemein-
schaft, das Energieinstitut Vorarl-
berg sowie Energiestadt Schweiz
und Liechtenstein. Damit bot die
Veranstaltung auch Gelegenheit
zum Erfahrungsaustausch. Infor-
mationsstände gewährten zusätz-
lich vertiefte Einblicke in die
Tätigkeitsfelder dieser internatio-
nalen Organisationen und Netz-
werke.

betrieb gezielt Veranstaltun-
gen an, bei denen es um die
Vermittlung ökologischer The-
men geht. So werden auf
den städtischen Gutsbetrieben
im Rahmen umweltpädago-
gischer Projekttage Führun-
gen für Kindergartengruppen
und Schulklassen angeboten.
Dabei steht die Vereinbarkeit
von landwirtschaftlicher Pro-
duktion mit Natur und Um-
welt im Vordergrund.

Umweltstation

Am Gut Obergrashof wurde
mit Unterstützung der Stadtgüter
München eine Umweltstation ein-
gerichtet. Dort fördert der Verein
Dachauer Moos e.V. zusammen
mit der Volkshochschule Dachau
und einer Reihe weiterer Institu-
tionen Bildung im Bereich Land-
wirtschaft und Naturschutz.

Abfallwirtschaftsbetrieb
München

Dass kommunaler Klima-
schutz auch ein Innovationsmo-
tor mit positiven Auswirkungen
auf die Beschäftigung in der Re-
gion ist, zeigt der Abfallwirt-
schaftsbetrieb München: Inzwi-
schen ist er mit 1.300 Beschäf-
tigten und einem Umsatz von
220 Millionen Euro pro Jahr der
größte Arbeitgeber im Umwelt-
bereich in der Region München.
Durch umweltfreundliche Be-
schaffungen und Einkäufe,
Ausschreibungen von Klima-
schutzleistungen im Bereich
der Gebäudesanierung und der
Vergabe von Aufträgen an
klein- und mittelständische Un-
ternehmen trägt das Kommu-
nalreferat zum Erhalt von um-
weltfreundlichen Arbeitsplät-
zen in der Region bei. DK

Neue Bäume
für die Stadt

Projekt „Stadtgrün 2021“ sucht klima- und
umweltfeste Baumarten für Bayerns Städte

Welche Baumarten werden mit dem Klimawandel in Bayerns
Städten am besten zurechtkommen? Dazu hat die Bayerische
Landesanstalt für Weinbau und Gartenbau (LWG) in Veits-
höchheim jetzt ein großangelegtes Versuchsprojekt gestartet.
Unter anderem soll die Entwicklung neu gepflanzter Bäume in
Würzburg, Hof und Kempten über zehn Jahre hinweg beob-
achtet werden.

Tragen künftig verstärkt Hain-
buche, Erle, Silberlinde, Am-
berbaum, Gingko, Magnolie
und Burgenahorn zu einem ge-
sunden, sauerstoffreichen Klein-
klima in Bayerns Städten bei?
Dieser Frage geht die LWG mit
dem Projekt „Stadtgrün 2021“
gezielt nach. Vorgestellt wurde
das Vorhaben erstmals anläss-
lich der 21. Veitshöchheimer
Baumschultage im Januar. Da-
bei wurden Vertreter von Baum-
schulen und Kommunen sowie
Landespfleger und Gärtner in-
formiert.

Weltweit ausgewählte-
Gehölze

Unter der Leitung der LWG-
Experten Dr. Susanne Böll, Klaus
Körber und Dr. Philipp Schönfeld
wurden Gehölze aus der ganzen
Welt vorausgewählt. Diese Arten
haben in Asien, Nordamerika
oder Süd- und Südosteuropa seit
Jahrtausenden Stressfakoren wie
Hitze, Trockenheit, Schädlings-
befall, Krankheiten und Spätfrö-
sten widerstanden. Voraussicht-
lich kommen einige Exoten, aber
auch eine Reihe heimische Bäu-
me, mit dem drohenden Szenario
des Klimawandels in Bayern bes-
ser zurecht als die meisten bishe-
rigen Stadtbäume.

Baumpflanzungen

Jetzt soll der Versuch zeigen,

wie gut die neuen Gehölze die ei-
sigen Winter in Hof, die üppigen
Niederschläge in Kempten und
die trockenheißen Sommer in
Würzburg überstehen. Dazu
werden entsprechende Baum-
pflanzungen vorgenommen. Im
Rahmen des wissenschaftlichen
Versuchs werden im Laufe des
Jahres 20 Baumarten in 480
Exemplaren dem bayerischen
Stadtklima ausgesetzt. Natür-
lich müssen sie dort auch Abga-
se, Streusalz und Urin aushalten
und Wassermangel wegen zu
enger Baumgruben in verdich-
teten Böden tolerieren. Beschä-
digte Wurzeln, Stämme und
Kronen dürfen einem richtigen
Stadtbaum auch nichts ausma-
chen.

Stressbewältigung

In der Natur spielen Pilze im
Wurzelraum der Bäume auch
zur Stressbewältigung eine
Rolle. Deshalb werden die
LWG-Experten einem Teil der
Baumgruben spezielle Pilz-
Substrate mitgeben. Ob das
den Bäumen hilft, soll eben-
falls untersucht werden. Bin-
nen zehn Jahren wollen die
Forscher zu klaren Ergebnis-
sen gelangen. Bleibt zu hoffen,
dass bis dahin nicht schon alle
Stadtbäume im Angesicht des
Klimawandels ihre Rolle als
„grüne Lunge“ der Städte auf-
gegeben haben. wkn
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,,Hoffnungsstark! Gegen
Ausgrenzung von Jugendlichen”

Salesianer Don Boscos eröffneten in München „Projekt LIFE“

Mit der offiziellen Eröffnung des „Projekts LIFE“, einer Wohn-
gruppe für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge in München,
und einem Festgottesdienst mit dem neuen Generalvikar der Erz-
diözese München und Freising, Prof. DDr. Peter Beer, haben die
Salesianer Don Boscos in München das Hochfest ihres Ordens-
gründer Johannes Bosco (1815-1888) gefeiert.

Zum Auftakt ihres Festwo-
chenendes eröffnete die katholi-
sche Ordensgemeinschaft am
Freitagabend eine Wohngruppe
für unbegleitete minderjährige
Flüchtlinge. Im Beisein zahlrei-
cher Gäste aus Politik, Kirche
und Gesellschaft wurden die elf
jungen Männer im Jugendwohn-
heim Salesianum in München-
Haidhausen willkommen ge-
heißen. Das neue Projekt, das be-
reits im August vergangenen Jah-
res angelaufen ist, bietet elf jun-
gen Migranten, Asylbewerbern
und Flüchtlingen, die aufgrund
von Krieg, Verfolgung, Vertrei-
bung, Hunger oder Naturkatastro-
phen ihre Heimat verlassen mus-
sten und ohne ihre Familie nach
München kommen, Unterstüt-
zung und Hilfe bei der Organisa-
tion und Bewältigung ihres All-
tags in fremder Umgebung.

Die Jugendlichen erhalten Un-
terstützung bei der Klärung von
rechtlichen Fragen, beim Ausfül-
len von Anträgen, Behördengän-
gen und beim Erlernen der deut-
schen Sprache. Zu den weiteren
Angeboten zählen die pädagogi-
sche und seelsorgliche Beglei-
tung bis zum Erreichen eines
Schulabschlusses, die Vermitt-
lung von Lehrstellen oder ande-
ren Qualifizierungsmaßnahmen
sowie eine Gesundheitserzie-
hung. Ziel des Projekts ist es, die
jungen Menschen bei ihrer Le-
bens- und Zukunftsgestaltung zu
begleiten, sie zu stärken und ih-
nen zu einem gelingenden Leben
zu verhelfen.

Wachsende Armut

Unter dem Thema „Hoffnungs-
stark! Gegen Ausgrenzung von
Jugendlichen“ hatten die Salesia-
ner vor der offiziellen Eröffnung
zu einer Vesper mit anschließen-
der Podiumsdiskussion in die
Pfarrei St. Wolfgang eingeladen.
„In Anlehnung an das europäi-
sche Jahr gegenArmut und sozia-
le Ausgrenzung wollen wir die
wachsende Armut junger Men-
schen, auch in Deutschland, klar

und deutlich benennen“, erklärte
P. Franz-Ulrich Otto SDB, Pro-
vinzialvikar der Salesianer Don
Boscos und Vorsitzender der
Bundesarbeitsgemeinschaft Ka-
tholische Jugendsozialarbeit, das
bundesweite Motto der diesjähri-
gen Don Bosco Festwoche. In
den Jugendhilfeeinrichtungen sei-
nes Ordens habe man gerade in
den vergangenen Jahren zuneh-
mend mit Jugendlichen zu tun,
die ausgebremst oder auch ausge-
grenzt seien. Es gelte, diese nicht
zu übersehen, sondern ihnen Mut
zu machen, aus ihrer Lethargie
aufzubrechen, ihre Situation nicht
einfach hinzunehmen, sondern
ihr Leben selbst in die Hand zu
nehmen, ihre Fähigkeiten aus sich
hervorzuholen und ins Spiel zu
bringen.

Zunehmender Werteverlust

„Ein immer größer werdender
Teil hatte leider nie die Chance,
angenommen zu sein und wertge-
schätzt zu werden“, so der 59-
Jährige, der als Gründe für die
neu entstandene Jugendnot vor
allem auch einen zunehmenden
Werteverlust in der Gesellschaft
nannte. „Werte regeln nicht mehr
selbstverständlich unser Zusam-
menleben. Egoismus tritt an die
Stelle von Solidarität“, so Otto.

Kritik an Einsparungen

Kritik übte der Salesianer aber
auch an Reformen und Ein-
sparungen im Sozialwesen der
vergangenen Jahre, an oft fal-
scher Priorisierung und Veren-
gung der Zielsetzung aller Bemü-
hungen um die Integration in Ar-
beitsprozesse. „Diese Jugendli-
chen benötigen in ganz besonde-
rem Maße die Erfahrung, dass
wir ihnen trauen, dass wir an sie
glauben. Und deswegen dürfen
wir nie zulassen und hinnehmen,
dass irgendein junger Mensch auf
dem Standstreifen des Lebens
abgestellt wird – auch von kei-
nem Gesetzgeber“.

In einer anschließenden Podi-

umsdiskussion, die vom Ge-
schäftsführer der Landesarbeitge-
meinschaft Katholische Jugend-
sozialarbeit, Michael Kroll, mo-
deriert wurde, wurde das Thema
des Abends in unterschiedlichen
Facetten ausgeführt.

Erfahrungswerte

Auf dem Podium diskutierten
Arnd Brechmann, Vorstand der
Christoph-Metzelder-Stiftung
„Zukunft Jugend“; Prof. Dr. Egon
Endres, Präsident der katholi-

schen Stiftungsfachhochschule
München; Prälat Hans Georg
Lindenberger, Diözesan-Caritas-
direktor, sowie P. Dr. Bernhard
Vondrasek SDB vom Don Bosco
Flüchtlingswerk Österreich. Die
Podiumsteilnehmer berichteten,
wo sie in ihrem persönlichen Um-
feld und ihrer Arbeit Ausgren-
zung erleben, was Zugehörigkeit
für sie bedeutet und was sie „hoff-
nungsstark“ werden lässt.

Integrationsprobleme

P. Dr. Bernhard Vondrasek,
Vorsitzender des Don Bosco
Flüchtlingswerks Österreich,
konnte dabei sehr gezielt von sei-
nen Erfahrungen in einem Wohn-
projekt der Salesianer Don Bos-
cos in Österreich berichten. Der
Salesianer erzählte von den
Schwierigkeiten, die es bei der In-

Von links: P. Stefan Stöhr, Direktor des Jugendwohnheims Salesi-
anum in München, Projekt LIFE-Gruppenleiter Ingo Greß sowie
ein Jugendlicher aus der Wohngruppe, der stellvertretend für sei-
ne Mitbewohner ein Bild des Ordensgründers Johannes Bosco
entgegennahm.

tegration der Jugendlichen gege-
ben habe: „Unsere Wohngruppe
ist mitten in einem Villen-Viertel
in Wien untergebracht. Was mei-
nen Sie, wie die Menschen dort
reagiert haben, als das Projekt be-
kannt gemacht wurde?“, so Von-
drasek, der dazu ermutigte, Kriti-
kern offen zu begegnen und
entgegenzutreten. „Begegnungen
von Mensch zu Mensch überwin-
den alle Widerstände“, erklärte der
Salesianer.

Als einen Hauptgrund von
Ausgrenzung sahen alle Podiums-
teilnehmer eine mangelnde Teil-
habe an Bildungschancen. „Das
deutsche Bildungssystem versagt
vor allem im Bereich Sprachbe-
fähigung. Die Sprache ist eine
Schlüsselqualifikation. Wenn es
hier hapert, können Jugendliche
noch so intelligent sein, dann ha-
ben sie keine Chance. Hier fehlt
es an Weichen in unserem Bil-
dungssystem“, fasste Prälat Hans
Georg Lindenberger zusammen.

Grenzen überschreiten

Der Diözesan-Caritasdirek-
tor rief ebenso wie der Präsident
der katholischen Stiftungsfach-
hochschule, Prof. Dr. Egon End-
res, dazu auf, verstärkt sozialpoli-
tisch aktiv zu werden, „in die Bütt
zu gehen und seine Meinung zu
vertreten und gleichsam Men-
schen auch zu ermutigen, Grenzen
zu überschreiten und die Stimme
für die zu erheben, die in der Ge-
sellschaft keine haben“. Dabei gel-

te es auch, „junge Studierende im
Fach Soziale Arbeit nicht nur auf
fachlicher Ebene auszubilden,
sondern auch auf politischer Ebe-
ne zu schulen“. Bildung sei ein
wichtiger Schlüssel, der immer
wieder Wahlkampfstereotype sei,
aber dann nicht umgesetzt werde,
so Arnd Brechmann, Vorstand der
Christoph-Metzelder-Stiftung
„Zukunft Jugend“.

Festgottesdienst

Das Hochfest ihres Ordensgrün-
ders Johannes Bosco (1815-1888)
feierten die Salesianer Don Boscos
in München mit einem Festgottes-
dienst in der Pfarrei St. Wolfgang.
Hauptzelebrant war der neue Ge-
neralvikar der Erzdiözese Mün-
chen und Freising, Prof. DDr. Pe-
ter Beer. Gerade Jugendliche
machten in der heutigen Gesell-
schaft oft die Erfahrung von Aus-
grenzung und Vorverurteilung,
weil sie nicht in irgendein vorge-
fertigtes Schema passen. „Aus-
grenzung schafft Kälte und nimmt
Lebensmöglichkeiten“, so der Ge-
neralvikar, der dazu aufrief, Don
Bosco als Vorbild zu nehmen.

„Lassen Sie es uns Don Bosco
gleichtun und die Menschen so
lieben, wie sie sind, weil wir alle
Kinder Gottes sind“, fasste Beer
zusammen. Dies gelinge vor al-
lem dann, wenn wir für die Liebe,
die Gott uns schenkt, offen seien
und diese Liebe auch an andere
weitergeben: „Gott zeigt uns: Je-
der ist wichtig!“

Amt für Ländliche Entwicklung Oberpfalz:

Zahlen und Vorhaben
Das Amt für Ländliche Entwicklung Oberpfalz legt regelmäßig
für jeden Landkreis eine Informationsschrift auf, die Mandat-
strägern und der breiten Öffentlichkeit einen Überblick über die
Aktivitäten der Behörde gibt. Der Leiter desAmtes für Ländliche
Entwicklung Oberpfalz, Thomas Gollwitzer, überreichte Landrat
Albert Löhner im Landratsamt nunmehr das erste Exemplar des
Landkreisbriefes Neumarkt i. d. Opf.

Im Regierungsbezirk Ober-
pfalz und dem niederbayerischen
Landkreis Kelheim werden der-
zeit über 350 Vorhaben in mehr
als 170 Gemeinden betreut. Wei-
tere 300 Projekte sind beantragt.
Wie Gollwitzer betonte, sei der
ländliche Raum in jüngster Zeit
wieder verstärkt in den Fokus der
öffentlichen Diskussion gerückt.
Der Freistaat lege großen Wert
auf ein ausgewogenes Miteinan-
der von Ballungs- und ländlichen
Räumen. Deshalb unterstütze er
die ländlichen Kommunen über
die Ämter für Ländliche Ent-
wicklung mit den Instrumenten
Integrierte Ländliche Entwick-
lung, Flurneuordnung, Dorfer-
neuerung und diversen Förder-
programmen.“

Neben einer Übersicht über die
laufenden und geplanten Vorhaben
findet der Leser im Landkreisbrief
aktuelle Zahlen zu Investitionen
und Zuschüssen, die in den Land-
kreis Neumarkt i. d. Opf. fließen,
sowie Informationen zu den Vor-
haben, in denen 2009 wichtigeAr-
beitsschritte erledigt wurden. 2009
waren Investitionen durch die
Kommunen, die Grundeigentümer
und die Ländliche Entwicklung
von 3,04 Millionen Euro im Land-
kreis vorgesehen. Dafür stellte das
Amt 1,60 Millionen Euro Förder-
mittel bereit. In dieseVorhaben sol-
len in den Folgejahren noch rund 4
Millionen Euro investiert werden,
die mit nationalen und EU-Mitteln
bezuschusst werden.

Schwerpunkt
Dorferneuerung

Der Investitionsschwerpunkt
lag im Jahr 2009 mit über 2,1 Mil-
lionen Euro in der Dorferneue-
rung. Größere Baumaßnahmen
betreute das Amt im Landkreis
Neumarkt i. d. Opf. in den Dorfer-
neuerungen Reichertshofen-Forst
(Investitionen in Höhe von
399.000 Euro), Röckersbühl II
(471.000 Euro) und Willenhofen
II (270.000 Euro).

Sehr positiv hat sich auch die
Schule der Dorf- und Landent-
wicklungAbtei Plankstetten (SDL)
entwickelt. 2009 liefen fast 50 Se-
minare für Dorfgemeinschaften,
die Ziele und Strategien für die
künftige Entwicklung ihrer Dör-
fer erarbeiteten und sich das
Rüstzeug für eine konstruktive
Bürgermitwirkung geben lassen
wollten. Das Amt für Ländliche
Entwicklung Oberpfalz fordert
und fördert an dieser Stelle ge-
zielt: Der Staat gibt seine Unter-
stützung als Hilfe zur Selbsthilfe
nur dann, wenn sich die Bürger
aktiv einbringen. Dafür erhält
die SDL für den Seminarbetrieb
vom Amt 70 Prozent Förderung.

In die Flurneuordnung im
Landkreis Neumarkt i. d. Opf.
flossen 2009 über eine halbe Mil-
lion Euro Fördermittel in die Re-
gion. Neben der Bodenordnung
lagen die Schwerpunkte für die
Landwirte und Grundeigentümer
auf dem Ausbau der Erschlie-
ßungsstraßen und -wege für eine
rationellere Bewirtschaftung ihrer
Flächen und auf Maßnahmen zur
ökologischen Bereicherung der
Kulturlandschaft.

Der Landkreis Neumarkt i. d.
Opf. ist aber auch ein Schwer-
punkt der Integrierten Ländlichen
Entwicklung (ILE) in der Ober-
pfalz. Bei den ILE handelt es sich
um gemeindeübergreifende Zu-
sammenschlüsse, durch die Syner-
gieeffekte auf unterschiedlichsten
Feldern erzielt werden sollen. Ein
Beispiel ist die Kooperation der
acht Kommunen Berg bei Neu-
markt, Hohenfels, Lauterhofen,
Lupburg, Parsberg, Pilsach, Seu-
bersdorf undVelburg (NM-ARGE
8). Sie setzen auf eine Verbesse-
rung der Lebensverhältnisse, unter
anderem geht es um die Breit-
bandversorgung auf den Dörfern,
um eine verbesserte ÖPNV-Ver-
sorgung, ein Bündnis zwischen
Jung und Alt und die Kooperation
der Verwaltungen und Bauhöfe.

Aktionsbündnis

Eine bezirksübergreifendeAlli-
anz bildet das Aktionsbündnis
Oberpfalz – Mittelfranken, dem
Allersberg, Berngau, Burgthann,
Deining, Freystadt, Mühlhausen,
Postbauer-Heng, Pyrbaum und
Sengenthal angehören. Diesen
neun Gemeinden geht es um eine
klare Positionierung innerhalb der
Metropolregion Nürnberg. Sie
wollen zum Beispiel vom Nah-
tourismus aus der benachbarten
Großstadt profitieren. Das Amt
für Ländliche Entwicklung Ober-
pfalz unterstützt diese ILE bei der
Erarbeitung eines mittelfristigen
Konzeptes sowie bei der Umset-
zung der Ziele durch Dorferneue-
rungen und Flurneuordnungen.

Neben den klassischen Projek-
ten der Dorferneuerung und Flur-
neuordnung bietet das Amt
für Ländliche Entwicklung Ober-
pfalz den ländlichen Kommu-
nen auch die Förderung von
Maßnahmen an, für die sie selbst
Bauträger sind. So wird z. B. in
Freystadt die Erschließung des
Gestüts Möningerberg und der
Friedlmühle gefördert. Das Amt
für Ländliche Entwicklung
Oberpfalz bezuschusst die Kom-
munen mit 45 Prozent, damit
können in diesem Jahr Maßnah-
men mit einem Investitionsvo-
lumen von 762.000 Euro umge-
setzt werden. DK

Bürgerentscheid Klinik Bad Windsheim:

Aufatmen im Landkreis
Buchstäblich in letzter Minute hat es doch noch eine Einigung
in Sachen Krankenhäuser gegeben, so dass der auf den Weg
gebrachte Bürgerentscheid „Erhalt der Klinik Bad Winds-
heim“ von den Initiatoren zurückgezogen wurde. In der CSU
wird davon gesprochen, dass die verursachte emotionale Auf-
regung hätte vermieden werden können, wenn zuvor seitens
der Landkreisspitze ordentlich, offen und rechtzeitig mit den
Beteiligten gesprochen worden wäre.

Die geplante und nach Exper-
tenmeinung unabdingbar not-
wendige Umstrukturierung der
drei Kliniken im Landkreis hatte
für Unruhe gesorgt, da aus der
Klinik Bad Windsheim einige
Bereiche hätten ausgelagert wer-
den sollen. Das hat in der Kur-
stadt für aus örtlicher Sicht be-
rechtigte Aufregung gesorgt.

Kompetenz sichern

Das Kommunalunternehmen
Kliniken des Landkreises wird
jetzt mit der Dr.-Becker-Klinik
Verhandlungen führen, um die in-
ternistische Kompetenz in Bad
Windsheim langfristig zu sichern.
Entgegen dem ursprünglichen
Kompromiss bedeutet diese eine
erhebliche Verbesserung. So
konnte also auch der Kreis-
tag sein dagegen gesetztes Be-
gehren „Erhalt der drei Kliniken
…“ zurückziehen.

Der nach der großen Gebietsre-
form aus drei eigenständigen
Landkreisen entstandene und nur
mühsam zusammen gewachsene
„Großkreis“ Neustadt a.d. Aisch

– Bad Windsheim ist somit knapp
an einer Neuauflage des unsägli-
chen Regionaldenkens vorbeige-
schlittert, vor allem dank einer
sehr umsichtig agierenden Kreis-
tags-CSU unter Führung von
Brigitte Hegendörfer und ihrem
Stellvertreter, dem 2. Bürgermei-
ster von Bad Windsheim, Dieter
Hummel. Vermittlungsgespräche
gab es auch von Parlamentari-
schem Staatssekretär Christian
Schmidt und Landtagsabgeord-
netem Hans Herold. Dank ge-
bührt zudem den Bad Windshei-
mer Initiatoren des Bürgerent-
scheids, die im fairen demokrati-
schenWettstreit Zugeständnisse er-
kämpft haben.

Da Bürgerentscheide mit regio-
nal unterschiedlichen Interessenla-
gen oft eher spalten als zusammen-
führen ist eine große Erleichterung
in dieser mittelfränkische Region
spürbar. Nach der Erarbeitung ei-
nes tragfähigen Konzepts muss
dieses „nur noch“ umgesetzt wer-
den – voraussichtlich auch keine
leichte Übung.
Peter Müller
KPV-Kreisvorsitzender

Bürgermeisterwahl in Dietersheim:

Erfolg für Robert Christensen und die CSU
Bei der Bürgermeisterwahl vom 31. Januar 2010 wurde der einzi-
ge Bewerber Robert Christensen (CSU) mit überwältigender Zu-
stimmung von knapp 98 Prozent zum Nachfolger des verstorbe-
nen Wolfgang Breyer (FW) gewählt.
Der 44-jährige selbstständige Wirtschaftsberater ist ohne Verspre-
chungen angetreten. Sein umsichtiges Handeln als 2. Bürgermeister
in einer schwierigen Zeit nach dem plötzlichen Tod des 1. Bürger-
meisters wurde von den Bürgerinnen und Bürgern offensichtlich
honoriert. Christensen zeigte sich sehr zufrieden mit dem Ergebnis
und sprach von ,,großem Rückhalt für die künftigeArbeit”.
CSU-Kreisvorsitzender und Landtagsabgeordneter Hans Herold
(rechts im Bild) gehörte zu den ersten Gratulanten am Wahl-
abend und sicherte dem Sieger seine weitere Unterstützung zu, z.
B. bei den laufenden Dorferneuerungsmaßnahmen. Glückwün-
sche überbrachte u. a. auch der Parlamentarische Staatssekretär
Christian Schmidt.
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Seminar der Schule für Dorf- und Landentwicklung Thierhaupten:

Zukünftiges Leben und
Wohnen auf dem Land

Wie sieht das Leben auf dem Land in 40 Jahren aus? Vor wel-
chen Herausforderungen steht die ländliche Bevölkerung Ex-
perten zufolge? Und wie lassen sich die Probleme lösen, die
durch veränderte Lebensbedingungen entstehen? Die Schule
für Dorf- und Landentwicklung Thierhaupten hat im Rahmen
eines Seminars dazu Antworten gegeben und mögliche Maß-
nahmen anhand von Referenzbeispielen vorgestellt.

„Auf dem Land vollziehen
sich derzeit komplexe Verände-
rungsprozesse, an denen die
Kommunalentwicklung ausge-
richtet werden muss“, so Ger-
linde Augustin, Geschäftsführe-
rin der Einrichtung. Nicht in
den Massenaltenheimen liegt
die Zukunft, vielmehr in klein-
räumigen Versorgungsstruktu-
ren. Eine ländliche Gemeinde,
die mehrere barrierefreie Woh-
nungen in zentraler Lage zur
Verfügung stellt mit intakter
Nachbarschaftshilfe ist dort oft
ausreichend. Hier sind freilich
die Kommunen gefragt, die
nötige Infrastruktur (medizini-
sche Versorgung, Nahversor-
gung, ÖPNV, usw.) bereit zu
stellen.

Zukunftsszenario

Im Jahre 2050 wird das Ver-
hältnis von Jung zu Alt 2:1 betra-
gen, heute stellen alte Menschen
einen Anteil von gerade einmal
einem Sechstel der Bevölke-
rung. Versorgungslücken im länd-
lichen Raum werden sich ver-
schärfen, die Infrastruktur droht
zusammenzubrechen und wert-
volle Immobilien könnten verfal-
len. Hinzu kommt ein deutlich er-
höhter Pflege- und Betreuungs-

bedarf hochbetagter Menschen.

Barrierefreiheit
berücksichtigen

Gemeinden sollten deshalb
beginnen, Leerstandsmanage-
ment zu betreiben, so Architekt
Uwe Gutjahr. Dadurch werden
Ortzentren wiederbelebt, Ab-
wanderung wird verhindert und
leerstehende Bausubstanzen
umgenutzt. Vor allem beim bar-
rierefreien Bauen sieht er den
ländlichen Raum im Vorteil,
denn die dafür notwendigen
großen Flächen stehen nur auf
dem Land zur Verfügung.
Schon jetzt sollte beim Haus-
und Wohnungsbau verstärkt
auf die Bedürfnisse unserer al-
ternden Gesellschaft geachtet
werden.

Innovative Wohn- und
Betreuungskonzepte

Um Menschen auch im Alter
ein Leben in ihrem gewohnten
Umfeld zu ermöglichen, gibt es
bereits eine Reihe unterschiedli-
cher Wohn- und Betreuungs-
konzepte. Neben dem „Betreu-
ten Wohnen“, dem bekanntesten
Wohnkonzept, das jedoch keine
einheitlichen Standards garan-

tiert, sind in den vergangen Jah-
ren eine Reihe neuer Modelle
entstanden. Dazu gehören das
„Wohnen zu Hause“, die „Am-
bulanten Hausgemeinschaften“
oder das „Generationenüber-
greifende Wohnen“ – Konzepte,
die sich auch in kleinen Ge-
meinden gut realisieren lassen.

Voraussetzung ist stets das
ehrenamtliche Engagement der
Gemeindemitglieder – Tugen-
den, die in ländlichen Regionen
noch selbstverständlich sind.
Erst wenn genügend Mut und
Ausdauer vorhanden ist, um
neue Wege zu beschreiten, zeigt
sich, wie viel Potential in den
ländlichen Räumen tatsächlich
steckt.

Ein Musterbeispiel der
generationsübergreifenden
Solidarität

Gelungene Projekte für gene-
rationenübergreifendes Wohnen
aus der Gemeinde Oberhausen,
Landkreis Neuburg/Schroben-

Oberbayerische Integrationspreise:

Vier ausgezeichnete
Initiativen

Vier oberbayerische Initiativen wurden von Regierungspräsi-
dent Christoph Hillenbrand für ihr Engagement um Integrati-
on mit dem auf 5000 Euro dotierten Integrationspreis ausge-
zeichnet. Der erste Preis in Höhe von 2000 Euro ging dabei an
das Ingolstädter Projekt „Fachkräfte für ausländische Unter-
nehmen“, das von der Stadt Ingolstadt und dem Migrationsrat
Ingolstadt initiiert wurde.

„Es freut mich gerade in der
Stadt Ingolstadt, die selbst mit
dem Projekt ‚Fachkräfte für aus-
ländische Unternehmen’ den er-
sten Preis errungen hat, zugleich
die erfolgreicheArbeit von vielen
weiteren oberbayerischen Initiati-
ven würdigen zu können. Damit
wollen wir Initiativen und ihre
zahlreichen ehrenamtlich Enga-
gierten, die sich für ein interkultu-
relles Miteinander einsetzen, so-
wie die Integration von Zuwan-
derern in die Gesellschaft fördern.
Letztlich ist Ziel aller Anstren-
gungen, gemeinsam einen positi-
ven Zusammenhalt von Men-
schen mit und ohne Migrations-
hintergrund zu schaffen und dies
in der Öffentlichkeit noch mehr
ins Bewusstsein zu rücken“, in-
formierte Regierungspräsident
Hillenbrand im Rahmen einer
Feierstunde in der Kolping-Aka-
demie in Ingolstadt.

„Fachkräfte für ausländische
Unternehmen“

Das Projekt „Fachkräfte für
ausländische Unternehmen“ hat
sich zum Ziel gesetzt, ausländi-
sche Unternehmer und Unterneh-
merinnen zu Informationsaben-
den einzuladen. Bei den Veran-
staltungen wird vermittelt, wie
wichtig eine gute Ausbildung für
Jugendliche - vor allem auch für
Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund - ist, auch Unternehmen
mit ausländischen Inhabern oder
Geschäftsführern „in der Pflicht
stehen“, Ausbildungsplätze zur
Verfügung zu stellen und somit
auch soziale Verantwortung zu
übernehmen, welcheAnforderun-
gen zu erfüllen sind, um Ausbil-
dungsbetrieb zu werden und dass
bereits einige ausländische Be-
triebe in Ingolstadt mit Erfolg
ausbilden. Die Auszeichnung für
Ingolstadt wurde entgegenge-
nommen von Bürgermeister Al-
bert Wittmann und dem städti-
schen Integrationsbeauftragten
Herbert Lorenz.

,,Café International“

Der zweite Preis, dotiert mit
1500 Euro, ging an das Projekt
„Café International“. Dabei han-
delt es sich um einen Treffpunkt
für Kinder und Eltern aller Natio-
nalitäten an der Volksschule Haus-
ham. Ziel ist es, die Integration
zwischen deutschen und auslän-
dischen Mitbürgern zu fördern,
Hemmschwellen und Berüh-
rungsängste gegenüber fremden
Kulturen abbauen zu helfen, die
deutsche Kultur und die anderer
Nationalitäten besser kennen zu
lernen und die kulturelle Vielfalt
bzw. Andersartigkeit als Bereiche-
rung zu erleben. Zudem soll dazu
beigetragen werden, die Bildungs-
chancen der ausländischen Schü-
ler und Mitbürger zu verbessern.

,,Welcome”

Mit dem dritten Preis wurde
das Projekt „Welcome“ (Preis-
höhe 1000 Euro) des Beratungs-
und Behandlungszentrums RE-
FUGIO München bedacht. Die
Einrichtung unterstützt Men-
schen, die aufgrund von Folter,
politischer Verfolgung oder krie-
gerischen Konflikten ihr Her-
kunftsland verlassen mussten und
in Deutschland im Exil leben. Ei-
ne besondere Aufmerksamkeit
gilt hierbei den Flüchtlingskin-
dern. Sie erleben Gewalt und
Flucht intensiver und bedrohli-

cher als Erwachsene. Inwieweit
es Kindern gelingt, ihre Erfah-
rung aus Flucht und Verfolgung
zu verarbeiten, ist ganz wesent-
lich von der Zuwendung und dem
Schutz in der Nachfluchtphase
abhängig.

Ziel des Projektes ist die ehren-
amtliche Begleitung in alltägli-
chen Dingen von Flüchtlingsfa-
milien mit Bleibeperspektive. Eh-
renamtliche Mentoren begleiten
die Flüchtlinge für ein halbes Jahr
wöchentlich circa zwei Stunden
vor allem in den Bereichen Ge-
staltung von freier Zeit und sozia-
ler Anbindung, Hilfe bei Woh-
nungs- und Arbeitsplatzsuche,
Orientierung im Gesundheitswe-
sen, Hilfe bei der Herstellung ei-
ner preiswerten Ernährung und
Lernbegleitung für Kinder.

Sonderpreis

Der mit 500 Euro dotierte Son-
derpreis wurde schließlich dem
Theaterprojekt „Arche Noah: Der
Koran - Die Bibel“ der DITIB
Moschee in Rosenheim über-
reicht. Die Kunst- und Kulturpro-
jekte der Moschee sollen die Bil-
dungschancen und den sozialen
Aufstieg und damit die Integrati-
on von Kindern, Jugendlichen
und Familien in den Stadtteilen
fördern. Gemeinsames Tun über-
windet und verhindert gegenseiti-
ge Vorurteile. Da sowohl in der
Bibel als auch im Koran die Ge-
schichte der Arche Noah vor-
kommt, wird gemeinsam mit
Kindern muslimischen und
christlichen Glaubens ein Thea-
terstück einstudiert, sowie das
Bühnenbild entworfen und ge-
staltet. Es wird die Geschichte der
Arche Noah von beiden Seiten
gespielt. Betont werden die Ge-
meinsamkeiten in der Bibel- und
der Koranauslegung.

Schlüssel für Integration

Im Rahmen der Feierstunde
überbrachte Regierungspräsident
Hillenbrand auch die Grüße der
bayerischen Integrationsministe-
rin Christine Haderthauer: „Gera-
de die gelungenen Initiativen zei-
gen, dass Integration zur Norma-
lität wird. Um diese Normalität
auch ins öffentliche Bewusst-
sein zu rücken, stellt das Sozial-
ministerium seit 2008 im Rah-
men des Bayerischen Integra-
tionsprogrammsAktion Integrati-
on jeder Regierung jährlich 5.000
Euro für die Auslobung von Inte-
grationspreisen zur Verfügung“,
betonte die Ministerin. Sie dankte
der Jury für deren erfolgreiche
Arbeit und gratulierte den Preis-
trägern: „Wichtige Schlüssel für
Integration sind Bildung, Ausbil-
dung und eine effiziente Netz-
werkarbeit vor Ort. Die vier aus-
gezeichneten Projekte verkörpern
diese Schlüssel in vorbildlicher
Weise. Integration ist eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe,
die nur im gemeinsamen Bemü-
hen gelöst werden kann.“

Ermittelt wurden die Preisträ-
ger unter Vorsitz von Regierungs-
vizepräsident Ulrich Böger und
unter Beteiligung des Leiters der
Außenstelle München des Bun-
desamtes für Migration und
Flüchtlinge, Georg Ledig.

Lobende Erwähnung fanden
20 weitere Initiativen aus Allers-
hausen, Erding, Freising, Mühl-
dorf a. Inn, München, Murnau,
Neuburg a. d. Donau, Rosen-
heim, Ruhpolding, Traunstein
und Wasserburg a. Inn. KI

hausen und der Gemeinde Lan-
genfeld, Landkreis Neustadt a. d.
Aisch-Bad-Windsheim sind mo-
tivierende Beispiele dafür, wie
Gemeinden ihre zukünftigen Her-
ausforderungen meistern können.
Bewusst wurde alte Bausubstanz
im Ortskern saniert um das Dorf-
zentrum zu beleben. „Der Dialog
zwischen den Generationen funk-
tioniert hervorragend und das Ge-
meinwesen wurde gestärkt, so
Bürgermeister Gößl von Ober-
hausen.

Belebtes Gemeinwesen

Entwickelt wurden die Pro-

jekte aus der Not heraus,
denn auch diese Orte haben
mit der Abwanderung der
jungen Generation aus der
Gemeinde und mit Leerstän-
den im Ortskern zu kämpfen.
In beiden Gemeinden ist es
gelungen, durch die „Genera-
tionenhäuser“ das Gemeinwesen
zu beleben.

Die Beispiele zeigten, das ge-
nerationsübergreifende Ange-
bote und zwanglose Treffen das
Dorfleben und das Gemein-
wesen stärken. Lernen könnte
man, wie man ehrenamtliche
Helfer findet und einsetzt. Das
soziale Management überneh-
men in beiden Projekten Teil-
zeitkräfte.

Jahrespressekonferenz Forum Zukunft Oberfranken:

Image und Identität
Die Region Oberfranken soll künftig mit einem klaren Profil
und einer unverwechselbaren Identität als attraktiver Lebens-
raum mit Zukunft auftreten. Das ist Ziel des Dachmarkenpro-
zesses, den der Verein Oberfranken Offensiv - Forum Zukunft
Oberfranken e. V. Ende 2009 gestartet hat.

Welche Projekte darüber hin-
aus vergangenes Jahr umgesetzt
wurden, darüber informierte die
Vereinsvorsitzende, Umwelt-
staatssekretärin Melanie Huml
bei einem Jahrespressegespräch
in Lichtenfels.

Zweijähriger Prozess

Wie Huml erläuterte, verfüge
Oberfranken über ein großes
Potenzial für eine europäische
Zukunftsregion. Gemeinsam
mit Multiplikatoren aus Politik,
Wirtschaft, Wissenschaft, Reli-
gion, Kultur und Medien soll
mit der Dachmarke Oberfran-
ken ein auf zwei Jahre angeleg-
ter Imageprozess begonnen
werden. Dieser wird unter der
Moderation der Berliner Agen-
tur MetaDesign Entscheidungs-
träger aus allen Interessens-
gruppen der Region beteiligen.

Gemeinsame Vision

„Was diesen Prozess so ein-
malig und anders gestaltet, ist,
dass er alle Stimmen der Region
anhört und sie auf Basis eines
gemeinsamen Verständnisses zu
einer gemeinsamen Vision ver-
eint, die Oberfranken in die Zu-
kunft tragen wird“, hob der er-
ste stellvertretende Vorsitzende
des Vereins Oberfranken Offen-
siv, Regierungspräsident Wil-
helm Wenning, hervor. Mitte
des Jahres sollen die ersten Er-
gebnisse der neuen Dachmarke
vorgestellt werden.

Bis Mitte des Jahres soll zu-
dem ein Familienportal online
gehen, berichtete Melanie
Huml. Das Internetportal soll
Familien, die sich in der Region
ansiedeln wollen, einen umfas-

senden Überblick über Kinder-
betreuungs- und Freizeitange-
bote sowie Bildungseinrichtun-
gen geben.

,,Ortswechsel”

Auf großes Interesse ist laut
Huml im vergangenen Jahr die
Broschüre „Ortswechsel“ ge-
stoßen, in der Neu-Oberfranken
die Reize ihrer neuen Heimat
beschreiben. Außerdem enthält
die Handreichung wertvolle
Tipps zum vielfältigen Kultur-,
Freizeit- und Sportangebot in
der Region und stellt Oberfran-
ken so dar, wie es ist: Ausgestat-
tet mit landschaftlicher Ab-
wechslung und Schönheit, lie-
benswerten Bewohnern und
versehen mit einer hohen Le-
bensqualität.

Wichtige Hilfestellung

„Die Broschüre wird beson-
ders gerne von Firmen genutzt,
die qualifizierte Fachleute nach
Oberfranken holen wollen“, be-
richtete die Staatssekretärin.
Doch auch Städten und Ge-
meinden sei die Publikation ei-
ne wichtige Hilfestellung, wenn
es darum gehe, neue, junge Be-
völkerungsschichten für sich
und somit für Oberfranken zu
gewinnen. Der Verein präsentie-
re die Region auch auf überre-
gionalen Messen.

,,Tornado” in Kasendorf

Den geographischen Mittel-
punkt Oberfrankens markiert
seit vergangenem Jahr ein rund
sieben Meter hoher „Tornado“
in Kasendorf im Landkreis
Kulmbach. Dabei handelt es

sich um eine Installation des
Bamberger Künstlers Bernd
Wagenhäuser. Der Förderverein
„Oberfranken Offensiv“ hat den
Mittelpunkt mit der Stahlplastik
künstlerisch markiert. Die Ge-
samtkosten trug die Oberfran-
kenstiftung.

Ausblick

In einem kurzen Ausblick
wies Vorsitzende Huml darauf
hin, dass ein Demografie-Kon-
gress Mitte März in Selb sich

mit den Problemen Geburten-
rückgang, Abwanderung und
Überalterung befassen wird.
Sorge bereitet laut Huml die
Versorgung mit Ärzten in länd-
lichen Gebieten. Jeder zweite
Allgemeinarzt in Oberfranken
ist ihren Angaben zufolge älter
als 55 Jahre. Auf einem Kon-
gress im Herbst will der Verein
Oberfranken offensiv - Forum
Zukunft Oberfranken Möglich-
keiten diskutieren, wie mehr
junge Ärzte in die Region ge-
holt werden können. DK

Allgäu-Hilfe dankt
seinen Unterstützern

,,Durch die vielen Menschen, Firmen und andere Gruppie-
rungen, die uns mit Aktivitäten und Spenden unterstützt
haben”, konnte die Allgäu-Hilfe nach eigenem Bekunden
die zweite große Hilfsaktion abschließen.

2006 wurde die Hilfsorganisation innerhalb des Veteranen-
und Reservistenvereins Ettringen gegründet und bleibt seitdem
folgenden 2 Leitsätzen treu. ,,Wir helfen Menschen, die unver-
schuldet in Not geraten sind und im Umkreis von 100 Km um
unsere Kreisstadt Mindelheim leben” und ,,die Allgäu-Hilfe
wird komplett ehrenamtlich geführt, die Spenden werden zu
100% für die Hilfsprojekte verwendet”. Den öffentlichen Start-
schuss bildete die Benefizgala 2007 im Gutshof Ostettringen
für das Kinderhospiz in Bad Grönenbach.

Spende an Kinderhospiz Bad Grönenbach

Trotz der schlechten Witterung zum Auftakt und dem ent-
sprechend geringen finanziellen Gewinn konnten durch die
großartige Unterstützung vieler Spender im Januar 2008 rund
4000 Euro an das Kinderhospiz Bad Grönenbach übergeben
werden. Aufgrund der enormen Öffentlichkeitsarbeit im Zu-
sammenhang mit der Benefizgala in Ettringen und der vielen
Presseberichte konnte die Arbeit des Kinderhospizes darge-
stellt werden, so dass auch in der Folgezeit die Summe der
Spenden an das Kinderhospiz Region sich deutlich erhöhte.

Anschaffung eines Behindertenfahrzeugs

Als Folgeprojekt der Allgäu-Hilfe wurde auf Anregungen
aus der Bevölkerung eine körperlich behinderte Mutter, die mit
ihren zwei Töchtern in Ettringen lebt, ausgesucht. Durch ihre
begrenzten finanziellen Mittel war die Mutter für jeden Ein-
kauf oder sonstige Fahrten auf die Familie oder Freundinnen
angewiesen. Die eingeschränkte Mobilität erschwerte der jun-
gen Frau den täglichen Ablauf und verminderte zusätzlich die
Lebensqualität. Durch Losaktionen im KlaWa – Kostümver-
leih, viele Spenden und Eintrittsgelder von der Jubiläumsthea-
ter-Veranstaltung des Veteranen- und Reservistenvereins
Ettringen konnte ein Behindertenfahrzeug im Wert von 5.500
Euro übergeben werden.
Spendenkonto: Allgäu-Hilfe, Kto.-Nr. 101 224 140, BLZ
731 600 00, Genossenschaftsbank Ettringen.
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Erich-Kästner-Grundschule in Alzenau:

80 neue PC
für Schüler

Moderne IT-Ausstattung - Microsoft Server 2008

Alzenau. Große Aufregung und Freude herrschte kürzlich bei
den Kindern der Erich-Kästner-Grundschule in Alzenau, als sie
im Beisein von Bürgermeister Walter Scharwies erstmals Ge-
brauch von ihren neuen Computerarbeitsplätzen machen durf-
ten. Ab sofort stehen ihnen in den Klassenzimmern insgesamt 80
neue PCs zur Verfügung, die vor allem in Freiarbeits- und
Übungsphasen genutzt werden sollen.

Die PCs sind mit spezieller
Schulsoftware ausgestattet, außer-
dem verfügen sie über einen ge-
schützten Zugang zum Internet,
gesteuert über die Filter-Software
„Time for Kids“. Etagendrucker,
ein mobiles interaktives Whitebo-
ard und Beamer komplettieren
die Ausstattung.

In den letzten beiden Jahren
hatte die Stadt Alzenau als ver-
antwortlicher Sachaufwandsträ-
ger die Voraussetzungen dafür
geschaffen, dass die Kinder der
Erich-Kästner-Grundschule
fortan bei ihren Lernanstrengun-
gen zeitgemäße Unterstützung
durch PCs und Internet erhalten.

So wurde bereits im Jahr
2008 mit der erforderlichen
Schaffung der Infrastruktur be-
gonnen. Hierzu erhielten alle
Klassenzimmer und Funktions-
räume der Schule durch eine so-
genannte strukturierte Verkabe-
lung eine Vernetzung, die ent-
sprechende Stromversorgung
wurde mit Blick auf das aktuel-
le IT-Beschaffungsvorhaben er-
weitert und in Teilbereichen neu
geschaffen. Rund 100.000
wendete die Stadt Alzenau für
diese, von den ortsansässigen
Firmen „Elektro Brehm“ und
„Reinhart“, durchgeführten Ar-
beiten, auf.

Zentraler Server
mit Netzwerkdruckern

Im Laufe des Jahres 2009
folgte dann die Ausstattung der
Klassenzimmer mit den neuen
PCs, zudem wurde die Telefon-
anlage erneuert. 80 leistungs-
fähige PCs mit ergonomischen
Flachbildschirmen sind nun an
einen zentralen Server sowie je
einen Netzwerkdrucker pro Eta-
ge angebunden. Die Gesamtko-
sten für die IT-Ausstattung und
die Telefonanlage betrugen
nochmals rund 100.000 , betei-
ligt waren die Alzenauer Firmen

OFM, Netzwerk- und System-
technik GmbH und RSC Com-
puter GmbH.

E-Learning

Das jetzt abgeschlossene ehr-
geizige Vorhaben ermöglicht so-
genanntes E-Learning (elektro-
nisch unterstütztes Lernen, bei
dem digitale Medien für die Prä-
sentation und Verteilung von
Lernmaterialien zum Einsatz
kommen) sowie die Nutzung
moderner Medientechniken in
allen Klassenzimmern.

Schulleiter Franz-Peter Glock
bei der Übergabe: „Computer-
programme für den Schulbetrieb
bieten vielfältige und sehr varia-
ble Übungen besonders in den
Bereichen Deutsch, Mathematik
und Englisch. Außerdem arbei-
ten die Kinder hier sehr motiviert
und entsprechend eifrig, weil sie
das Lernen am PC häufig als
´Spiel´ empfinden.“

Die zentrale Ablage der Datei-
en eröffnet jedem Schüler die

Möglichkeit, am nächsten freien
PC die Arbeit an den eigenen
Dateien wieder aufzunehmen
und fortzuführen. Die serverba-
sierte Installation der eingesetz-
ten Lernsoftware sorgt für eine
einheitliche Ausstattung der ein-
zelnen PCs und reduziert den ad-
ministrativen Aufwand bei Up-
date- und Neuinstallationen.

Auch der Herausforderung,
den Kindern einen optimal ge-
schützten Internetzugriff in allen
Klassenräumen zu ermöglichen,
wurde entsprochen. Über einen
schnellen und leistungsfähigen
Zugang können alle Benutzer
auf das vielfältige Lern- und Me-
dienangebot des Internet zugrei-
fen. Zugleich sorgen intelligente
Filter und andere Schutzmecha-
nismen dafür, dass die Schüler
und Schülerinnen vor den Ge-
fahren, die das Internet zweifel-
los auch bietet, geschützt wer-
den.

Digitale Tafel

Besonders stolz sind die Ver-
antwortlichen auf das neue digi-
tale Whiteboard. Zusammen mit
dem Notebook können PC-ge-
stützte Darstellungen, Grafiken
und auch Programme auf die di-
gitale Tafel projiziert werden.
Auch der umgekehrte Weg ist
möglich. Daten, die während des
Unterrichts auf dem Board ent-
stehen, können ganz einfach di-
gitalisiert und zu einem späteren
Zeitpunkt reproduziert werden.

Bislang waren in den Klassen-
zimmern überwiegend ge-
brauchte Computer und Bild-
schirme zum Einsatz gekom-
men.

Die jungen PC-Nutzer der Erich-Kästner-Schule bei der Überga-
be der neuen Computerarbeitsplätze, mit (v.l.) Carmen Reus,
Leiterin der städt. EDV-Abteilung, Schulleiter Franz-Peter
Glock, Eugen Schwabauer vom städt. EDV-Team, Martin Baudis
vom Planungsbüro Abakus, Bürgermeister Walter Scharwies
und Peter Stephan, Geschäftsführer der Firma RSC Computer
GmbH (Alzenau).

Regionalentwicklung Augsburg Land West e.V.:

„Volle Kraft voraus!“
Karin Schaumann neu im Team

Bürger sind zur Mitarbeit aufgerufen
„Volle Kraft voraus!“ lautet das Motto bei der Regionalentwick-
lung Augsburg Land (ReAL) West. Wie berichtet, haben sich in
den vier Teilregionen Stauden, Holzwinkel, Reischenau und
Zusam/Roth mittlerweile die ersten Arbeitskreise und Projekt-
gruppen gebildet und ihre Arbeit aufgenommen.

Personell wieder komplett ist
die Geschäftsstelle im Fischa-
cher Rathaus. Nach dem Weg-
gang von Bernd Schönauer aus
dem ReAL-West-Team konnte
die entstandene Lücke mit der
Sachreferentin Karin Schau-
mann rasch geschlossen werden.
Geschäftsführer Hubert Teich-
mann und Bettina Spengler, die
das Sekretariat „schmeißt“, freu-
en sich über die Verstärkung
durch eine kompetente Kollegin.
Die Mannschaft der Geschäfts-
stelle sieht sich als Bindeglied
zwischen den Bürgerinnen und
Bürgern, den Gemeinden und
den Arbeitskreisen.

Wichtigste Aufgaben sind die
Bündelung der Interessen der vier
zusammen geschlossenen Teilre-
gionen, die Betreuung der vielfäl-
tigen Projektideen, sowie die
fachmännische und administrati-
ve Begleitung der thematischen
Arbeitskreise, in denen die Pro-
bleme und Chancen des westli-
chen Landkreises aufbereitet und
Lösungen gesucht werden.

Regionalmarketing

Darüber hinaus leisten Hubert
Teichmann und seine beiden Kol-
leginnen Hilfestellung bei der
Umsetzung von Projekten und bei
derAkquisition von Fördermitteln
aus den derzeit aktuellen EU-Pro-
grammen „Leader“ und „ELER“.
Selbstverständlich ist die ReAL-
Geschäftsstelle auch für das Re-
gionalmarketing zuständig. Erfolg-
reich und konstruktiv arbeitet sie
zudem mit überregionalen Ein-
richtungen und Behörden, wie mit
der Regio Augsburg Tourismus
und dem Naturparkverein, zusam-
men. GroßeThemen, die über eine
einzelne Teilregion hinaus gehen,
wie etwa der Komplex des Öffent-
lichen Personen-Nahverkehrs
(ÖPNV), werden ebenfalls zentral
von der Geschäftsstelle begleitet.

Nicht müde wird Geschäfts-
führer Hubert Teichmann, bei al-
len Beteiligten immer wieder das
kreative Denken „über den
Kirchturm hinaus“ anzustoßen.

Vorsitzender der Regionalent-
wickungAugsburg-Land West ist
Kreisrat Walter Aumann aus
Zusmarshausen. Zum engsten
Führungskreis zählen außerdem

die Bürgermeister Peter Ziegel-
meier (Fischach), Walter Wörle
(Markt Wald/Unterallgäu), Dr.
Maximilian Stumböck (Usters-
bach) und Anton Gleich (Bonstet-
ten). Auf der Agenda der ReAL
West stehen eine ganze Reihe kon-
kreter Vorhaben, an deren Umset-
zung und Verwirklichung die Ar-
beitskreise und Projektgruppen
werkeln. Darüber hinaus gibt es
aber auch zahlreiche Ideen und va-
ge Gedankenspiele, die von einem
konkreten Planungsstadium noch
weit entfernt sind. Hubert Teich-
mann: „UnsereArbeit lebt von Vi-
sionen. Bei der ReALWest gibt es
keine Denkverbote. Aus einer an-
fangs „spinnerten“ Idee ist schon
oft ein tolles Projekt entstanden!“

Der Regionalmanager appelliert
an die Bürgerinnen und Bürger in
den vier Teilregionen, sich aktiv in
der ReALWest einzubringen, sich
zu engagieren und die Zukunft ih-
rer Heimat beherzt in die Hand zu
nehmen und mitzugestalten. „Un-
ser Ziel ist es, Gemeinsamkeiten
der vier Teilregionen auf der Ba-
sis gleicher Stärken und Schwä-
chen zu erkennen, die dann in ei-
ner engen Kooperation optimal
bearbeitet werden können. Es geht
also um Synergieeffekte und um
das schlichte Erkennen gemeinsa-
mer Vorteile.“

Radwegenetz
Nordschwaben

Während die Projekte Eukitea-
Theater Diedorf und Stauden-
mosterei Fischach erfolgreich ab-
geschlossen sind, steht das Rad-
wegenetz Nordschwaben noch
am Anfang. Bei vielen anderen
(Kooperations-)Vorhaben laufen
auf den unterschiedlichsten Ebe-
nen Gespräche über Machbarkeit
und Finanzierung. In der konkre-
ten Umsetzungsphase ist der
„Kult(o)ursommer im Holzwin-
kel“, der heuer mit einem bunten
Veranstaltungsprogramm startet.

Auf der langen Liste der Pro-
jekt-ideen stehen darüber hinaus
ein Mozartfestival entlang des
Mozartweges, die touristische
Aufbereitung der Mühlen im Zu-
samtal sowie die Wiederbelebung
alter Wallfahrtsorte im ReAL-
West-Gebiet und deren touristi-
sche Erschließung. Im Projektspei-
cher finden sich darüber hinaus
der Erhalt der letzten Einraum-
Volksschule in Wollmetshofen
(Markt Fischach), die Herausga-
be eines Bildbandes über den
Holzwinkel, die Errichtung einer
Draisinenbahn im Unterallgäu,
ein Erlebnispark für Kinder auf
den Spuren des Heimatschriftstel-
lers Ludwig Ganghofer sowie

Überlegungen zur Rettung und
nachhaltigen Nutzung des Fug-
gerschlosses in Mickhausen.

Die Stauden, die Reischenau,
der Holzwinkel und das Gebiet
Zusam/Roth haben sich im Früh-
jahr 2008 zur Regionalentwick-
lung Augsburg Land West e.V.
(„ReAL West“) zusammen ge-
schlossen. Das Gebiet umfasst
rund 600 Quadratkilometer mit
knapp 60.000 Einwohner. Zur
Stärkung des ländlichen Raumes
entwickeln die 24 Mitgliedsge-
meinden zahlreiche Ideen und
Projekte, die aus dem EU-För-
derprogramm „Leader“ finanzi-
ell gefördert werden.

Freut sich auf viele neue Projekte und Ideen: das Team der
ReAL-West-Geschäftsstelle mit (von links): Geschäftsführer
Hubert Teichmann, Karin Schaumann, Bettina Spengler und
Vorsitzendem Walter Aumann. Foto: Walter Kleber

3,5 Millionen Euro haben sich der Landkreis Passau, die Stadt
Hauzenberg, der Freistaat Bayern, die Europäische Union und
die Bayerische Sparkassenstiftung das „Granitzentrum“ in
Hauzenberg kosten lassen – eine Investition, die der Tourismus-
region eine weitere Attraktion beschert hat. Foto: obx

Das kalte Blut der Erde
Ein einzigartiges Museum im Bayerischen Wald entführt die Be-
sucher in eine tief beeindruckende Welt aus Stein: Der Granit
hat über viele Jahrhunderte das Leben der Menschen in der my-
stisch anmutenden Waldregion im Osten Bayerns geprägt. Trotz
Billigimporten ist der hoch qualitative Bayerwald-Granit noch
immer gefragt.

Völlig emotionslos beschreiben
Geologen den Granit: Das aus
Magma entstandene Tiefengestein
setzt sich im wesentlichen aus
Feldspat, Quartz und Glimmer zu-
sammen. Für die Steinhauer im
Bayerischen Wald jedoch ist das
harte Urgestein das „kalte Blut der
Erde“. Seit gut 1000 Jahren wird
in Europas dichtestem Waldge-
biet, dem Bayerischen Wald und
dem angrenzenden Böhmerwald,
der harte, grobkristalline Stein ab-
gebaut und bearbeitet. Dieser bis
in die Gegenwart reichenden Ge-
schichte widmet sich im Luftkur-
ort Hauzenberg nördlich von
Passau ein Museum, das in seiner
Art einzigartig ist: Im Granitzen-
trum werden die Besucher in
„Stein-Welten“ entführt - und
schon beim Eintreten von einer
faszinierenden Architektur aus
Granit, Stahl und Glas umfangen.

Spezialisierung

Etwa 12.000 Menschen waren
um das Jahr 1900 in den vielen
Steinbrüchen und in Steinmetz-
betrieben beschäftigt. Danach

brach diese traditionsreiche In-
dustrie zusammen. Etwa 20 Gra-
nitbetriebe mit einigen hundert
Beschäftigten sind heute noch
übrig geblieben im Bayerischen
Wald. Nicht mehr Massenaufträ-
ge sollen das Überleben sichern
helfen, sondern Spezialisierung
und hochwertige Produkte, für
die bestens ausgebildetes Perso-
nal und teure, computergesteuer-
te Maschinen nötig sind.

Ein Unternehmen, das es mit
seinen Granitarbeiten zu interna-
tionaler Berühmtheit gebracht
hat, ist der Steinmetzbetrieb Josef
Kusser inAicha vorm Wald: Dort
wurde eine Technik entwickelt,
mithilfe derer Granitblöcke zu
vollendet runden, gigantischen
Kugeln geschliffen werden, die
sich, getragen von einem hauch-
dünnen Wasserfilm, in einer pas-
sgenauen Gegenform drehen.

Heimischer Baustoff

Eine dieser phänomenalen Gra-
nitkugeln beeindruckt auch die
Besucher des Granitzentrums,
das nicht nur über die geologische

Entstehung und die handwerkli-
che Geschichte des Granitabbaus
im Bayerischen Wald informiert,
sondern sich auch der Zukunft
widmet: Bei Messen, Seminaren
und Tagungen werden neue Ver-
arbeitungstechniken vorgestellt
und Marketingideen entwickelt.
Und zudem soll privaten und öf-
fentlichen Bauherren die Bedeu-
tung des heimischen Baustoffs
Granit in Erinnerung gerufen
werden. 3,5 Millionen Euro ha-
ben sich der Landkreis Passau,
die Stadt Hauzenberg, der Frei-
staat Bayern, die Europäische
Union und die Bayerische Spar-

kassenstiftung das „Granitzen-
trum“ in Hauzenberg kosten las-
sen eine Investition, die der Tou-
rismusregion eine weitere Attrak-
tion beschert hat.

In diesem Jahr rechnet das Gra-
nitzentrum mit etwa 35.000 Besu-
chern, die anhand von informati-
ven Schautafeln, Filmen und alten
Gerätschaften einen tief reichen-
den Eindruck davon bekommen,
dass für die Menschen im Bayer-
wald der Granit nicht einfach nur
ein Werkstoff ist - sondern eben
das „kalte Blut der Erde“.
Informationen im Internet:
www.stein-welten.de obx
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„Jetzt tun die Leute so, als
sei die Einkaufs-Apokalypse
über sie hereingebrochen,
aber vorher war ihnen die
wirtschaftliche Situation von
Bücher Bär wurscht.“ Mein
Chef, der Bürgermeister,
knüllte wütend einen Brief zu-
sammen, in dem ein aufge-
brachter Bürger ihn aufforder-
te, persönlich gegen die
Schließung eines traditionsrei-
chen Einzelhandelsgeschäftes
zu intervenieren.

Es ist ja eigentlich immer die gleiche Ge-
schichte: Ein inhabergeführtes Geschäft, hier
ein Buchladen, bietet schon in der zweiten Ge-
neration perfekten Service und gute Beratung,
die die Kunden auch sehr gerne in Anspruch
nehmen. Weil Service und Beratung von fach-
lich ausgebildeten Mitarbeitern geleistet wird,
sind die Preise in den Nebensortimenten halt et-
was höher als anderswo und man reduziert zur

Kosteneinsparung die Lagerhaltung. Damit
nehmen die Kunden natürlich weiterhin gerne
die Beratung in Anspruch, kaufen ihre Bücher
dann aber lieber im Internet als sie in der Buch-
handlung zu bestellen und lassen das Nebensor-
timent links liegen. Die Folge: Aufgefressen von
Personalkosten und Mieten hissen die Inhaber
die weiße Flagge, sperren den Laden zu, aber
nicht ohne großen Räumungsverkauf samt
Ankündigung in der Zeitung. Folge: Die Ver-
braucher wachen auf, erkennen, was es heißt,
plötzlich keine anständige Buchhandlung
mehr in der Stadt zu haben und laufen ins Rat-
haus zum Jammern. Aber was können wir
schon groß machen, wenn das Kind erst ein-
mal im Brunnen ist?

Dabei tun wir eh alles, um eine gesunde Ein-
zelhandelsstruktur in der Stadt zu halten. Wir
haben extra einen Einzelhandelskoordinator in-
stalliert, der von der Parkraumsituation bis hin
zu langen Einkaufsnächten, verkaufsoffenen
Sonntagen in der Innenstadt oder der Verknüp-
fung von Kultur und Shopping eine Menge un-
ternimmt, um die Kundenströme von den Ein-
kaufszentren auf den grünen Wiesen hinein in
die Altstadt zu locken. Überall in Bayern gibt es

erfolgreiche Städte, die uns
vormachen, wie man sich er-
folgreich gegen ein Sterben
der Innenstadt und eine Verö-
dung der traditionellen Ge-
schäftslagen stemmt.

Man muss als Kommunalpo-
litiker halt auch akzeptieren,
dass traditionelle Läden oder
Branchen aus unseren Innen-
städten verschwinden, wenn
ihre Angebote von großen Ket-
ten oder den Internethändlern

in Service und Preis konkurrenzlos besser abge-
deckt werden, sie aber nicht mit pfiffigen Ideen,
besonderen Attraktionen oder einem sonstigen
Mehrwert für die Kunden dagegen halten kön-
nen. Denn am Ende zählen für die Leute die
harten Fakten rund um Euro und Cent. Da hel-
fen dann keine Krokodilstränen oder Be-
schwörungen der glorreichen Vergangenheit,
sondern nur die nüchterne Erkenntnis, dass
nichts so beständig ist wie der Wandel.

Die eigentliche Herausforderung kommt ja
erst jetzt auf uns zu: Unseren möglichen Ein-
fluss geltend machen, damit in den frei werden-
den Laden nicht irgendein Ramsch-Shop, zweit-
klassiger Trödelladen oder der Ableger einer
Billig-Kette kommt, die sich ja mittlerweile auch
gerne in kleinen Städten einnisten und dann den
eingesessenen Konkurrenten mit ihren auf Ver-
drängungswettbewerb zielenden Kampfpreisen
den endgültigen Garaus machen. Beispiele
dafür gibt es – leider auch in unserem Städtchen
– zuhauf.

Mein Chef, der Bürgermeister, zieht jedenfalls
seine höchstpersönliche Lehre aus dem Fall
Bücher Bär: Wenn ihm als Konsument ein La-
den am Herzen liegt, sei es der Gemüsetandler,
der Qualitätsoptiker, ein Plattenladen oder eben
eine Buchhandlung, dann wird er darin auch
Dinge kaufen, die vielleicht etwas teuerer sind
oder erst einmal bestellt werden müssen. Denn
ist ein Laden erst einmal K.O., dann holt ihn
keiner mehr zurück. Ja, mein Chef beherzigt
den Satz auf dem heutigen Kalenderblatt, der
von dem norwegischen Forscher Fridtjof Nan-
sen stammt: „Man verliert keine Zeit mit Rück-
blicken, wo es schon genug Mühe macht, die
Augen nach vorn zu richten. Es gibt also keine
andere Wahl als vorwärts zu gehen.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Nichts ist so beständig
wie der Wandel

Bamberg:

100 Tage Stadtarchäologie
OB Starke: „Das steht der Welterbestadt gut zu Gesicht“

Seit 100 Tagen engagiert sich Stefan Pfaffenberger als offizieller
Stadtarchäologe, unter dem Dach der Unteren Denkmalbehör-
de für den Erhalt, die Pflege und die Erforschung des im Boden
verborgen liegenden, historischen Erbes der Stadt Bamberg.

Durch die Zuordnung zum
Baureferat steht er in engem
Austausch mit allen am Bauge-
schehen in der Stadt beteiligten
Planern, Bauherrn, privaten Gra-
bungsfirmen sowie der Univer-
sität und dem Landesamt für
Denkmalpflege. In der kommu-
nalen Bauleitplanung, im Bauge-
nehmigungsverfahren und in den
Verfahren zum Leitungsbau
kann die Stadtarchäologie ihren
Standpunkt vertreten und somit
für einen pfleglichen Umgang
mit den zahlreichen Bodendenk-
mälern in der Stadt sorgen. „Ein
Stadtarchäologe für Bamberg,
das steht der Welterbestadt Bam-
berg wirklich gut zu Gesicht“,
betonte Oberbürgermeister And-
reas Starke anlässlich einer er-
sten Bilanz des Archäologen.

Anlaufstelle

Durch Rat und Tat steht der
Stadtarchäologe allen Bürgern zur
Seite, sei es in beratender Funktion
bei anstehenden Bauvorhaben im
Bereich eingetragener Boden-
denkmäler oder archäologischer
Verdachtsflächen, oder aber als
Anlaufstelle und Informations-

quelle für Bürgervereine, Schulen
und Forschungseinrichtungen.

Eine der zentralen Aufgaben
des Stadtarchäologen wird die
Erstellung eines archäologischen
Stadtkatasters sein, das auflistet
wo wann in der Vergangenheit
gegraben wurde und welche
Funde dort gemacht wurden. Ei-
ne entsprechende Datenbank ist
bereits im Aufbau. Die dort hin-
terlegten Informationen können
dann zukünftig gesamtstädtisch
herangezogen werden. Auf diese

Weise ließen sich auch Ver-
dachtsflächen besser bestimmen.
Pfaffenberger wird sich außer-
dem an der denkmalrechtlichen
Beurteilung und Genehmigung
von Baumaßnahmen beteiligen.

Stadtarchäologie wird die ar-
chäologische Erforschung der
Geschichte heute noch existenter
Städte bezeichnet. Im deutschen
Raum bezieht sich der Begriff
zumeist auf die Erforschung mit-
telalterlicher Städte. Die Initiati-
ve dazu geht von Seiten der Bau-
und Bodendenkmalpflege aus,
die die Bedeutung des „Archivs
unter dem Pflaster“ zunehmend
erkannt hat.

Oberbürgermeister Andreas Starke (l.) und sein Stadtarchäo-
loge Stefan Pfaffenberger.

Zukunft der Schrannenhalle in München:

Nutzungsmix
CSU-Fraktion spricht sich für Konzept aus

Der neue Eigentümer der Schrannenhalle, der Münchner Un-
ternehmer Hans Hammer, hat das Geheimnis der geplanten
zukünftigen Nutzung der Schrannenhalle gelüftet. So soll ein
Nutzungsmix aus Lebensmittelmarkt, Gastronomie und Kultur
den traditionellen Viktualienmarkt ergänzen.

„Hans Hammer und seine
Mannschaft haben ein attraktives
und ausgewogenes Konzept ent-
wickelt, das die Chance hat, in
der Schrannenhalle erfolgreich
durchgeführt zu werden,“ beur-
teilt der stv. CSU-Fraktionsvor-
sitzende, Stadtrat Hans Podiuk
die Nutzungsvorschläge.

Zügige Umsetzung

„Erfreulicherweise erfüllt das
Konzept die Vorgaben des Stadt-
rates bezüglich Nutzung in aus-
gezeichneter Weise, so dass – so-
bald die Problematik mit dem
derzeitigen Mieter geklärt ist –
die Umsetzung zügig in Angriff
genommen werden kann. Nach
dem jahrelangen rot-grünen
Fiasko wird es endlich Zeit, dass
Ruhe einkehrt und die Schran-
nenhalle eine sinnvolle und der
exponierten Lage entsprechende
Nutzung erhält. Ich wünsche
Hans Hammer viel Glück für
sein ambitioniertes Projekt!“
„Spontan gefällt mir dieses Kon-
zept gut, ergänzt der kulturpoliti-
sche Sprecher der CSU, Stadtrat
Richard Quaas. „Mit einer be-
sonderen Ausstellung zur Stadt-
kultur, die einen aufregenden
Ausflug in die Geschichte Mün-
chens bieten wird, beschreitet
Hans Hammer neue Wege. Ge-
meinsam mit der Veranstaltungs-
fläche, auf der von Jazz über

Bayerischer Blasmusik und Dis-
kussionsrunden bis hin zu Le-
sungen oder Klassik alles gebo-
ten werden kann, wird das Ge-
samtkonzept attraktiv abgerun-
det.“ Der Verwaltungsbeirat der
Markthallen München, CSU-

Landratsamt Fürstenfeldbruck:

Das Bürgerservice-Zentrum
wird acht Jahre alt

„Das Bürgerservice-Zentrum ist ein echtes Erfolgsmodell und
wurde deshalb zum Vorbild für viele andere Landratsämter“,
freute sich Landrat Thomas Karmasin.

„In den letzten Jahren hat sich das Bürgerservice-Zentrum,
nicht zuletzt auch wegen seiner zentralen Lage und der erweiter-
ten Öffnungszeiten immer mehr zu einer unverzichtbaren Service-
einrichtung für den Dienstbetrieb des Landratsamts entwickelt“,
so Karmasin weiter.

„Die Besucherinnen und Besucher schätzen die Möglichkeit, sich
umfassend über die verschiedenen Fachbereiche des Landratsamts,
andere öffentliche Einrichtungen und Behörden sowie Veranstaltun-
gen im Landkreis informieren zu können. In diesem Zeitraum hatten
wir rund eine dreiviertel Million persönliche und telefonische Kon-
takte zu unseren Mitbürgerinnen und Mitbürgern. Allein 220.000
Personen durften wir persönlich an unserer Empfangstheke be-
grüßen. Über 118.000 fachliche Angelegenheiten konnten in unse-
rem Bereich abschließend bearbeitet werden. Wir werden den Land-
kreisbürgerinnen und –bürgern auch in Zukunft bürgerfreundlich, of-
fen und hilfsbereit gerne für Fragen zur Verfügung stehen“, zieht
Markus Pree, Leiter des Bürgerservice-Zentrum, erfreut Bilanz.

Das Informationsangebot der vom Bürgerservice-Zentrum be-
treuten Infothek wird stetig erweitert.

Stadtrat Georg Schlagbauer freut
sich über die Bereicherung für
den Viktualienmarkt:

„Es ist außerordentlich be-
grüßenswert, dass Hans Ham-
mer durch einen Lebensmittel-
markt-Bereich in der Schranne
das Angebot des Viktualien-
marktes ergänzt. Vielleicht bietet
sich dort auch eine Alternative
für den einen oder anderen
Händler vom Markt. Ich bin je-
denfalls sicher, dass Schrannen-
halle und Viktualienmarkt ge-
genseitig voneinander profitie-
ren können. Ein weiterer Anzie-
hungspunkt im Herzen der Stadt
lockt auch zusätzliche Besucher
auf den Viktualienmarkt.“

Bewusstsein für regionale
Baukultur schärfen

Goldener Ammonit als Vorbild
bei Sanierungen und Neubauten

Bereits seit 1997 werden im Landkreis Lichtenfels besonders
vorbildliche Sanierungen und Neubauten mit dem Baupreis
„Goldener Ammonit“ ausgezeichnet.

Wie Landrat Reinhard Leutner
bei der Preisverleihung betonte,
treffe man in Baugebieten z.T.
auf versteinerte Urlaubserinne-
rungen in Form von sogenannten
Toskanahäusern und Anwesen
im oberbayerischen Landhaus-
stil. Dadurch drohe die Identität
heimischer Städte und Dörfer
verloren zu gehen.

Neun Projekte

Der Goldene Ammonit doku-
mentiert deutlich das Ziel, das
Bewusstsein für die regionale
Baukultur zu schärfen, was in
zunehmendem Maße bei Archi-
tekten, Bauherren und Bauunter-
nehmen im Landkreis greift.

Insgesamt wurde ein Preis-
geld, gespendet von der Sparkas-

se Coburg-Lichtenfels, in Höhe
von 5.000 , verteilt auf neun
preiswürdige Projekte, ausge-

reicht. Seit Beginn des Wettbe-
werbs tragen nun rund 70 Ge-
bäude im Landkreis Lichtenfels
diesen einmaligen Baupreis. Sie
dokumentieren die Nachhaltig-
keit im Bereich regionale Bau-
kultur und sind Vorbild bei Sa-
nierungen und Neubauten.

Nachhaltigkeit beim Bau

Die Gewinne im Einzelnen
können unter www.landkreis-
lichtenfels.de eingesehen wer-
den.

Ein Teil der Gewinner des diesjährigen Goldenen Ammoniten
(5. von rechts: Landrat Reinhard Leutner).

Online-Mitfahrzentrale „MiFaZ“:

Jetzt auch im Landkreis Günzburg
Die neue Mitfahrzentrale (MiFaZ) im Landkreis Günzburg bie-
tet Mitfahrgelegenheiten und Mitfahrangebote. Wer jemanden
auf der Fahrt zurArbeit oder Schule mitnehmen kann oder eine
Mitfahrgelegenheit sucht, kann sich bei der MiFaZ registrieren
lassen.

Schon seit einiger Zeit gibt es
Mitfahrzentralen im Internet.
Hier können Fahrgemeinschaften
für die Fahrt zur Arbeit oder zur
Schule gebildet, aber auch Mit-
fahrgelegenheiten für einzelne
Fahrten im gesamten Bundesge-
biet angeboten werden. Gerade
junge Leute nehmen diesesAnge-
bot gerne in Anspruch, da die
Mitfahrt meist günstiger kommt
als ein Bus- oder Bahnticket.

Bisher gab es keine Möglich-
keit, eine Fahrt mit Start- oder
Zielort im Landkreis Günzburg
einzustellen. Damit auch von den
einzelnen Ortschaften des Land-
kreises Günzburg aus solche Mit-
fahrangebote und –gesuche einge-
stellt werden können, hat nun der
Landkreis die Online-Mitfahrzen-
trale „MiFaZ“ eingerichtet.

Über www.gz.mifaz.de gelangt
man zur Startseite. Ein Klick auf

den gewünschten Abfahrts- und
Zielort, und schon kann man se-
hen, ob es für die gewünschte Rou-
te Fahrtangebote bzw. -gesuche
gibt. Wer selbst ein Gesuch oder
einAngebot eingeben will oder auf
ein solches antworten möchte,
muss sich registrieren lassen, da-
mit er die erforderlichen Kontakt-
daten bekommt. Landrat Hubert
Hafner: „Mehrere Mitfahrer be-
deuten weniger Spritkosten, weni-
ger Umweltbelastung und weniger
Parkplatzbedarf. Die Suche und
Einstellung von Angeboten in die
MiFaZ ist zudem kinderleicht.“

Für die Städte und Gemeinden
des Landkreises sind eigene Mit-
fahrzentralen eingerichtet, auf
die man von der Landkreis-Mi-
FaZ wechseln kann. Dann ist es
auch möglich, einen Ortsteil ei-
ner Gemeinde als Start- oder
Zielort einzugeben. Hans Joas

EuRegio-Seminarangebot:

Wertevermittlung
Salzburg-Berchtesgadener

Land-Traunstein

Gemeinsame Werte sind für
die Entwicklung von Einzel-
nen, Gemeinden, Vereinen
oder Betrieben von grundle-
gender Bedeutung. Vor diesem
Hintergrund wurde auf Ebene
der EuRegio in Zusammenar-
beit zwischen dem Kultur- und
Bildungszentrum Kloster See-
on, dem Europakloster Gut
Aich in St. Gilgen und dem
Fachverband der leitenden Ge-
meindebediensteten Österreich
die Seminarreihe „Wertever-
mittlung – Vorteile für Ihre Ge-
meinde“ entwickelt.

Die Seminartage richten sich
in erster Linie an Bürgermei-
ster, an Gemeinde-/Stadträte,
Mitarbeiter in Gemeinde- und
-Stadtverwaltungen, aber auch
an alle generell interessierten
Personen.
Informationen im Internet:
www.euregio-salzburg.eu
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Sportgeräte

Tel. 07195 /69 05-0 · Fax: 0 71 95 /69 05-77 · info@benz-sport.de

www.benz-sport.de

Fahrradabstellanlagen

Kindergarteneinrichtungen

¬ Produktion + Vertrieb GmbH & Co. KG
Industriestraße 1 · D-97285 Röttingen

Tel. (0 93 38) 89-0 · Fax (0 93 38) 89-199
E-Mail eibe@eibe.de · www.eibe.net

Entdecke die Welt des Spielens

L I E F E R A N T E N - N A C H W E I S

Aussenmöblierung

Wartehallen/Außenmöblierungen

Schacht-Ausrüstungen

GZ

Ankauf / Briefmarken

Fahnenmasten/Fahnen

Max-Eyth-Straße 31/1 · 71364 winnenden
Telefon 0 71 95 / 69 33 00 · Fax 0 71 95 / 69 33 33
w w w . b e c k - a u s s e n m o e b l i e r u n g . d e

• Abfallbehälter
• Absperrpfosten
• Fahrradständer
• Sitzbänke u.a.

LANGER s. Wartehallen/Außenmöblierungen

Streuautomaten und Schnee-
pflüge für den Winterdienst

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger
Fax: (02773)82218 · Telefon: (02773)82256+82224

Winterdiensttechnik, die
begeistert – weltweit!

Gmeiner GmbH
Daimlerstraße 18

92533 Wernberg-Köblitz
Tel.: +49 (9604) 93267-0
info@gmeiner-online.de
www.gmeiner-online.de

Ihr Kontakt zur Anzeigenabteilung:

Telefon (08171) 9307-13

Inserierenbringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

Abzeichen

FAHNEN
KOCH
COBURG

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

Briefmarkenverkauf ist
Vertrauenssache

Briefmarkenauktionshaus Schulz
Frauentorgraben 73, 90443 Nürnberg, Telefon 0911/2406870

Spiel-, Sportgeräte +
Skateanlagen

¬ Produktion + Vertrieb GmbH & Co. KG
Industriestraße 1 · D-97285 Röttingen

Tel. (0 93 38) 89-0 · Fax (0 93 38) 89-199
E-Mail eibe@eibe.de · www.eibe.net

Entdecke die Welt des Spielens

Fahnenmasten/Fahnen

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@hugo-knoedler.de
Internet: www.hugo-knoedler.de

Geschenke für Neugeborene

Alles in Textil ..... bestickt — gewoben —
bedruckt — individuell gefertigt !

z. B. bestickte Baby-Handtücher mit dem Logo Ihrer Stadt
als Begrüßungsgeschenk des Bürgermeisters

Kerler GmbH
Schwanthaler Straße 100, 80336 München

Tel.: 0049(0)89 / 543 29 890, Fax: (0)89 / 543 43 587
post@kerler.de www.kerler.de

FAHNEN
KOCH
COBURG

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE Ein Gesellschafter der ELANCIA AG

☎ 05326 / 502-0

38685 Langelsheim • www.langer-georg.de
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Absperrpfosten

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Vorschau auf GZ 5
In unserer Ausgabe Nr. 5, die am 4. März erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:

Energieversorgung Energiesparmaßnahmen
Kommunales Verkehrswesen ÖPNV
Kommunalfahrzeuge, Städtereinigung
Kommunale Museen
Handwerkliche Dienstleistungen
Ausstattung kommunaler Gebäude

Aktivsenioren Bayern e. V.:

Pensionäre als erfahrene Berater
Ehrenamtliche Hilfe seit 25 Jahren

„Erfahrungen sind wie die Samenkörner, aus denen die Klug-
heit emporwächst.“ Was Konrad Adenauer einst beschrieb,
könnte nicht besser auf die Aktivsenioren Bayern zutreffen - ei-
nem gemeinnützigen Verein, der seine Erfahrung und sein
Wissen an Existenzgründer, Unternehmer, Freiberufler,
Dienstleister, Vereine und Organisationen weiter gibt. Etwa
400 tatkräftige Mitglieder zählt der Verein mittlerweile. Ver-
gangenes Jahr konnten die Aktivsenioren Bayern ihr 25-jähri-
ges Jubiläum feiern.

Jährlich werden über 2.000
Existenzgründer und Unterneh-
men beraten. Die Beratungsfel-
der sind speziell oder interdiszi-
plinär, ganz nach Bedarf. Sie
reichen von Grundüberlegun-
gen über Gründungskonzept,
Unternehmensplanung, Finan-
zierung bis zu Logistik, Produk-
tion, Kalkulation, Marketing,
Vertrieb, Verwaltung, Organisa-
tion und Controlling. Auch
technische Einzelfragen bis
hin zum Qualitätsmanagement,
Umweltmanagement, Patentwe-
sen und Betriebsübergaben
decken das Beratungsangebot
der Aktivsenioren ab.

Kontaktgespräch

Wer die Hilfe der Aktivsenio-
ren in Anspruch nehmen will,
sollte zunächst an einem der
Sprechtage ein kostenloses Kon-
taktgespräch vereinbaren. Diese
finden in über 85 Prozent aller
kreisfreien Städte und Land-
ratsämter in Bayern in Koopera-
tion mit den Wirtschaftsreferaten
statt. In einem ersten Beratungs-
gespräch ermittelt man an-
schließend den Beratungsbe-
darf. Falls erforderlich, wird ein
Expertenteam zusammengestellt.
Systematisches Vorgehen und
Vertraulichkeit werden garan-
tiert. Eine Haftung wird nicht
übernommen.

Die Arbeitszeiten und der Rat
der Aktivsenioren sind kosten-
frei. Erstattet werden müssen ei-
ne einmalige Pauschale für Ver-
einsorganisation sowie die Sach-
kosten, die der beratende Senior-
experte in Rechnung stellt – zum
Beispiel Fahrtkosten, Porto, Te-
lefon, Fax, gegebenenfalls Über-
nachtungskosten etc.. Die Aktiv-
senioren selbst arbeiten ehren-
amtlich und uneigennützig.

Wegweiser

Dass sich die Aktivsenioren
weder als Rechtsanwälte und
Steuerberater noch als Konkur-
renz der Unternehmensberatun-
gen verstehen, macht der mittel-
fränkische Regionalleiter Kurt
Opfermann deutlich: „Wir neh-
men den Leuten nicht die Arbeit
ab, wir weisen nur den Weg und
stehen ihnen mit unserer Erfah-
rung zur Seite.“ Seit 2002 arbei-
teten die Aktivsenioren mit der
IHK zusammen, um zusätzliche
Lehrstellen zu akquirieren.
Durch persönliche Gespräche in
den Unternehmen hätten die
Aktivsenioren erreicht, dass bis
Ende 2008 insgesamt 1000
Lehrstellen zugesagt wurden.

Ein weiteres Erfolgsprojekt
ist das Bewerbertraining an der
Hauptschule in der Schnieglin-
ger Straße in Nürnberg und der
Hans-Böckler-Real- und Wirt-

schaftsschule in Fürth. Dabei
wurden 600 Schüler von Mit-
gliedern der Aktivsenioren auf
Vorstellungsgespräche vorberei-
tet und bei der Erstellung der Be-
werbungsunterlagen unterstützt.

Aufgabenfelder

Eine feste Einrichtung sind
die Sprechtage der Aktivsenio-
ren in den Landratsämtern und
Kreditinstituten. Eine Zielgrup-
pe sind dabei Gründer und jun-
ge Unternehmen, die die Senio-
ren auch im Zuge der IHK-
Gründeraktivitäten unterstützen.
Durch ein Unternehmensplan-
spiel wird beispielsweise Stu-
denten der Universität Erlan-
gen-Nürnberg die Selbststän-
digkeit als ein möglicher Kar-
riereweg nahe gebracht. Ein
weiteres Aufgabenfeld ist die
Mitwirkung bei der Deutschen
Hotelklassifizierung sowie die
Vergabe des Bayerischen Um-
weltsiegels für Gasthäuser, Ho-
tels und Festzelte.

,,Alt trifft Jung”

In München sind es allein 100
Unternehmer, Freiberufler und
Führungskräfte im Ruhestand,
die sich ehrenamtlich im Verein
engagieren. Seit 2006 sind sie
auch im schulischen Bereich
aktiv. Unter dem Motto „Alt
trifft Jung“ helfen Aktivsenio-
ren insgesamt 280 Schülern aus
vier Hauptschulen bei der Be-
rufsvorbereitung und der Aus-
bildungsplatzsuche. Sie unter-
stützen die Schüler dabei, eine
Vorstellung davon zu entwi-
ckeln, was sie später beruflich
machen wollen, helfen ihnen
beim Schreiben der Bewerbung
und stellen Kontakt zu Betrie-
ben her.

Umweltschutz fördern

Zwei noch junge Aufgaben-
gebiete der Aktivsenioren sind
die betriebswirtschaftliche Un-
terstützung von sozialen Pflege-
einrichtungen sowie die Förde-
rung des Umweltschutzes. „Was

den Umweltschutz betrifft, so
versuchen wir, vor allem die
mittelständischen Unternehmer
für mehr Initiative zu begei-
stern“, erklärt Dr. Peter Ramm,
Regionalleiter München und
Umland. „Wir wollen dabei
aber nicht wie Umweltmorali-
sten daherkommen, sondern
versuchen die Vorteile für die
Unternehmen zu verdeutli-
chen.“ Für die nächsten Jahre
wünscht sich Ramm, dass die
Aktivsenioren noch mehr weib-
liche Mitglieder bekommen:
„Heutzutage sind 40 Prozent
unserer Klienten Frauen, doch
nur vier Prozent unserer Mit-
glieder sind weiblich.“

Auszeichnungen

Die Aktivsenioren gehören
nationalen und internationalen
Organisationen wie dem Exis-
tenzgründerpakt Bayern, dem
Umweltpakt Bayern sowie der
Europäischen Metropolregion
München e. V. an und kooperie-
ren mit der Staatsregierung,
Landratsämtern, Banken und
Sparkassen, Kammern sowie
vielen anderen Organisationen.
Für ihre Verdienste wurden sie
mit der Konrad Adenauer Me-
daille und dem Ehrenamtspreis
der Bayerischen Staatsregie-
rung ausgezeichnet.

Der Name ist Programm

Wie Unterfrankens Regie-
rungspräsident Dr. Paul Beinho-
fer anlässlich einer Jubiläums-
veranstaltung in Würzburg her-
vorhob, „ist der Vereinsname
‚Aktivsenioren’ Programm und
sagt eigentlich schon fast alles“.
Die vormaligen Fach- und
Führungskräfte aus allen Berei-
chen der Wirtschaft verfügten
über einen großen beruflichen
Erfahrungsschatz, den sie nicht
brach liegen lassen, „sondern
aktiv zum Wohle von Unterneh-
men in allen Lebenslagen ein-
setzen und damit ihre jeweilige
Wirtschaftsregion beflügeln“.

Die aktiven Mitglieder seien
der beste Beweis dafür, dass
man im „besten Alter“ noch
lange nicht zum „alten Eisen“
gehören muss, sondern der akti-
ve „Unruhezustand“ eine ideale
Lebensform im dritten Lebens-
abschnitt sein kann, betonte
Beinhofer. „Ihr Engagement be-

nötigen wir im Hinblick auf den
demographischen Wandel in der
Zukunft mehr denn je. Wir kön-
nen es uns immer weniger lei-
sten, nur auf Jugend zu setzen
und auf erfahrene ‚Kämpen’ zu
verzichten, die fundiertes Fach-
wissen und Souveränität in ei-
nem langen Berufsleben erwor-
ben haben“, stellte der Regie-
rungspräsident fest. DK

1.000 Jahre Weilheim und Polling:

Vielseitiges Programm
2010 wird sowohl für Weilheim als für Polling ein Festjahr. 1000
Jahre ist es dann her, dass beide Kommunen erstmals in einem
Dokument erwähnt wurden - am 16. April 1010 in der Restuti-
onsurkunde Heinrichs II., durch die das Kloster Polling wieder
gegründet wurde.

Gefeiert werden soll dieses Ju-
biläum im Zeichen guter Nach-
barschaft. Zwar sind sowohl in
der Stadt wie auch im Klosterdorf
separate Veranstaltungen geplant,
doch wird es auch viel Gemeinsa-
mes geben. Weilheims Kulturbe-
auftragter Andreas Arneth hat
dafür laut Kulturdezernentin
Ragnhild Thieler „eine gute
Brücke zwischen Weilheim und
Polling geschlagen“.

Weilheimer Passion

Das Programm fürs Jubiläums-
jahr steht fest, detailliert aufgeführt
ist es in einem eigenen Heft. Darin
ist nicht nur der Text jener Urkun-
de abgedruckt, auf der die 1000-
Jahr-Feier basiert, in ihm findet
sich auch das gesamte Programm,
das beide Orte anlässlich des ge-
meinsamen Jubiläums bieten.

Die Feierlichkeiten beginnen
am 26. März mit der Weilheimer
Passion aus dem Jahre 1600 von
Johann Älbl. Sie wurde laut
Andreas Arneth, dem feder-
führenden Organisator im Fest-
ausschuss, vermutlich zuletzt vor
mehr als 300 Jahren aufgeführt.
Die Passion wird auch im Okto-
ber in der Hochlandhalle aufge-
führt. Die rund 150 Mitwirken-
den setzen sich zusammen aus
den Weilheimer Theaterverei-
nen, Kammerorchester und dem
Weilheimer Chorkreis. Dazu
wird eine Ausstellung zur „Tra-
goedia Passionis“ Älbls im
Stadtmuseum gezeigt. Eine Ur-
aufführung gibt es mit Teilen
der „Vesperae Dominicialis“ des

Weilheimer Komponisten Anton
Koppaur.

Der Jahrestag der ersten ur-
kundlichen Erwähnung am Frei-
tag, 16. April 2010, geht vor aus-
schließlich geladenen Gästen mit
einem ökumenischen Festgottes-
dienst und einem Festakt im Pol-
linger Bibliothekssaal über die
Bühne. Zum Jubiläum bietet die
Privatbrauerei Dachsbräu ein ei-
genes Festbier an.

Erarbeitet wurden Konzerte,
Ausstellungen, Vorträge, eine hi-
storische Stadtrallye, ein Oldti-
mertreffen, eine Jubiläumschro-
nik und sogar ein Jubiläumska-
lender „1000 Jahre Weilheim und
Polling“. Mit „Kunst in der Stadt“
und den „Ateliertagen“ zeigen
Mitglieder des Kunstforums ei-
nem breiten Publikum ihre Wer-
ke. Die Weilheimer Innenstadt
wird zur Kunstmeile. In Geschäf-
ten, Sparkasse, Banken und Cafés
wird Kunst zum selbstverständli-
chen Teil, zu einer bereichernden
Erfahrung des täglichen Lebens.

Altstadtfest
und Markttreiben

Wie die Menschen zur Zeit der
ersten urkundlichen Erwähnung
vor 1000 Jahren gelebt haben, de-
monstriert ein mittelalterliches La-
ger, das mit Darstellern aus ganz
Europa im September seine Zelte
aufschlagen wird. Parallel dazu
findet das Weilheimer Altstadtfest
mit buntem Markttreiben am 18.
und 19. September statt.

Zwei Tage werden Handwer-
ker und Gewerbetreibende aus
der Stadt altes Handwerk vorstel-
len, Teilnehmer aus Vereinen, aus
der Gastronomie und aus den
Schulen sowie Gruppen aus um-
liegenden Orten werden in histo-
rischen Kostümen die Innenstadt
in eine andere Zeit versetzen. Prä-
sentiert werden die „Weilheimer
Stückl“, dazu wird es Moritaten,
Stadtwachen, Gaukler, Quacksal-
ber, Stukkateure, Wahrsager und
vieles andere mehr geben. DO.


	bg10021001.pdf
	bg10021002.pdf
	bg10021003.pdf
	bg10021004.pdf
	bg10021005.pdf
	bg10021006.pdf
	bg10021007.pdf
	bg10021008.pdf
	bg10021009.pdf
	bg10021010.pdf
	bg10021011.pdf
	bg10021012.pdf
	bg10021013.pdf
	bg10021014.pdf
	bg10021015.pdf
	bg10021016.pdf

